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8 ift bekanDt; auf welchem Wege der Theilungsgrandfatz in den dentfchen 
Ffirftenhäufem eingedrungen. Der Grundfatz der Erblichkeit der Reichswürden war, 
bei den Graffchaften früher , bei den höheren Reichsämtern jedenfalls am Anfange 
des zwölften Jahrhunderts anerkannt; die Theilbarkeit war damit zwar noch nicht 
gegeben; fie fand indeß auch bald Eingang, und zwar wieder in den Graffebaften 
zuerft — zumal in denjenigen , welche nicht aus alten Grafenbezirken befanden, 
fondem aus einer unzufammenhängenden Reihe theils allodialer, theils feudaler Herr- 
fchafteU; über welche dem Eigenthümer mit der Zeit Grafenrechte verliehen worden 
waren. Zu den rein privatrechtlichen Beziehungen des Grundherrn waren hier gewiffe 
öffentlich-rechtliche Befugniffe getreten; allein diefe Befitzungen wurden dadurch nicht 
ÄU einem Amtsbezirk, fie blieben vielmehr, was fie vorher waren, ein Aggregat von 
patrimonialen Grundherrfchaften, deren Gemeinfamkeit und Einheit lediglich in der 
Perfon ihres Befitzers beftand, einem zufälligen ümftande, keiner rechtlichen Noth- 
wendigkeit. Gegen die Theilbarkeit folcher Herrfchaften ließ fich daher vom recht- 
lichen Standpunkte aus mit Grund nichts einwenden. Das Beifpiel diefer neueren Graf- 
febaften mit ihrem privatrechtlichen Ausgangspunkte wirkte aber auf die alten Grafen- 
bezirke, trotz deren rein öffentlich - rechtlichen Beziehungen zum Grafen als dem 
kaiferlichen Beamten, mächtig ein; man vergaß die ftaatsrechtliche Befchaffenheit 
der Grafengewalt (und wollte fie vergeffen), man warf das Dienftgut, deffen Er- 
Irägniffe in erfter Linie zur Beftreitung der Verwaltungskoften des Grafenamtes 
beftimmt waren, ja man warf die Graffchaft felbft, d. h. den Bezirk, über den der 
Graf nur die Befugniffe feines Amtes und keine Privatrechte auszuüben hatte, 
mit des Grafen Privatvermögen zufammen, das — gleichviel ob Lehen oder Allod — 
privatrechtlichen Charakters war, und kam fo dazu, die ganze Maffe als Patrimonium 
des Grafen nach den gleichen privatrechtlichen Grundfätzen zu behandeln. Zwar 
wäre auch mit diefer privatrechtlichen Auffaffung ein Vorzug der Erftgeburt und 
Ungetheiltheit des Befitzthums wohl vereinbar gewefen und das deutfche Lehenrecbt 
zeigte anfänglich auch entfchieden Neigung hiezu. Allein die neuen gelehrten Räthe 
der Fürften, die in Bologna ihre Weisheit geholt, verachteten das altehrwürdige 
heimifche Recht als barbarifch und verhalfen lieber dem von ihnen als Weltrecht 
verehrten römifchen Recht und dem von diefem beeinflußten longobardifchen Lehen- 
rechte an den deutfchen Höfen zur Anwendung und Geltung. Da aber Corpus jufis 
und Libri fendorum keine Untheilbarkeit der hereditas und keinen Vorzug der Erft- 
geburt kennen — wie denn auch der Italiener Albericus de Rofciate (an der von 
Seeger in feinen Abhandlungen aus dem Strafrechte S. 381 angefiihrten Stelle) 
das Recht der Erftgeburt ausdrücklich als eine nltramontana confuetndo be- 
zeichnet — fo erklärten die römifch gebildeten Rechtsgelelirten auch die deutfchen 
Fürftenthümer für theilbar. So kam es, daß der Theilungsgrundfatz, früher fchon 
in den Graffebaften eingedrungen, feit der Mitte des dreizehnten Jahrhunderts auch 



3 

in den großen Reiehsfürrtentfaümern berrfcbend wird. Welch nnfagliches Elend 
diefes Tbeilungeanwefen über die deutfchen Fürftenbäufer wie über ibre ünter- 
thanen gebracht^ ift bekannt, und ebenfo bekannt, wie eine bewußte Reaktion da- 
gegen endlich eingetreten und rchließlich zu der allgemeinen Anerkennung des 
Untbeilbarkeitsgrundfatzes geführt hat. (Vergl. Hermann Schulze, Das Recht der 
Erftgeburt in den deutfchen Fürrtenhänfern. Leipzig 1851 und deffelben Erb* und 
Farailienrecht der deutfchen Dynaftieeu des Mittelalters. Halle 1871). 

In Württemberg giengen die Verhältniffe im Allgemeinen denfelben Ent- 
wicklungsgang. Doch ift das Bild, das fleh uns hier darbietet, im Ganzen ge- 
nommen ein viel erfreulicheres als wohl bei allen übrigen deutfchen Fürftenhänfern. 

Der Urfprung des württembergifchen Haufes ift in ein unaufhellbares Dunkel 
gehüllt. Ungewiß bleibt es, ob ihr Graffchaftsbezirk im Remsthalgau gelegen (vgl. 
C. F. Hang, Die ältefte Graffchaft Württemberg als Gaugraffchaft. Tübingen, 1831) 
oder im Neckargau (vgl. Paul Stalin a. a. .0. S. 378), oder in Oberfchwaben im 
Eritgau oder benachbarten Gauen (vgl. C. P. Stalin II. S. 478 f., Paul Stalin S. 321 f.), 
oder ob nicht vielmehr die Ahnen des württembergifchen Haufes zur Zeit der alten 
Gauverfaffung noch einfache edelfreie Herren waren (Paul Stalin S. 370 f.), die 
erft, nachdem die Auflöfung der alten Grafenbezirke bereits begonnen, durch Heirat, 
Kauf, Kriegsglück und kluge Benützung der politifchen YerhältnilTe in den Befitz 
von folchen Graffchaften und Graffchaftstbeilen, auch anderen Herrfchaften, Gefallen 
und Rechten gelangt find. Es ift jedoch diefe Frage hier darum müßig, weil die 
Befitznngen der Grafen von Württemberg im dreizehnten Jahrhundert, da endlich 
die fortlaufende Gefchichte des Haufes anhebt, jedenfalls nicht aus einem alten zu- 
fammenhängenden Reichsbezirk beftanden, fondern fich aus den mannigfaUigften nicht 
blos rechtlich und fozial, fondern theil weife auch räumlich getrennten Herrfchaften 
und Herrfchaftstheilen zufammenfetzten ; ununterbrochen wurden neue Stücke dazu 
erworben, von Anfang an, wenn auch feiten, einzelnes davon wieder weggegeben 
oder verpfändet; das fie Verbindende war lediglich die Perfon des Herrn. Diefes 
rechtliche Verhältnis findet fich auch äußerlich in der Bezeichnung, im Namen aus- 
gedrückt: niemals werden die württembergifchen Befltzungen fchlechthin als Graf- 
fchaft Württemberg bezeichnet, vielmehr bis zum Ende des 15. Jahrhunderts, d. h. 
während der ganzen Grafenzeit, von der Graffchaft Württemberg der Grafen von W. 
andere Graffchaften, Herrfchaften und Zugehörungen unterfchieden. (Vgl Reyfcher 
a. a. 0. I. Bd. S. 467. C. F. Stalin III. 417. Wächter, Württ. Privatrecht L Bd. S. 30. 
Sattler, Grafen IV. Fortf. Beil. 54. u. a.) 

So war es nicht anders zu erwarten, als dass in diefem Haufe die Theil- 
barkeit des Territoriums von Anfang an geübt worden. Und wirklich muß fchou 
am Ende des zwölften Jahrhunderts eine folche Theilung eingeleitet worden fein 
(Paul Stalin S, 372 ff.), worüber indeß genauere Nachrichten fehlen; nur die Ab- 
zweigung einer oberfchwäbifchen Linie fcheint ficher. Während aber diefe ober- 
fchwäbifche, Grieninger Linie rafch herabfank (C. F. Stalin III. 226. 717), hob fich 
die niederfchwäbifche, nunmehr die einzige Trägerin des Namens Württemberg, unter 
kräftigen Fürften immer mehr. Frühe Erkenntnis der wahren Intereffen des Haufes, 
unterftützt von dem meift kleinen Perfonalftande der Familie, hatte diefe Linie lange 
Zeit vor weiteren Theilungen bewahrt. — Graf Ulrich mit dem Daumen, mit dem 
erft die zufammenhängende Gefchichte der Grafen von Württemberg beginnt, war 
i, J. 1265 unerwartet geftorben mit Hinterlaffung zweier unmündiger Söhne, Ulrich IL 
und Eberhard. Letzterer, von fpäteren Gefchichtsfchreibem „lUuftris, der Erlauchte", 
von den Zeitgenoffen weniger fchmeichelhaft „der Koch" beigenannt — „Kog" oder 



^Gög" bedeutet mundartlich noch heute einen groben, ungefchlachten Gefellen 
(vergl. J. C. Schmid, Schwab. Wörterbuch) — war erft wenige Monate über 14 Jahre 
alt, da fein älterer Bruder Ulrich im September 1279 noch im Jünglingsalter ftarb; die 
Frage wegen einer Theilung des Landes hatte bis dahin noch nicht aufgeworfen 
werden können. Ebenfo wenig aber wurde fie praktifch bei Eberhards drei Söhnen, 
da zur Zeit feines Todes im Jahre 1325 der ältefte derfelben und deflen Sohn bereits 
geftorben waren, der jüngfte aber als Chorherr in Speier lebte, fo daß allein 
der zweite Sohn, Ulrich IIL als Regierungsnachfolger übrig war. Daß hier nicht 
blos der Zufall Württemberg vor Theilung bewahrt hat, diefelbe vielmehr bewußt 
vermieden wurde, — eben durch den Eintritt des entbehrlichen Nachgeborenen in 
den geiftlichen Stand, — geht aus der bekannten Aeußerung Eberhards des Er- 
lauchten in der Urkunde vom 25. Januar 1321 hervor: „war aber, da vor got 
fy, das die herfchafft getailet wurde u. f. w.^ (abgedruckt in Befoldi Documenta 
concernentia ecclefiam coUeg. Stuttgardienfem 1636 Fol. 9). 

Aus diefer Stelle fcheint zugleich hervorzugehen, daß Eberhard eine Landestheiinng 
für ein trauriges, aber gleichwohl unter Umftänden unabwendbares Schickfal muß gehalten haben; 
denn fonft hätte er bei feinem energifchen Wefen die Abwendung diefes Mißgefchickes nicht dem 
lieben Gott allein ÜberlalTen, fondem felber fein Haus vor folchem Unglück flcher geftellt, gerade 
fo wie dies wenige Jahre zuvor Graf Berthold von Henneberg in feinem Haufe gethan. (Schulze, 
Kecht der Erftgeburt S. 319). Allein man muß Hch hier wieder daran erinnern, daß die 
württembergifchen Herrfchaften von vorn herein kein organifch zufammenhängendes Ganzes 
bildeten, daß Hch die damalige Rechtsanfchauung überhaupt für die Theilbarkeit aller Graffchaften 
ausfprach, und daß endlich Eberhard der Erlauchte, felbft wenn er es für rechtlich möglich ge- 
halten, ßch der allgemeinen Rechtsüberzeugung durch Erlaflung eines Untheilbarkeitsgefetzes 
entgegen zu fetzen, doch jedenfalls nicht hoffen durfte, eine folche hausgefetzliche Verfügung 
werde in der Folgezeit beachtet werden, zu einer Zeit, da felbit die feierlichften Reichsgefetze 
nur dazu gegeben fchienen, um übertreten zu werden. 

Erft unter Eberhards des Erlauchten Enkeln trat die Gefahr der Theilung 
an Württemberg eruftlich heran. Ulrich III. nemlich, Eberhards des Erlauchten 
•Sohn, hinterließ bei feinem Tode im Jahre 1344 zwei Söhne, Eberhard den Greiner 
und Ulrich IV. Diefe beiden fährten die Regierung anfangs gemeinfchaftlich. Allein 
.Ulrich fühlte ßch bei dem wenig verträglichen Charakter feines eigenmächtigen, ihm 
wohl auch geiftig überlegenen Bruders in diefem Verhältniffe nie recht glücklich 
und drang daher auf Abtheilnng des gemeinfchaftlichen Befitzes. Sein Bruder Eber- 
iiard erklärte fich aber damit keineswegs einverftanden, ja vermochte jenen fogar 
dazu, daü er unterm 27. Oktober 1352 verfprach, nie eine Theilung des Landes 
begehren zu wollen, er verkünde es denn ein Jahr zuvor dem Grafen Ulrich dem 
jüngeren von Helfenftein oder, falls dies nicht möglich, dem Grafen Ulrich dem 
älteren von Helfenftein, und falls auch dies unmöglich, feinem Bruder Eberhard 
4*elbft. Der Umftand, daß Eberhard die Theilung nicht geradezu abfchlug, ift 
ein neuer Beweis dafür (wenn es eines folchen noch bedarf), daß nach der Rechts- 
anfchauung der Zeit der Anfpruch der Nachgeborenen auf Theilung des Territoriums 
für gefetzlich begründet galt, ein Abftehen hievon lediglich auf ihrem guten Willen 
beruhte. Nun nahm im Jahre 1356 Graf Ulrichs von Württemberg Schwager, 
der eben genannte Graf Ulrich d. ä. von Helfenftein, mit feinem Vetter gleichen 
Namens eine Theilung ihrer Befitzungen vor (C. F. Stalin III. 661). Schon diefes 
ßeifpiel allein mochte auf Ulrich von Württemberg mächtig wirken. Dazu kam 
indeß noch ein weiterer Umftand, wodurch fich diefer feinem Bruder Eberhard 
befonders zurückgefetzt fühlte, und der in der That für ihn kränkend war. Auf 
dem Reichstage zu Nürnberg im Herbft des Jahres 1361 wirkte nemlich Graf Eber- 



hard von Württemberg bei Kaifer Karl IV. für (Ich und feine Nachkommen, ihre 
Diener und ander ihr Mann und Leute die bekannten Gerichtsprivilegien aus« In 
den beiden darüber unterm 5. Oktober ausgeftellten Urkunden war nun zwar Eber- 
hards und feiner Nachkommen gedacht^ des roitregierenden Grafen Ulrich aber mit 
keinem Worte Erwähnung gethan (Sattler, Grafen I. Beilage 122. 123). Diefe Rück- 
fichtslofigkeit einerfeits, das von den Helfenfteinern gegebene Beifpiel andererfeits^ 
dazu vielleicht auch die von Steinhofer (Wirtembergifche Chronik IL Band S. 333) 
erwähnte erkältende Auseinanderfetzung zwifchen beiden Brüdern mögen den Grafen 
Ulrich dazu gebracht haben, daü er jetzt entfchieden auf eine Thattheilung des 
Landes drang. Eberhard antwortete jedoch auf diefes Anfinnen noch viel ent- 
fchiedener damit, daß er die Käthe feines Bruders gefangen fetzte, fleh aller Städte 
und Burgen verflcherte und diefelben fich als dem Alleinregenten huldigen ließ. 
Ulrich klagte hierüber freilich beim Kaifer. Allein auch hier konnte er feine Ab- 
ficht nicht durchfetzen; hatte doch Karl IV. fünf Jahre zuvor die goldene Bulle 
erlaflen, und war doch eine Hauptbeftimmung derfelben die Einführung der Un- 
theilbarkeit und des Primogeniturrechtes in den Kurfürftenthümern. Trotz letzterer 
Befchränkung zeigt diefelbe immerhin, daß der Kaifer den weitgehenden Zer- 
fplitterungen der Territorien abgeneigt war (denn der Mißftand wegen Führung der 
Kurftimme bei getheilten Kurlanden hätte fleh auch auf andere Weife befeitigen 
laffen). Jedenfalls aber konnte fleh Graf Eberhard, der überdies bei Karl IV. per- 
fönlich in Gunft ftand (Stalin III. 286), auf diefen Vorgang nicht ohne Schein be- 
rufen. Und fo gefchah es denn, daß unter Vermittlung des Kaifers am 3. Dez. 1361 
ftatt einer Landestheiluug vielmehr das erfte Untheilbarkeitsgefetz im württem- 
bergifchen Fürftenhaufe zu Stande kam, der fogenannte Nürnberger Vertrag. 
In diefer „Richtung", wie fich der Vertrag fei ber nennt (abgedruckt bei 
Reyfcher I. 467), verfprechen lammtliche damals lebende Herren von Württemberg, 
nemlich Graf Eberhard der Greiner, fein Bruder Ulrich IV. und Eberhards Sohn 
Ulrich, mit einem feierlichen Eide, daß fie keine Theilung der Graffchaft zu Württem- 
berg und der dazu gehörigen Graf- und Herrfchaften, ihren Freiheiten, Rechten und 
Gewohnheiten von einander oder von ihren Erben jemals mehr fordern wollen, und 
fetzen wörtlich weiter feft: „Sunder wir wollen vnd maynen, das die Graffchaflft zu 
Wirtemberg mit den vorgenannt iren HerIcheflFten, landen leuten vnd zngehorungen — 
vngefundert vngeteilet vnd vnczirbrochen bleiben vnd heften follen firbas ewiclich". 

Damit im ZufammeDhange fetzt jeder der beiden BrOder für den Fall) daß er ohne 
eheliche männliche Leibeserben ftürbe, den anderen Bruder und deflfen Söhne als Alleinerben in 
der ganzen Graffchaft Württemberg und den anderen dazu gehörigen Herrfchaften ein und ver- 
zichtet zugleich auf jede einfeitige Veräußerung von Herrfchaften und Rechten oder Uebernahme 
von Verbindlichkeiten irgend welcher Art (Lehens- und Bundespflichten nicht ausgenommen) auf 
die gemein fchaftliche Herrfchaft unter Lebenden oder von Todes wegen; das Vorgefallene foU 
vergelTen und verziehen fein, die Regierung von beiden Brüdern wieder gemeinfchaftlich geführt 
werden und Friede und Freundfchaft zwifchen denfelben, ihren Räthen und Dienern herrfchen. 
Uebrigens behält fich jeder der beiden Brüder einige Städte und Feften zu eigener Verwaltung 
vor, Eberhard acht, Ulrich nur zwei; doch werden die Nutzungen getheilt, und das Gefetz der 
Untheilbarkeit und ünveräußerlichkeit foU auch fUr diefe vorbehaltenen Plätze gelten. Endlich 
waren über Tragung der Kriegskoften, Form der gemeinfchaftlichen Regierung, Ausfteuerung der 
Töchter, Erfüllung der gegen Böhmen übernommenen Lehenspflichten (f. u.) nähere Beftimmungen 
getroffen; die Leihung der Lehen follte Graf Eberhard allein, aber in gemeinfchafllichem Namen 
vornehmen, feinem Bruder blieb nur für gewiffe Fälle ein Vorfchlagsrecht. Karl IV. ertheilte 
diefem Vertrage unterm 17. Dezember die kaiferliche Beftätigung. 

Nicht ohne Aufwendungen hatte diefes Ziel erreicht werden können: der 
Maklerlohn Karls IV. für Vermittlung der Nürnberger Richtung beftand in der Auf- 



tragang einiger Lehen feitens der Grafen von Württemberg an ihn als König von 
Böhmen; fie erfolgte unter dem gleichen Tage, wie die Vermittlung zwifchen den 
beiden Grafen. Ulrich von Württemberg aber bekam vom Kaifer unterm 4. Dezember 
diefelben G^richtsprivilegien ertheilt, die fein Bruder Eberhard unterm 5. Oktober 
erhalten, wie denn diefer felbft in der Nürnberger Richtung verfprochen hatte, fich 
hiefür beim Kaifer zu verwenden. 

Diefe Nürnberger Richtung ift alfo das erfte Gefetz, welches die Untheil- 
barkeit und UnveräuUerlichkeit der württembergifchen Herrfchaften ausgefprochen 
hat, und zwar als ein dauerndes, für alle Zukunft giltiges Gefetz. Freilich wird 
von Reyfcher (I. 47.) behauptet, daß Ulrich durch die Nürnberger Richtung feine 
etwaigen Nachkommen zu binden nicht gefonnen gewefen, und daß diefer Ver- 
trag noch weniger der Nachkommenfchaft Eberhards gegenüber eine bindende Kraft 
befeffen. Ebenfo fagt C. F. Stalin (III. 287), diefes Hausgefetz habe über die Ver- 
pflichtung, die darin feftgefetzten Grundfätze der Untheilbarkeit und Unveräußerlich- 
keit des Landes auch auf fpätere Gefchlechter zu übertragen, keine Vorfchriften ent- 
halten. Allein ich finde diefe einfchränkende Auslegung nicht begründet. Zugegeben 
mag werden, daß ein beftimmter vorübergehender Umftand zur Schließung des Nürn- 
berger Vertrags geführt hat, nemlich der von Ulrich erhobene Anfpruch auf That- 
theilung und die Beforgnis, es möchte eine folche Theilung nach des kinderlofen 
Ulrichs Tode eine Verfchleuderung feines Theiles an Fremde zur Folge haben. Wie 
wenig Gewicht aber der äußeren Veranlaffung einer Willenserklärung, eines Gefetzes, 
bei deren Auslegung beizumeffen, ift bekannt. Sehen wir uns dagegen doch die 
Worte des Vertrags felber an! In der ganzen Urkunde reden die beiden Grafen 
nicht blos in eigenem Namen, fondern Graf Eberhard verfpricht für fich undfeinen 
Sohn und ihrer beider Erben, Graf Ulrich für fich und feine (z. Z. noch 
mangelnden) Erben, daß fie eine Theilung von einander fordern wollen von ihrem 
vorgenannten Bruder Ulrich, beziehungsweife Eberhard, undfeinenErben nimmer 
fürbaß ewiglich. Das heißt doch nichts anderes, als daß fowohl die beiden Brüder 
als auch deren Erben, f ü r welche, in deren Namen alfo das Verfprechen abgegeben 
worden, nicht bloß von den beiden Brüdern, fondern auch von deren Erben die 
Theilung niemals foUen fordern können, jetzt nicht und in aller Zukunft nicht, oder 
noch genauer gefagt: die den Vertrag fchließenden Brüder weder von einander noch 
von ihren gegenfeitigen Erben, und letztere ebenfo weder von einander noch von den 
den Vertrag fchließenden Brüdern. Vielleicht wird man dagegen noch einwenden, 
die beiden Brüder hätten zwar je in eigenem und in ihrer eigenen Erben Namen 
disponirt, hätten fich aber gerade dadurch nur der andern Partei und deren Erben 
gegenüber verpflichtet nie eine Theilung zu fordern, nicht aber verpflichteten fie 
hiezu die Erben der einzelnen Partei unter fich; fo lange alfo Nachkommen- 
fchaft von beiden Parteien am Leben war, ftand der Vertrag aufrecht, fobald aber 
die eine Partei und deren Nachkommen ausgeftorben, — und diefer Fall wurde als 
demnächft eintretend gedacht und trat auch bereits fünf Jahre fpäter ein, — fo war 
die andere Partei und deren Nachkommen nicht mehr gebunden. Ich will die Mög- 
lichkeit einer folchen, freilich faft gar zu feinen Auslegung des Wortlautes an fich 
nicht beftreiten. Allein ihr widerfpricht doch vor allem das ganz Unbefriedigende 
ihres Ergebniffes; denn wenn eine Landestheilung als ein Uebel erkannt ift, fo muß 
fie als ein Uebel erfcheinen, ob fie erfolgt zwifchen Perfonen, die einen näheren, oder 
folchen, die den entfernteren gemeinfchaftlichen Stammvater haben; und doch wäre 
nach der eben vorgetragenen Auslegung nur den letzteren die Theilung verboten, 
den erfteren aber erlaubt gewefen. Diefer Auslegung widerfpricht aber aucli — und 



diefer Umdand ift entfcbeidend — die bereits angezogene Stelle der Urkunde, wo 
fortgefahren wird: Sunder wir wollen vnd maynen das die Graffcbafft zu Wirtem- 
berg — vngefundert vngeteilet vnd vnczirbrochen bleiben vnd beften fulln firbas 
ewiclich. Denn daß diele Worte „wir wollen und meinen" eine Willensdispo- 
ntion bilden und eine dauernde Verpflichtung fiir die Erklärenden und die durch 
ne Vertretenen enthalten Tollen und nicht etwa blos deshalb der Urkunde eingerückt 
lind, um die geläuterten politifchen und rechtlichen Anfchauungen der Vertragfchließer 
einer wißbegierigen Nachwelt nicht vorzuenthalten, dafiir bürgt der Umftand, daß 
diefe Worte nicht in einer Abhandlung über die Philofophie des Staatsrechtes, fondern 
in einer Vertragsurkunde, einem Hausgefetz deutfcher Regenten ftehen, dafür bürgt 
weiter der Gegenfatz, in welchen fie zu den vorhergehenden Worten der Urkunde 
gebracht find: „Wir Eberhart u. f. w. Bekennen vnd tun kunt — daz wir — 
verfprochen haben — daz wir deheine teil odir teilunge der Graffchaflft W. — 
nymmer furbas ewiclich gefordern oder getun wollen odir füllen Sund er wir 
wollen vnd maynen u. f. w." Daß hier der erfte Satz nicht ein rechtlich bedeutungs- 
lofes Herumreden über den Gegenftand enthält, ift unbeftritten. Daß dann aber 
auch in dem ihm entgegengeftellten zweiten Satz nur von Verpflichtungen die 
Rede fein kann, nicht von theoretifchen Erörterungen, ift nach logifchen Grund- 
rätzen unbeftreitbar, der zweite Satz drückt dasjenige deutlicher pofitiv aus, was 
der erfte negativ gefaßt hat. Ift dies richtig, fo fteht ja in der Urkunde felbft 
mit größter Klarheit: wir wollen d. h. wir machen es uns und den Unferen zum 
Gefetz, daß die Graffchaft u. f w. ungefondert, ungetheilt und unzerbrochen bleiben 
und beftehen foll fernerhin ewiglich. 

Daß dies jedenfalls auch die AuffaiTung Eberhards des Greiners und feines 
beim Vertragsfchlnffe mitwirkenden Sohnes Ulrich gewefen, zeigt deren fpäteres Be- 
nehmen deutlich. Schon fechs Monate nach dem Zuftandekommen der Nürnberger 
Richtung hatte Ulrich IV. in einem zu Stuttgart am 1. Mai 1362 gefchloflenen Ver- 
trage feinem Bruder Eberhard die Alleinregierung des Landes überlaffen, ihm 
auch feine beiden im Nürnberger Vertrag noch vorbehaltenen Plätze übergeben 
und fich nur den Einzug feiner Gefälle durch eigene Beamte vorbehalten; in allen 
nicht geänderten Punkten follte die Nürnberger Richtung in Kraft bleiben. Und als 
diefer Vertrag ein Jahr fpäter, wohl in Folge neuer Mißhelligkeiten, vor dem kaifer- 
lichen Hofgerichte zu Rottweil „auf offener freier Königsftraße" — das Gericht ward 
felbft in der letzten Zeit feines Beftehens unter freiem Himmel an der offenen Land- 
ftraße gehalten (vgl. Ruckgaber Gefchichte der Frei- und Reichsftadt Rottweil IL Bd. 
1. Abth. S. 114) — unterm 30. Juni 1363 von beiden Brüdern beftätigt wurde, 
machte Ulrich den ausdrücklichen Zufatz, daß fein Antheil an Land und Leuten 
feinem Bruder dauernd verbleiben folle, übrigens nur, falls er, Ulrich, keine ehe- 
lichen Leibeserben hinterließe. 

Es war nemlich — dies verdient hier noch einmal befonders hervorgehoben zu werden — 
nnr Untheilbarkeit und UnveräuBerlichkeit des Landes, nicht die Primogenitur und namentlich 
nicht die Einheit der Regierungsgewalt in der Nürnberger Richtung feftgefetzt worden: nur 
getheilt follte von jetzt an nicht mehr werden, gemeinfchaftlich aber mochten die je 
und je vorhandenen mehreren Grafen die Regiemng auch fernerhin führen; die Nürnberger 
Richtung hatte ja auch über die Durchführung diefer Gemeinfamkeit nähere Beltimmungen felbft 
getroffen. In der Stuttgarter und Rottweiler Urkunde verzichtet nun Ulrich IV. nachträglich 
auch auf die ihm gebührende Theilnahme an der gemeinfamen Regierung. Aber diefen Ver- 
zicht — und foweit ift Reyfchern und Stalin allerdings zuzultimmen — leiltete er nur für 
ßch felbft (modifizirte ihn auch bereits wieder in der Uebereinkunft vom 5. Juni 1365); für feine 
Leibeserben dagegen, die er etwa noch bekommen könnte, follte diefer Verzicht keineswegs 
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gelten und natürlich noch viel weniger für wUrttembergirdic Grafen aus feines Bruders Stamme. 
Es bildete alfo diefe zwifchen den beiden Brüdern getroffene Einrichtung (wodurch übrigens 
nicht einmal zwifchen den Brüdern die Einheit der Regierungsgewalt vollftändig durchgeführt 
war, vergl. C. F. Stalin III. 288 f.), etwas Vorübergehendes; eine Ausdehnung auf fpätere Regenten 
war von vornherein gar nicht ins Auge gefaßt worden. 

Nachdem fich Ulrich noch unterm 5. Juni 1365 einige Befitzungen wieder 
ausfchließlich hatte zufcheiden laffen, ftarb er bereits im folgenden Jahre ohne Nach- 
kommen. Und nun ließ fein überlebender Bruder Eberhard in 6e- 
meinfchaft mit feinem Sohne die oben genannte Urkunde des Rott* 
Weiler Hofgerichts durch das Hofgericht zu Würzburg unterm 22. Auguft 
1366 beftätigen (C. F. Stalin III. 290). Die Rottweiler Urkunde aber enthält die Be- 
ftätigung des Stuttgarter Vertrages von 1362, worin von Ulrich IV. auf die Regierung 
verzichtet, im übrigen aber der Nürnberger Vertrag beftätigt worden ift. Was konnte 
nun, nachdem Ulrichs Kegierungsverzicht durch feinen Tod werthlos geworden, die 
Beftätigung der Rottweiler Urkunde anderes bezwecken, als die Beftätigung des 
Nürnberger Vertrages, und was war wieder nach Ulrichs IV. Tode vom Nürnberger 
Vertrag überhaupt noch anwendbar, als einzig und allein das darin ausgefprochene 
Gefetz der Untheilbarkeit und Unveräußerliehkeit des Landes? Indem alfo Eberhard 
und fein Sohn die Rottweiler Urkunde beftätigen ließen, erkannten fie die fort- 
dauernde Giltigkeit des in Nürnberg aufgeftellten Untheilbarkeitsgefetzes an, und 
fo dient das eigene fpätere Verhalten der beim Nürnberger Vertrage mitwirken- 
den Perfonen zum Beweife dafür, daß die Nürnberger Richtung allerdings erft- 
mals die Untheilbarkeit Württembergs als ein für alle Zeiten giltiges Grund- 
gefetz ausgefprochen , daß durch jene allerdings „über die Verpflichtung, diefe 
Grundfätze auch auf fpätere Gefchlechter zu übertragen", Vorfchriften enthalten und 
daß insbefondere Graf Eberhard felbft das Beftehen diefer Verpflichtung für ihn und 
feine Nachfolger auch über den Tod feines Bruders hinaus nicht mißkannt hat: es ift 
alfo in der That fchon Eberhard der Greiner gewefen, der den gewaltigen Schritt 
gethan und die Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit des Landes für alle Zeiten 
als unabänderliches Gefetz ausgefprochen hat. 

Der nächfte Schritt wäre nun gewefen, auch die gemeinfchaftlichen 
Eegierungen im Haufe Württemberg ein für allemal abzufchafl'eu durch Feftfetzung 
des Grundfatzes der Einheit der Regierungsgewalt. Allein fo glücklieh war Württem- 
berg nicht; Eberhards Weisheit ruhte nicht immer auf feinen Nachfolgern. Obwohl 
dem Nürnberger Vertrag die kaiferliche Beftätigung zu Theil geworden, obwohl 
fünf Jahre früher die goldene Bulle für die Kurfurften die Untheilbarkeit der 
Kurlande allgemein reichsgefetzlich feftgeftellt hatte, obwohl auch andere deutfche 
Fürften für ihre Häufer bereits mit ähnlichen Gefetzen vorangegangen, ward die 
Nürnberger Richtung doch wieder umgeftoßen. Und fie konnte es auch ohne eine 
Rechtsverletzung werden: die kaiferliche Konfirmation hatte fie nicht zum Reicbs- 
gefetz erhoben, fondern ihr eher den Karakter eines Privilegiums gegeben; fie war 
auch kein Landesgrundgefetz, und keine Stände waren da, die ihre Aufrechterhaltung 
hätten fordern können und dürfen — denn aus den an die Aemter verfandten 
Schreiben, wie HofFmann a. a. 0. p. 24 eines wiedergibt, läßt fich doch nicht 
eine Beftellung diefer Aemter als Garanten des Vertrages herauslefen, — die Nürn- 
berger Richtung war vielmehr bloß ein Hausgefetz, gegeben im Interefle der Familie 
felbft; und wie fie durch Uebereinftimmung aller Betheiligten war aufgerichtet worden, 
fo konnte fie auch in der Folge durch Uebereinftimmung aller Betheiligten wieder ab- 
gethan werden. Dies bemerkt Reyfcher (a. a. 0. I. S. 45) mit vollem Recht Der 



Nürnberger Vertrag war alfo, wie in feinem Inhalt noch nicht vollkommen, fo auch be- 
züglich feiner Form nicht unanfechtbar: er ift angefochten, er ift umgeftoßen worden, 
und darum eben hat er für Württemberg nicht die Bedeutung erlangt, die er nach 
Eberhards des Greiners ftaatsmännifchen Abfichten hätte erhalten follen. 

Nach Ulrichs IV. Tode hatte fein Bruder Eberhard die Regierung allein 
weiter geführt, und da er nur von einem einzigen Nachkommen, feinem Enkel Eber- 
hard dem Milden, und diefer wieder nur von einem einzigen Sohne, Eberhard, über- 
lebt wurde, fo war bis zu deffen Abfterben im Jahre 1419 eine Landestheilung von 
felbft ausgefchloflen. Nach dem Tode des Letzteren aber, den zwei Söhne Ludwig 
und Ulrich V. überlebten, mußte es fich entfcheiden, ob auf der von Eberhard 
dem Greiner gefchaflFenen Grundlage werde fortgebaut werden oder nicht. Zunächft 
führte die Mutter Henriette von Mömpelgardl als Vormünderin die Regierung; erft 
im Jahre 1426 übernahm Graf Ludwig, 14 Jahre alt, diefe felbft. Als fein jüngerer 
Bruder Ulrich das 20. Lebensjahr erreicht hatte, unterwand fich diefer ebenfalls 
der Regierung, und beide Brüder führten fie neun Jahre lang nach alter Familien- 
fitte und in Uebereinftimmung mit dem Nürnberger Vertrage gemeinfchaftlich weiter. 
Erft nachdem fich Ulrich zu Anfang des Jahres 1441 verheiratet hatte, verlangte 
er nach einer eigenen Regierung und trug darum bei feinem Bruder auf Landes- 
theilung an. Die Mutter unterftüfzte ihn darin; und leider fetzte auch Ludwig 
diefem Begehr keinen Widerfpruch entgegen, fo fehr ihn das Intereffe des Haufes 
und des Landes dazu hätte beftimmen follen, und fo fehr das in Nürnberg errichtete 
Hausgefetz feinen Widerfpruch gerechtfertigt hätte. Doch von der Nürnberger Richtung 
war gar nicht mehr die Rede; in den letzten achtzig Jahren hatte fich keine Gelegen- 
heit zu ihrer Anwendung geboten, und darüber war fie felbft in Vergeffenheit gerathen. 
Dagegen hatten im markgräflich badifchen Haufe durch das ganze vierzehnte Jahr- 
hundert Theilungen ftattgefunden, ähnlich in Helfen und in dem den Württembergern 
naheftehenden werdenbergifchen Haufe (vgl. C. F. Stalin III. 687, 433). Anhalt war 
erft noch im Jahre 1413 in vier Theile gefchnitten worden, und in der feit 1356 
bereits abgetheilten Blaubcurer Linie der Grafen von Helfenftein (f o.) bereitete 
fich eine abermalige im Jahre 1445 wirklich durchgeführte Theilung vor; auch in 
dem gräflich öttingifchen Haufe war kurz zuvor eine Theilung vorgenommen worden. 
Diefe in benachbarten Fürftcnhäufern ebenfo, wie in entfernteren, fort und fort ftatt- 
findendcn Theilungen fchienen nunmehr einen unumftößlichen Rechtsfatz zu beweifen, 
vor dem fich auch Graf Ludwig von Württemberg beugte. 

So fah denn der 23. April 1441 den erften Theilungsvertrag; Graf Ludwig 
erhielt den Landestheil zur Linken des Neckars, Ulrich den zur Rechten. Doch 
wurde das Band der Zufammengehörigkeit nicht ganz zerriffen. Zwar follte jeder 
Graf feine gefonderte Kanzlei haben, aber einige Befitzungen und Rechte, die Herr- 
fchaft Reichenweiher im Elfaß und insbefondere die Stadt Stuttgart blieben ungetheilt 
im gemeinfchaftlichen Befitz, Schlöffer und Städte foUten jedem Bruder auch in des 
anderen Landestheil offen fein, Kriege gemeinfchaftlich befchloffen und geführt werden; 
keiner follte fich ohne des andern Willen in ein Bündnis einlaffen, nichts ohne deffen 
Zullimmung vom Lande veräußern oder verpfänden, auch feinen Unterthanen keine 
höhere Schätzung auflegen. Ueberdies hatte das gräfliche Brüderpaar fchon unterm 
13. März 1441 in Rückficht auf die bevorftehende Thattheilung ein Freundfchafts- 
bündnis unter fich gefchloffen und darin die Austragung von Irrungen durch die 
beiderfeitigen Räthe verabredet. Ein Vorzug des älteren Bruders beftand endlich 
darin, daß er allein die weltlichen Lehen, freilich in gemeinfchaftlichem Namen und 
nicht gegen feines Bruders Willen, leihen follte. (C. F. Stalin III. 456.) 
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Diefer Theilungevertrag war zunächft auf vier Jahre gefeliloffen ; nach Ver- 
fluß der erften Hälfte follte jeder Graf eine gegenfeitige Austaufchung beider Hälften 
verlangen können. Allein nach Vollzog der Trennung zeigte fich fofort, daß die 
Theilungslinie mit gar zu wenig Rückficht auf die BefchaflFenheit der lieh ergebenden 
Hälften gezogen war. Daher folgte eine neue, zugleich durchgreifendere Theilung 
bereits unterm 25. Januar 1442 zu Nürtingen. Hier blieben unvertheilt nur einige 
— verpfändete Befitzungen und der auf Trochtelfingen erhobene Anfpruch (vgl. 
C. F. Stalin III. 688 f.); fonft erinnerte nur der den beiderfeitigen Uuterthanen wechfel- 
feitig geftattete freie Zug an die alte Zufammengehörigkeit; der frühere Vorzug 
Ludwigs in Verleihung der Lehen wurde jetzt auf die elfäßifchen Mann- und Lehen- 
fchaften befchränkt. Diefer zweite Vertrag war bleibend; er entfchied endgiltig 
über die Theilung Württembergs. Beide Grafen fuchten auf Grund dellelben noch 
im gleichen Jahre um Belehnung je mit dem halben Lande und dem Blutbanne nach, 
und Kaifer Friedrich willfahrte anftandslos ihrer Bitte. — Von jetzt an zerfiel 
Württemberg in eine Uracher und in eine NeuflFener oder Stuttgarter Linie. — 

Daß aber auch diesmal in aller Freundfchaft die Theilung vorgenommen 
worden, und daß aach nach derfelben das brüderliche Verhältnis fortgefetzt wurde, 
ergibt fich unter anderem aus der, wenige Monate darauf; unterm 12. April, zwifchen 
den Grafen genommenen Abrede, daß keiner von ihnen in Sachen, worin He mit 
ihrer Mutter Henriette zu fchaflfen haben möchten (deren letztwillige Verfügungen 
die Söhne fich nicht gefallen laflen konnten), ohne den anderen etwas zufagen oder 
thun, und wofern auch die Mutter dem einen mehr zuwenden wollte als dem andern, 
doch keiner mehr als der andere haben follte. Gleichwohl war die Theilung beklagens- 
werth genug. Zwei Hälften, wenn fie auch noch fo fehr fympathifiren, find eben 
nicht mehr das Ganze. Wer aber konnte dafür bürgen, daß wirklich auch nur die 
Theilenden felbft in der alten Freundfchaft gegen einander ftets verharren, und 
daß fich diefelben Gefinnungen auf ihre Nachfolger von Gefchlecht zu Gefchlecht 
übertragen würden? War dagegen nicht mit Sicherheit zu befiirchten, daß nunmehr 
jedesmal neue Theilungen würden vorgenommen werden^ fobald ein äußerer Anlaß 
dazu vorhanden ? — Diefer zeigte fich in der That fchon in der nächften Generation, 
da jeder Bruder, Ludwig und Ulrich, wieder von zwei Söhnen überlebt wurde. 

Uebrigens waren wegen Veräußerung von Land und Leuten oft weniger die mehreren 
Sohne, als die Töchter und Schwiegerföhne zu fürchten. Erftere waren es freilich, welche die 
Landestheilungen veranlaßten und befondere regierende Linien anlegten; allein meiftens blieb 
doch das Bewußtfein der Zufammengehörigkeit in den abgetheilten Linien rege, und durch Aus- 
fterben von Linien kam häufig der alte Familienbefitz wieder in Einer Hand zufammcn. Sobald 
aber Herrfchaften zur Ausftcuerung der Töchter verwandt wurden, war der Verluft an Land 
und Leuten ein dauernder. So wurde] der Haupttheil der gräflich aichelbergifchen Befitzungen 
durch Luitgart, Grafen Brunos von Kirchberg Gemahlin, an diefen gebracht, der ihn dann an 
Württemberg weiter veräußerte (Gieß, Verfuch einer kirchlich-politifchen Landes- und Kultur- 
gefchichte von W. IL Theil 1. Abth. S. 180 f.). So entfremdete die Gräfin Urfula von Hohenberg- 
Haigerloch die Stadt Ehingen und Burg und Stadt Haigerloch dem Hohenberger Familiengut 
durch ihre Heirat mit Grafen Wilhelm von Montfort, deßen Haus unter feinen Nachkommen auf 
gleiche Weife Einbußen erlitt (C. F. Stalin IlL 686). Aehnlich ging es mit Burg und Herrfchaft 
Kirchberg (daf. S. 678 f), namentlich aber wurden die Entfremdungen durch Töchter den ver- 
fchiedenen Linien der Pfalzgrafen von Tübingen verderblich (dafelbft S. 700 f.). Auch andere 
Häofer erlitten auf diefem Wege empfindliche Einbußen an ihrem Familienbefitz, z. B. die Mark- 
grafen von Burgau. Doch mögen die angeführten Beifpiele ans dem wUrttembergifchen Schwaben 
genügen. Im Württemberger Haufe felbft kenne ich nur einen einzigen Fall diefer Art: 
Eberhard der Erlauchte hatte feine Tochter Agnes an den Grafen Heinrich von Werdenberg- 
Sargans^ den Sohn feines Waffenbruders im Zug gegen die rheinifchen Fürften vom Jahre 1301, 
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verheiratet und flir ihre Ausfteuer die Stadt Trochtelfingen verfchrieben , ein Pfand, das in der 
Folge als nicht eingelöft verfiel (Vergl. C. F. Stalin III. S. 103, 688 f.) 

Graf Ludwig von Württemberg-Ürach war im Jahre 1450 rafch geftorben mit 
Hinterlaffung zweier minderjähriger Söhne, Ludwig und Eberhard. Der ältere, 
Ludwig, der im Jahre 1453, nach erreichtem 14. Lebensjahre, die Regierung an- 
getreten hatte, ftarb fchon am 3. November 1457 ebenfalls. Der einzig Ueber- 
lebende in der Uracher Linie war jetzt fein Bruder Eberhard, fpäter zubenannt 
„im Bart", der, 14 Jahre alt, im Jahre 1459 nach zweijähriger Vormundfchaft 
felbft die Regierung ergriflF. In der Stuttgarter Linie regierte noch Graf Ulrich V., 
der einft die Landestheilung im Jahre 1442 vorgenommen, der Oheim Eberhards 
im Barte. Seine Söhne waren Eberhard und Heinrich; Eberhard, am 1. Februar 
1447 geboren, nur 15 Monate nach feinem Vetter Eberhard im Bart, nannte fich 
im Unterfchied zu diefem „den Jüngeren", diefer fich „Eberhard den Aelteren". 
— Unter Ulrichs Söhnen ftand alfo nach dem von Ulrich felbft gegebenen Bei- 
fpiele wieder eine Theilung in Ausficht. Allein Ulrich hatte bereits praktifche 
Erfahrungen gemacht über die Nachtheile folcher Landestheilungen. Hätte er mit 
feinem Bruder die Regierung gemeinfchaftlich, wie anfangs, weitergeführt, er wäre 
nach deffen Tode während feiner NeflFen Minderjährigkeit im ganzen Land Allein- 
regent gewefen; als ihr nächfter Schwertmage und geborener Vormund hätte er 
nicht nöthig gehabt, fich erft lange mit deren Mutterbruder, dem böfen Pfälzer Fritz, 
und den Württemberg-Uracher Räthen wegen Führung der Vormundfchaft herum- 
zuzanken, und die ftete Sorge, in der er fchwebte, fein NefFe Eberhard werde fich 
in jugendlichem Leichtfinn eben durch feinen Oheim, den Kurfürften Friedrich von 
der Pfalz, zu einem Verkauf feines Landes an diefen oder zu ähnlichen nachtheiligen 
Schritten verleiten laffen (Sattler, Grafen IL §. 127-, Pfifter, Eberhard im Bart S. 65), 
wäre ihm erfpart geblieben: welchen Werth es vollends im Kriege mit dem Kur- 
fürften Friedrich für den Grafen Ulrich gehabt hätte, die Kräfte des ganzen Landes 
zur Verfügung zu haben, braucht nicht weiter auseinander gefetzt zu werden. 

Durch folche Erfahrungen belehrt bemühte fich nun Ulrich V., einer 
Landestheilung bei feineu Söhnen vorzubeugen. Das bequemfte, in allen hohen 
Häufern angewandte und auch in Württemberg nicht neue Mittel hiezu war, die 
nachgeborenen Söhne geiftlich werden zu laffen. Im hohen Klerus fanden fie eine 
würdige, ja glänzende Verforgung; und gelang es nicht den Bifchofsftab oder gar 
den Kurhut zu erringen, fo verfprachen ihnen doch die reichen Pfründen in 
Stiftern und Abteien ein behagliches und forgenfreies Leben. Darum ward auch 
Graf Heinrich von Württemberg -Stuttgart zum geiftlichen Stande beftimmt. Die 
Sache ließ fich anfangs recht gut an; mit 13 Jahren war Heinrich bereits Domherr der 
Stifter Mainz und Eichftädt, im Jahre 1465, noch nicht 17 Jahre alt, wurde er 
Koadjutor des Erzbifchofs von Mainz cum jure fuccedendi und ward fofort mit dem 
weltlichen Regiment von diefem betraut. Dagegen verzichtete jetzt Heinrich auf 
das väterliche und mütterliche Erbe, wofern er feiner Zeit das Erzbisthum oder ein 
anderes Bisthum nebft päbftlicher Betätigung wirklich erlangen würde, auch fein 
Vater und Bruder nicht vor ihm ohne männliche Nachkommen ftürben (C. F. Stalin 
III. 557). Allein obgleich er fich in feiner hohen Stellung anfangs gut gehalten zu 
haben fcheint, fo traten doch Pabft Paul IL und Pfalzgraf Friedrich, letzterer aus 
alter Feindfchaft mit Heinrichs Vater, gegen ihn auf, und in Folge deffen wurde 
der Erzbifchof von Mainz plötzlich gefund und übernahm felbft wieder die Regierung, 
während er feinen Koadjutor gegen andere Entfchädigung endlich zum Rücktritt 
zu bewegen vermochte. Obwohl Heinrich noch als Koadjutor fich nicht immer 
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der Würde feines Standes angemeffen betragen, gab Ulrich feine Pläne mit ihm 
noch nicht auf. Doch Heinrich fdhlte felbft am heften, daß er zum Geiftlichen 
nicht tauge. Als daher die Ausficht auf Verwirklichung feiner Anfprüche an daJ9 
Erzftift Mainz, die er bei feinem Rücktritt als Koadjutor nicht ganz aufgegeben 
hatte, immer ungewiffer wurde, verlangte er, da er nun einmal die Süßigkeit des 
Hcrrfchens bereits gekoftet, von feinem Vater einen Antheil an der Regierung noch 
bei deffen Lebzeiten. Ja es fcheint faft, als habe er gegen ihn konfpirirt: wenigftens 
fah fich Ulrich im Jahre 1472 veranlaßt, fich von feinem Sohne Heinrich fchrift- 
lich und eidlich verfprechen zu laffen: feinem Vater vor männiglich treu und hold 
zu fein, fein Frommen zu werben, feinen Schaden zu wenden, ihm das Befte und 
Ehrlichfte zu rathen, ihn fein Lebtag bei feinem Regiment und Obrigkeit ruhig ver- 
bleiben zu laffen, auch nicht bei oder in dem Rath oder Gefpräch zu fein, da man 
wider feines Vaters Perfon, Leib oder Leben oder wider feine Obrigkeit freventlich 
handelt, redet oder fucht, dadurch ihm folches entzogen oder ohne feinen guten 
Willen entfetzt werden möchte (Sattler, Grafen IIL Beil. 56). Gleichwohl ftrebte 
Heinrich immer wieder eine eigene Regierung an und, als Mittel dazu, eine aber- 
malige Landestheilung. Diefe aber wollte Graf Ulrich durchaus nicht zugeben, während 
dagegen fein Sohn fich auf das von Ulrich felber gegebene Beifpiel berief. 

In diefer Noth zog denn Ulrich feinen Neffen Eberhard den Aelteren zu Rathe, 
an dem er überhaupt eine fefte Stütze und einen treuen und klugen Rathgeber 
gewonnen. Mit feiner Hilfe ward auch ein Auskunftsmittel gefunden: Unter dem 
12. Juli 1473 kam in Urach zwifchen fämmtlichen Grafen von Württemberg, alfo 
Ulrich und feinen Söhnen Eberhard d. J. und Heinrich von der Stuttgarter und 
Eberhard dem Aelteren von der Uracher Linie ein Vertrag zu Stande, worin fie fich 
auf folgende Punkte vereinigten: 1. Zu Lebzeiten der regierenden Grafen Ulrich und 
Eberhards des Ae. follcn deren Landeshälften nicht weiter getheilt werden. 2. Stirbt 
Eberhard d. Ae. einerfeits oder Ulrich und fein Sohn Eberhard d. J. andererfeits 
ohne eheliche männliche Nachkommen, oder — und diefe Befkimmung wurde früher 
meift nicht hervorgehoben (vgl, jedoch Fricker a. a. 0. S. 23) - haben fie zwar 
folche Nachkommenfchaft, ftirbt aber dicfelbe im Mannsftamme fpäter einmal aus, 
fo foll der überlebende Graf beziehungsweife deffen dann lebende eheliche männ- 
liche Nachkommen die Alleinerben der ausgeftorbenen Linie werden und fo das 
ganze Land wieder vereinigen (Reyfcher L S. 480). 3. Graf Heinrich dagegen ver- 
zichtet für fich und feine Nachkommenfchaft — übrigens nur zu Gunften der beiden 
Eberhardifchen Linien — auf alle Anfprache an die rechtsrheinifchen Befitzungen, 
„damit das baide lannd wider zufamenkomen ouch furo deft bas vngetrent by ain- 
ander belibeu mügen". Dafür wurden ihm und feinen Erben fammtliche württem- 
bergifche Befitzungen auf dem linken Rheinufer, nemlich Mömpelgard, die hurgun- 
difchen Lehen und die Herrfchaften im Elfaß, und zwar fofort zu ausfchließlicher 
eigener Regierung angewiefen. (Wenn Hoffmann 1. c. p. 27 vom Uracher Vertrag 
fagt: „fancivere, ut — fi Ulricus decederet, Henricus acciperet ab Eberhardo Montis- 
beligardenfem Comitatum cum Dynaftiis, dictis Seigneuries, Grans, Clereval, Paffavant, 
Blamont, Dynaftiam Horburg cum Reychenweiler et Beilftein atque a patre fuo 
Ulrico Wilperg, Bulach urbes cum advocatia Monafterii Rüti atque Wilperg", fo 
begeht er einen vierfachen Irrthum; denn 1. Heinrich erhielt feine eigene Regierung 
fofort, nicht erft nach feines Vaters Tode, 2. dazu gehörte aber nicht Blamont, 
welches erft im Jahre 1505 von Herzog Ulrich erworben wurde, und 3. ebenfowenig 
Beilftein im Bottwarthale, wohl aber Etobon in Burgund und Schloß Bilftein im 
Elfaß, endlich 4. war es nicht Heinrich, der Wildberg u. i w. bekam, fondern Graf 
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Eberhard d. Ae.). Erft nach Ausfterben der Linie Heinrichs follten diefe Herr- 
fchaften an feinen Vater beziehnngsweife feinen Bruder Eberhard den J. und deOen 
Nachkommen, bei einem Mangel folcher an des Grafen Eberhards des Ae. Linie 
nnd nach deren Ausfterben endlich an die Erbtochter aus Heinrichs Stamme fallen. 
Diefe zum größten Theil erft durch Ulrichs V. Mutter Henriette von Mömpel- 
gard an Württemberg gekommenen, ziemlich weit abgelegenen, durch Sprache und 
Sitte fleh unterfcheidenden Herrfchaften waren alfo der flcherlich nicht allzu hohe 
Preis für die Abwendung weiterer Theilungen der Stammlande. 

Außer dicfen Herrfchaften follte Graf Heinrich eine einmalige Abfindung von 6000 Gulden 
bekommen beim Anfall des Stuttgarter Landestheiles an feinen Bruder Eberhard d. J. und 
deHen Nachkommen bei Ulrichs V. Tode, eine jährliche Rente von 6000 Gulden dagegen beim 
Anfalle des Uracher Theiles an Eberhards des Jüngeren Linie und endlich eine jährUche Rente 
von 3000 Gulden beim Anfall des Stuttgarter Theiles an Eberhards des Aelteren Linie; beim 
Anfall des Landes des Letzteren an die Stuttgarter Linie follten außerdem Eberhards des Ae. 
Schwefter Elifabeth, der Witwe des Grafen Johannes von NaHau-Saarbrücken , 20000 Gulden 
ausbezahlt werden. Weitere Beftimmungen des Uracher Vertrages betrafen die Verpflichtung 
der überlebenden Linie zur Unterhaltung und Ausfteuerung der aus der ausgeftorbenen Linie 
vorhandenen Töchter, die Annahme eines geraeinfchaftlichen Titels und Wappens nnd die 
Schließung einer ewigen Freundfchaft und Einung, femer ein Veräußerunga verbot bezüglich der 
Heinrichifchen Lande bezw. ein Vorkaufs > und Lofungsrecht für die Eberhardifchen Linien, 
Uebemahme von Heinrichs Schulden bei den Stuttgarter Handwerksleuten und dergleichen mehr. 

Befondere Beftimmungen machte der Umftand nöthig; da£ die Herrfchaften^ 
womit Heinrieh ausgeftattet wurde, nicht feinem Vater Ulrich, fondern feinem Vetter 
Eberhard d. Ae. gehörten. Die . ellafiifchen BeHtzungen waren an deflen Vater 
Ludwig fchon durch die Theilung von 1442 gekommen, die burgundifchen waren 
ihm nach feiner Mutter Henriette Tod durch den Vertrag vom J2. Auguft 1446 
zugefallen (C. F. Stalin HL 461). Eberhard der Ae. erhielt daher jetzt die Schuld- 
verfchreibung über 40 000 Gulden zurück, welche fein Vater im Jahr 1446 dem 
Grafen Ulrich V. für deden Antheil an Mömpelgard ausgeftellt hatte; für die elfäüifchen 
Herrfchaften bekam er vom Grafen Ulrich die bei einer nachträglichen Theilung im 
Jahr 1442 diefem zugefallenen Städte Wildberg und Bulach nebft Zugehörden, delTen 
Rechte an Burg und Stadt Sulz und den Schirm über das Klofter Reuthin. Da 
die Graffchaft Mömpelgard bei der Theilung im Jahr 1446 zu 80 000 Gulden an- 
gefchlagen worden war, fo hatte alfo Eberhard der Ae. nur deren halben Werth 
erfetzt erhalten. Allein einmal war er gerne bereit, zur Vermeidung weiterer Theil- 
ungen im Interefle des Gefammthaufes ein Opfer zu bringen, dann aber ftellte ihm 
ja diefer Vertrag bei der Kinderlofigkeit feines von der Gattin getrennt lebenden 
gleichnamigen Vetters den Anfall des Stuttgarter Landestheils an ihn oder feine Nach- 
kommen in nicht allzuferne Ausficht, endlich aber follte Eberhard d. J. wenigftens in 
einem Fall, nemlich wenn feine Linie in Heinrichs Landen fuccediren würde, die 
fehlenden 40000 Gulden dem Grafen Eberhard dem Ae. zu bezahlen fchuldig fein 
(vgl. Naft a. a. 0. S. 31 f.). 

Diefer umfaflende noch mancherlei Einzelbeftimmungen enthaltende Vertrag 
wurde nicht blos von den vier Grafen befchworen und befiegelt, fondern auch von 
den Vertretern des Landes, und damit von der Landfchaft die Gewährlei ftung des 
Vertrags übernommen. Daü fich letztere nicht blos bezog auf die eintretenden 
Falles von den Grafen einander zu zahlen verfprochenen, von der Landfchaft ver- 
bürgten Summen (f. o.) , geht abgefehen von dem Wortlaute der Urkunde daraus 
hervor, daß wegen diefer Verbürgung noch unterm gleichen Tage eine befondere 
Urkunde ausgeftellt worden war (wie denn auch wegen der auf Schloß und Stadt 
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Wildberg und Bnlach ruhenden Schulden noch einzelne Städte befonders um 
Verbärgung angegangen wurden; vgl. der Grafen Ulrich und Eberhards d. J. 
Schreiben an die Stadt Nürtingen d. d. Stuttgart Div. Apoft. [15. Juli] 1473 im ftän- 
difcben Archiv in Stuttgart). Die kaiferliche Beftätigung des Uracher Vertrages 
erfolgte von Baden-Baden aus unterm 31. Juli, und nachdem wenige Tage zuvor 
auch Graf Heinrich feinen Verzicht, dem Vertrag gemäß, vor dem Hofgerichte in 
Rottweil geleiftet, wurden ihm fofort die ihm zugelchiedenen Graf- und Herrfchaften 
überantwortet; die im Uracher Vertrag verabredete freundichaftliche Einung zwilchen 
den Grafen kam am 24. Anguft zu Stande, und endlich gab auch Herzog Karl der 
Kühne von Burgund als Lehensherr bezüglich der burgundifchen Lehen unterm 4. Okto- 
ber feine Einwilligung in die Lehensfolge Heinrichs, fo daß nunmehr der Uracher 
Vertrag vollftändig in Vollzug und Geltung gekommen war. (C. F. Stalin IIL S. 602 AT.) 

Fragt man nun, wieviel denn eigentlich im Uracher Vertrag für die ün- 
theilbarkeit des Landes gethan ift, fo lautet die Antwort: wenig und viel. Wenig, 
wenn man die darin gegebenen Vorfchriften — viel, wenn man die darin aus- 
gefprochenen Grundfätze betrachtet. Das Getrennte ift durch ihn nicht vereinigt, das 
Vereinigte nicht für dauernd untrennbar erklärt worden; aber die Fruchtbarkeit 
und Nothwendigkeit beider Maßregeln ift darin anerkannt und mehrmals deutlich 
ausgefprochen ; als Zweck des ganzen Vertrages wird an deOen Spitze die Verhütung 
von Zertrennungen der Herrfchaft Württemberg genannt. Allein die Grafen, durch 
einen konkreten Fall zu Schließung des Vertrages veranlaßt, blieben bei diefem 
konkreten Falle ftehen, ohne das, was de als allgemein nützlich und noth wendig 
erkannt, auch als allgemein giltig auszufprechen ; und fo beftimmten ße ftatt: 
es foU nie getheilt werden, nur: es foll diesmal nicht getheilt werden. Möglich, 
daß fie den erfteren Satz ebenfalls im Vertrage ausfprechen wollten, daß er nur 
aus Verfehen in die Urkunde nicht aufgenommen worden; wahrfcheinlicher aber 
ift, daß die Grafen zunächft allein erreichen wollten, was zunächft allein noth that, 
das minder Dringende auf fpätere Zeit verfchiebend. Denn außer dem vorliegenden 
Falle ftand bei dem kleinen Perfonalftand der Familie und der ungewiiTen Ausfleht 
auf deiTen Vermehrung ftatt einer erneuten Theilung das AusfterbeA einer der 
Linien viel eher zu erwarten, und für diefen letzteren Fall war zu befürchten, daß 
das Befltzthum einer folchen Linie durch einen weniger gewiffenhaften Regenten 
veräußert oder durch eine Erbtochter an ein fremdes Haus gebracht, mindeftens 
aber über das Erbe Streitigkeiten entftehen würden. Darum hatte auch der Ver- 
trag gerade für diefen Fall des Erlöfchens einer Linie die forgfamften Beftimmungen 
und in allgemein giltiger Weife getroffen; denn mochte er bei einem der jetzt- 
lebenden Grafen, mochte er in noch fo ferner Zeit bei einem ihrer Nachkommen 
eintreten, immer follte das Land unzertrennt an die überlebende Linie fallen. Die 
Vereinigung des Getrennten war alfo ebenfalls durch den Vertrag nicht fofort voll- 
zogen, aber doch bei Eintritt beftimmter Ereignifle unabänderlich im Voraus an- 
geordnet. Endlich hat auch der Uracher Vertrag das neue Syftem der Geldabfindungen 
als noth wendige Ergänzung der zu Vermeidung der Landestheilung und Wieder- 
vereinigung des Getheilten getroffenen Beftimmungen und als unentbehrliche Aus- 
gleichung der damit für den nachgeborenen Sohn und die Töchter verbundenen 
Härten zum erften male in Anwendung gebracht. 

Indeß war der Uracher Vertrag nicht lange genug in Geltung, um alle 
feine Beftimmungen oder auch nur die meiften derfelben praktifch werden za 
lafTen. Sein Werth für die Entwicklung des Untheilbarkeitsgrundfatzes beftand 
daher thatfächlich neben der Verhütung der augenblicklich drohenden weiteren 
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TbeiluDg der Staminlande nar in den darin za Tage tretenden Grandlätzen , daÜ 
Landestheilungen fchädiich und zu vermeiden feien, daü das bereits Getheilte wieder 
zufammengebracht werden muffe und daü aus diefen Rnckrichten die Naehgeborenen 
von der Landesregierung auszufchlieäen und auf andere Weife, insbefondere durch 
Geldabfindungen, zu verforgen feien. Diefe Grundßitze waren bei allen folgenden 
Hausverträgen die leitenden, bis es nach zweiundzwanzigjährigen Bemühungen 
fchlieülich gelang, ihnen in ihrem ganzen Umfange die Form und die Kraft eines 
Reichs- und Landesgrundgefetzes zu verfchaffen. 

Trotzdem zur Befeftigung des Uracher Vertrages die forgfamften Maßregeln 
getroflfen waren, blieb er doch von Heinrich nach feines Vaters Ulrich Tode (L Sep- 
tember 1480) nicht unangefochten. Heinrich hatte inzwifchen Unglück gehabt 
Eine dreijährige Gefangenfchaft; in welche er durch einen treulolen Ueberfall Karls des 
Kühnen gerathen war und während deren er einmal bereits unterm Richtfehwert zitterte, 
mag den Grund zu feiner mit den Jahren wachfenden Geilleszerrüttung gelegt haben. 
Zunächft zeigte fleh diefelbe in einer auffallenden Unruhe und Unbeftändigkeit. 
Statt nach feiner Befreiung aus der burgundifchen Haft fein Land in Ruhe zu re- 
gieren, hatte er bei Erzherzog Maximilian Dienfte genommen und kämpfte in den 
Niederlanden. Nun nach feines Vaters Tode verlangte er auf einmal Antheil an 
dem väterlichen Erbe. Freilich befaü fein Bruder Eberhard d. J. jetzt mehr, als 
Heinrich durch den Uracher Vertrag bekommen, allein als nachgeborener Sohn 
konnte diefer überhaupt kaum einen ganz gleich großen Theil beanfpruchen , hatte 
zudem bereits vor Eberhard d. J. eine eigene Regierung erhalten und jedenfalls in 
jenem Vertrage aus freien Stücken auf Weiteres verzichtet. Hierauf berief fleh 
natürlich Eberhard d. J. und wies ihn ab. Im Zorn darüber verhandelte Heinrich 
fein Land für den Fall feines föhnelofen Abfterbens — obwohl ja für diefen Fall 
der Uracher Vertrag bereits disponirt und eine Landes Veräußerung überhaupt ver- 
boten hatte — an einen Fremden, den Herzog Sigismund von Oefterreich, der ihm 
dafür verfprach, ihm gegen feinen Bruder zu feinem ^gleichen" Erbtheil an Württem- 
berg zu verhelfen. Aber unbekümmert auch um diefe Beredung unterhandelte Hein- 
rich aufs neue wieder mit feinem Bruder, und nach langwierigem Hin- und Her- 
fchreiben kam endlich eine für das InterefTe des Gefammthaufes unerwartet günftige 
Vereinbarung zu Stande: Unterm 26. April 1482 — flehen Monate vor dem Müfiflnger 
Vertrage — trat Heinrich zu Reichen weiher imElfaß das ihm feit feiner burgundifchen 
Haft entleidete Mömpelgard fammt den burgundifchen Herrfchaften gegen ein Jahr- 
geld von 5000 Gulden an feinen Bruder ab und behielt nur die elfaiSifchen Herr- 
fchaften fiir fleh; im übrigen wurde der Uracher Vertrag ausdrücklich beftätigt. 
(Abdruck des Reichenweiher Vertrags in Lünigs Reichsarchiv pari fpec. contin.'n. 
pag. 700.) Statt der aufs neue drohenden Spaltung des Württemberg - Stuttgarter 
Landes war alfo die Vereinigung des größten Theiles des linksrheinifchen Befitz- 
thumes mit diefem das erfreuliche Ergebnis. 

Diefer Umftand ift für die folgende Entwicklung von Wichtigkeit In- 
zwifchen war nemlich Graf Eberhard d. J. felbft der Regierung überdrüflig ge- 
worden. Er war ein gar luftiger Herr, der fleh aufs Waidwerk und andere Luft- 
barkeiten ausnehmend verftand, weniger Neigung aber zu den trockenen Regierungs- 
gefchäften entwickelte. Dazu hatte er fchon von feinem Vater her viele Schulden 
angetroffen; die wurden nun unter ihm, ftatt weniger, nur immer mehr. Darüber 
ward die Landfchaft fchwierig; mit feinen Räthen hatte er fleh überwerfen. Schließ- 
lich ftand Verkauf oder Verpfändung einzelner Landestheile zur Tilgung der Schulden 
zu befurchten, und dadurch erhielt Eberhard d. Ae. begründeten Anlaß, fich um 
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die Wirtfafcbaft (eines Vetters zn bekämmern und hier zum Rechten zu feben. 
Nan kam man auf die alten Untheilbarkeitsplane zurück und erinnerte fich daran, 
welche Beftimmungen in diefer Beziehung auch anderwärts , z. B. in Bayern im 
Jahre 1460, vor allem aber in dem verfchwägerten brandenbnrgifcben Haufe — 
Albrecht Achilles hatte die Heirat feiner Brndersenkelin Barbara Gonzaga mit Eber- 
hard d. Ae. vermittelt — in den letzten Jahren feftgefetzt worden waren. 

So kam es denn zwifchen den beiden Vettern Eberhard d. Ae. und Eber- 
hard d. J. zu Verhandlungen, welche unter Zuziehung der Prälaten, der Ritter- 
fchaft und der Landfchaft in Münflngen geführt wurden und am 14. Dezember 1482 
in der Verabfchiedung eines feierlichen Landesgrundgefetzes ihren Abfchiuü fanden, 
dem bekannten Münfinger Vertrag. Er ift für Württemberg ebenfo wichtig 
durch die Betheiligung der Laudftände bei demfelben und die darin diefen über- 
tragenen BefngnifTe als durch die hier feftgefetzte fofortige und ewige Wieder- 
vereinigung der beiden Landeshälften. Derfelbe beftimmt nemlich (Reyfcher I. 
S. 489): Erftlich follen der beiden Grafen Eberhard Land und Leute, Hab und Gut, 
Forderungen und Schulden, fowohl was fie Jetzt befitzen, als was ihnen künftig 
zufallen wird, gar nichts ausgenommen, zufammen in Eine Gemeinfchaft geworfen 
und gethan fein, alfo da£ es auf ewige Zeiten Ein Wefen und Ein Land beider 
Grafen heifien und fein foUe* Es wurde aifo alles, was die beiden Grafen befaßen, 
und zwar gemäß der damaligen Anfchauung ohne Unterfchied zwifchen Hoheits- 
rechten, Staatsgut und Privateigenthum der Grafen, zn einem unlöslichen Gemeingut 
vereinigt. Nothwendig war dadurch fofort auch geworden eine Beftimmung darüber, 
wer in dem nunmehr untheilbaren Lande die Regierung führen follte. In diefer 
Beziehung wurden vor allem die früher je und je beliebten gemeinfchaftlichen 
Regierungen bei Seite gelegt, es follte immer nur Einer regierender Herzog fein 
(zunächft freilich mit einigen Modifikationen, worüber unten). Untheil barkeit des 
Landes und Einheit der Regierungsgewalt find alfo die beiden erften Errungen- 
fchaften des Münfinger Vertrages. 

Soweit ift im Vertrage alles klar und nnbeftritten. Schwierigkeiten dagegen 
macht die Beantwortung der Frage, wer nun allemal der Eine Regent fein, in 
welcher Weife die Regierungsfolge beftimmt werden wollte. Hierüber fpricht fich 
die Urkunde an folgenden drei Stellen aus: 

I. „Als auch alle Bürger Inwohner vnnd Vnnderthon Vnnfer Baider Lannd - — ge- 

fworen haben Vnns Grane Eberharten dem Elter als Regierennden herrn — gehorfam vnnd 

gewerttig zu fein Vnnfer Lebenlang vnnd nach Vnferm tode Vnns Graue Eberbarten dem 
Jungern ob Wir den erleben vnnd darnach furauß dem Elteftcnn Herren von Wirttemberg von 
Vnler ainem geboren vnnd allfo füruß abftygennder Lynien nach." 

II. yEs fol auch hinfur zu ewigen Zeitten allfo gehallten werden das allwegen der 
Elteft Herr von Wirttemberg inn der wyfe wie vorfteet regier vngeirrt feiner Brüder oder annder 
finer Frund Herren zu Wirttemberg Vnnd ob wir baid oder Vnfer ainer eelich föne flberkemeD 
das Gott zum heften fUg So Tollten die nach Vnnfer baider tod Vnnfer Lannd vnnd Lüt Erben 
vnnd doch aber der Eltteft vnnder denfelben Regieren vnnd die andern fuft nach Raut vnnd 
Billichkait vcrfenhen gaiftlichs oder welttlichs Stands oder bcy Ihm behalltcn.*" 

III. „Doch ob wir graue Eberhart der Eltter eelich Sön tiberkemen vnnd vor vnferm 
lieben Vetter Graue Eberhart dem Jüngern todes abgienpen Sollten Wir Graue Eberhart der 
Jünger dannocht Lannd vnnd Lute vor deflelben Vnnfers vettern Rinden Innhaben vnnd Regieren 
Vnnfer Leben lanng Inn der Maß vnnd mit der Ordnung wie Wir Graue Eberhart der Eiter 
yetzo zu Regieren verfchriebon Iint Vnd nach Vnnfer baider tode fol es dann an Vnnfer erben 
fallen vnnd gehalten werden wie vorfteet vngeuerlich." — 

„Wer zweifelt noch bei diefen klaren Beftimmungen "^ ruft Reyfcher ans^ 
„daß ein Seniorat und keine Primogenitur von den Grafen bezweckt worden!* 
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Und ebenfa wie Reyfcher erklären fchon feit Mitte des vorigen Jahrhunderts alle 
mäügehenden Sehriftfteller das Seniorat im Mtinflnger Vertrage angeordnet. Chriftof 
Friedrich Cotta üt, fo viel ich fehe, der letzte , der in den beiden oben erwähnten 
Schriftchen die Feftfetzung der Primogeniturordnang durch den Mündnger Vertrag 
za behaupten wagte. Oleichwohl muß ich mich aus allgemeinen und befonderen 
Grttnden auf Cottas Seite ftellen. Vorausgefchickt mag der Begründung diefer An- 
ficht werden, um hierüber keinen Zweifel übrig zu lallen, da£ hier unter Primo- 
genitur diejenige Erbordnung gemeint ift; wobei die Linie des Erftgeborenen und in 
diefer wieder der Erftgeborene den Vorzug hat; fo dafi erft nach Ausfterben aller 
Agnaten der erftgeborenen Linie die Erbfolge an die Linie des Zweitgeborenen kommt, 
worin fich dann diefelben Beftimmungen wiederholen, und fo fort; beim Senior ate 
dagegen wird immer der Aeltefte aller Agnaten der Nachfolger, ohne alle Rückficht 
auf Linien oder Grade« 

Was zunächft die im allgemeinen gegen das Seniorat fprecheuden Gründe 
anlangt, fo.find die Nachtheile diefer Erbfolgeordnung auf der Hand liegend und 
allbekannt. Spittler (a. a. 0. Bd. V. S. 252) macht ßch in diefer Hinficht felbft 
den Einwurf: „Keiner von allen, die diefen wichtigen Vertrag fcfalofien, fcheint fein 
Herz gefragt zu haben, ob wohl auch gute Regierungen zu hoffen feien, wenn der 
Begent, der etwa Söhne hat, für einen näher oder entfernter verwandten Vetter 
fein Land in Aufnahme bringen foll, blos mit der nngewiffen AusHcht, daß vielleicht 
aucb einmal feine Söhne die Reihe treffe und daß alsdann das Land auch aaf fie 
blühend kommen werde.^ Die gewaltthätigen Konfequenzen, zu welchen ein folcher 
Znftand verleitet, hat Spittler dabei nicht einmal berührt. Und gleichwohl trägt 
mah kein Bedenken, Eberhard den Ae., der doch wegen feiner politifchen Weisheit 
allenthalben gerühmt wird, fich für diefes verwerfliche Senioratsfyftem entfcheiden 
zu laffen? Eberhard foll diefes Sjftem in feinem Haufe eingeführt haben, obwohl 
das Beniorat, und damit komme ich auf ein zweites Bedenken, in feinem Haufe wie 
in den benachbarten und den ihm verwandten Fürftenhäufern bis daher fo gut wie 
ganz unbekannt geblieben? (Der im eigenen Haufe bald gi^nug wieder vergeffene 
Vertrag der zollerifchen Grafen vom 27. Juli 1342 — Monumenta Zollerana L 
Nr. 295; Schulze, Hausgefetze IIL 548 f. ' — bietet das einzige Beifpiel eioer Seniorats- 
erbfolge in jenen Gegenden). Daü Eberhard d. Ae. durch Freundfchaft und Schwäger- 
fchaft dem Kurfnrften Albrecht Achilles von Brandenburg befonders nahe ftand, ift 
fchon oben erwähnt, und des letzteren Beifpiel, das er mit feinem bekannten Haus- 
gbfetze von 1473 gegeben, hat auf Eberhard ohne Zweifel aneifernd und ermnthigend 
gewirkt. Nun wird zwar neuerdings bezweifelt, daß in der von der Erbfolge 
fprechenden, etwas unklar gefaßten Stelle der Gonftitutio Achiliea die Feftfetzung 
der Primogenitur ausgef prochen fei, aber foviel ift doch klar und unbeftritten, daß 
darin jedenfalls nicht das Seniorat, fondern eine Linealerbenfolge angeordnet ift. — 
Und gleichwohl follte Eberhard zum Seniorat gegriffen haben? 

Schon diefe allgemeineren Erwägungen muffen gegen die Richtigkeit der 
jetzt herrfchenden Anficht Zweifel erregen, Zweifel, die beftärkt werden, wenn wir 
bemerken, daß vor der Mitte des vorigen Jahrhunderts kein Menfch in den Be- 
ftimmungen des Münfinger Vertrages ein Seniorat gefehen hat. So fuhrt z. B. 
J. J. Mofer noch im Jahre 1744 in feinem teutfchen Staatsrecht XIH. Band Württem- 
berg unter den Häufem an, in welchen das Erftgebnrtsrecht gelte; zum Beweis bringt 
er den Wortlaut des Münfluger Vertrages und des Herzogsbriefes, ift aber weit davon 
entfernt zu bemerken, daß die SuccelTionsordnung diefer beiden Hausgefetze unter fich 

verfehieden fei; in feinem Familienftaatsrecht von 1775 dagegen behauptet Mofer 
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ohne Angabe der Grüiide auf einmal/ erft der Herzogsbrief habe Axt Primogenitar- 
Ordnung eingeführt. Ebenfo hatte auch Breyer — im Unterfchied von feinen im 
Jahre 1781 erfchienenen „Elenienta^ — noch in feinem im Jahr 1758 gefchriebenen 
Staatsrecht (^Würtemberg nach feiner fo äufieren als inneren Verhältnis betrachtet'' 
Sect II. cap. 1 §. 1) und nicht weniger der nachmalige Geheime Rath Gänther Albrecfat 
Renz (über ihn Spittler VIII S. 429, 442) in feinem Abriß einer württembergifchen 
Gefchichte (in ufum Delphini Carolin §. 230) übereinftimmend bemerkt, das durch 
den Münfinger Vertrag feftgefetzte Primogeniturrecht fei bei der Erectione ducatus 
beftätigt worden. Und daü Renz hier die Anfleht der Regierung und des Hofes 
wiedergab, zeigt die von Cotta (Erftgeburtsrecht S. 31) erwähnte Württemberg-Statt- 
gardifche Streitfchrift. Auch Hoffmann (1. c. pag. 29 nota c.) fagt vom Münfinger 
Vertrage: „Stabilitur Primogenitura, ut in pofterum Imperium folum fit penes Primo- 
genitum.^ Selbß; im Jahre 1779 noch ftützt Höffelein (in feinem Compendium Joris 
publ. Wirtemb. manufcr. §. 116) die Primogenitur auf den Münfinger Vertrag, wie es 
auch fchon die Schriftfteller des 17. Jahrhunderts, z. B. Johann Ulrich Pregizer d. ä, 
und der Landfchaftskonfulent Schmidlin d. ä., gethan hatten. Man kann nun freilich 
einwenden, daü ehedem eben die Ausdrucksweife eine ungenaue und fchwankende ge- 
wefen, ein Mangel, auf den fchon Mofer hinweist (Staatsrecht XIII S. 422) und wo- 
für er (a. a. 0. S. 240) ein auffallendes Beifpiel aus Württemberg felbft beibringt; 
(das Gutachten der herzogliehen Räthe vom 31. Juli 1616 fchlieüt mit den Worten: 
^fo folgt aus diefem allem endlich die Refolution auf die erft Frag, dafi nämlich 
in diefem Herzogthum W. das Jus primogeniturae oder Majoratus herkommen, 
auch hinfdro ungehindert zu halten"). Und diefe Ungenauigkeit des Ausdrucks 
findet fleh auch bei verfchiedenen der oben genannten Schriftfteller, wenn fie daneben 
bemerken, nach dem Münfinger Vertrage lolle die Regierung jederzeit „?on dem 
Aelteften'' geführt werden. Allein diefe ungenaue Ausdrucksweife bildet gerade 
einen Beweisgrund zu meinen Gunften, indem ich behaupte: felbft wenn der Mün- 
finger Vertrag fchlechthin fagen würde, daß in allweg der ältefte Herr regieren 
foUe, fo wäre damit nocli keineswegs ausgemacht, dafi die vertragenden Theile das 
Seniorat einführen wollten, der Ausdruck an fleh ftünde der Anficht nicht entgegen, 
dass nach der Abficht der VertragfchlieÜer nicht der äitefte Herr fchlechthin, fondern 
der äitefte Herr der Linie nach, (oder vielleicht auch der äitefte Herr dem Grade 
nach) der Nachfolger werden foUte. Für diefe Auffaflung fpricht, daü fie mit den 
in den benachbarten Fürftenhäufern giltigen Satzungen und Herkommen äbercinftimml 
(foweit hier nicht getheilt wurde), daß fie allein zu einem befriedigenden Refnltate 
führt und da£ fie von jeher bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts den Praktikerp 
und Theoretikern als einzig richtig, ja als einzig möglich und daher felbftverftändlich 
und einer weiteren Rechtfertigung gar nicht bedürftig erfchienen ift. 

Ich erkenne indeü gerne an, daß fo gewichtig das bisher Vorgetragene g^en 
die Annahme einer Seuioratserbfolgeordnung in die Wagfchale fallt, ein zwingender 
Beweis für eine andere Erbfolgeordnung, im Befonderen für die Primogenitur, da- 
durch doch nicht erbracht ift. Einen folchen erhalten wir erft, wenn wir uns endlich 
den Vertrag felbft und die oben ausgehobenen Stellen dcffelben genauer anfehen. 
Sowohl die grammatifche als die logifche Auslegung fähren uns hier mit Noth- 
wendigkeit auf die Primogenitur. Wir finden dabei, daß fich unfer Vertrag viel 
deutlicher ausdrückt, als andere derartige Urkunden jener Zeit, fo daß es auffallend 
erfcheint, wie die hier bekämpfte Auffaffung in der neueren Zeit zu allgemeiner 
Anerkennung hat gelangen können. — Nirgends nemlich fagt der Vertrag allgemein 
und fchlechthin: immer der Aeltefte foll Regent fein, fondern immer macht er be- 
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fchrankende Äalatze. So fagt die erftausgehobene Stelle ausdrücklich, die Unter- 
thanen foilen gewärtig fein, nach Ableben der beiden Vertragfchließenden , dem 
älteften Herrn von ihrer einem geboren, und beftimmt dann des weiteren 
nicht fchlechthin „vnnd allfo fdruss", fondem fie fetzt die Befchränkung bei „ab- 
ftygender Lynien nach." Wenn aber immer der Aeltefte abfteigender 
Linie nach zur Regierung berufen wird, fo ift dies eben nichts anderes als eine 
j, Linealerbfolge nach dem Erftgeburtsrecht", wie fich die württembergifche Verfaffungs- 
urkunde von 1819 in §. 7 ausdrückt, oder kurz gefagt die Primogeniturerbfolge, 
ganz gewiß nicht ein Seniorat. 

Hätten wir nur diefe einzige Stelle des Münfinger Vertrages, fie würde 
genügen, die Unhaltbarkeit der herrfchenden Anficht darzuthun. Allein es folgt 
noch eine zweite, die oben ebenfalls wörtlich angeführt ift. Auch in diefer wird nicht 
fchlechthin beftimmt, „das allwegen der Elteft Herr von Wirttemberg" regieren folle, 
fondern „allwegen der Elteft Herr inn der wyfe wie vorfteet." Ausdrücklich 
alfo wird bezüglich der Art, wie die Worte „der ältefte Herr" zu verftehen feien, auf 
eine vorhergehende Stelle der Urkunde zurückgewiefen. Diefe vorhergehende Stelle 
kann aber keine andere fein, als die hier zuerft befprochene; denn in dem vorher- 
gehenden Texte ift, abgefehen von der Subftitution des Grafen Heinrich, von Erb- 
folge nur an der eben befprochenen Stelle die Rede. Das Ergebnis ift alfo wieder 
diefes: der ältefte Herr abfteigender Linie nach foU regieren, die Primogenitur- 
erbfolge foll Anwendung finden. 

Wie mag es nur gekommen fein, daß im Widerfpruch mit diefen klaren 
Beftimmungen feit etwa hundert Jahren die Einführung der Senior^tserbfolge durch 
den Münfinger Vertrag allgemein behauptet werden konnte? Unfere Schriftfteller 
fprechen fich hierüber nicht aus. Vielleicht daß man die erftangeführte Stelle, welche 
in erfter Linie von der Huldigung der Unterthanen handelt und nur nebenher auf 
die Erbfolge zu reden kommt (wie ja in Urkunden der früheren Zeit die einzelnen 
Punkte feiten ftreng auseinander gehalten find), überfah oder ihr doch keinen Werth 
beilegte gegenüber der zweiten Stelle, deren eigentliche Aufgabe es allerdings ift, 
über die Erbfolge die erforderlichen Beftimmungen zu geben. Die Verweifung „wie 
vorgeht" in der zweiten Stelle wurde dann vielleicht — denn Andeutungen finden 
fich auch hierüber nirgends — auf die in dem Text der Urkunde unmittelbar voran- 
gehenden Beftimmungen über das Zuftimmungsrecht des jüngeren Eberhard in 
wichtigen Staatsfachen und drgl. bezogen, was freilich keinen rechten Sinn gibt, da 
fich diefe Beftimmungen bezüglich der Regierung ausdrücklich nur auf Eber- 
hard d. J. beziehen, nicht aber auf die nicht regierenden Agnaten überhaupt. 

Indem man fich alfo lediglich an die Worte „der ältefte Herr von Württem- 
berg" hielt, lag es vom Standpunkt der Modernen, die mit ihren Augen, nicht mit 
denen des 15. Jahrhunderts zu fehen gewohnt waren, freilich fehr nahe, im Münfinger 
Vertrage die Feftfetzung eines Seniorates zu erblicken, um fo näher, als in einem 
einzigen Falle allerdings der ältefte aller Deszendenten der beiden Eberharde zur 
Regierung berufen wird, nemlich eben nach Abfterben Eberhards d. Ae. und Eber- 
hards d. J. Die erftangeführte Stelle fagt hier fchlechtweg: „dem älteften Herrn 
von W. von unfer einem geboren." Diefe Ausnahmebeftimmung wurde von den Aus- 
legern zur Regel verallgemeinert, und in heller Freude über diefe ftaatsrechtliche Rarität 
hat man fich auch leicht darüber getröftet — vgl. Reyfcher I. S. 54 Note 125 — daß 
eine folche Auffaffuug nicht blos mit dem Wortlaute der beiden erftangeführten Stellen 
nicht vereinbar ift, fondern überdies gegen die Logik der drittangezogenen Stelle der 
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Urkunde verftöfit. Es ift Cottas Verdienft, auf diefen Widerfproch zuerft öffent- 
lich hingewiefen zu babeu. Nur wenn die bisher befprocheneu Stellen die Feftfetzan^ 
der Primogenitur enthalten, hat es einen Sinn, die Beftimmuug Eberhards d. J. 
zum Nachfolger des Aelteren unter Uebergehung der Nachkommen des letzteren als 
eine Ausnahme von der Regel darznftellen , wie dies in diefer dritten Stelle ge- 
fchieht mit dem Worte Dan noch und durch den Schluß ^und nach unfer beider 
Tode foll es dann an unfere Erben fallen und gehalten werden wie vor ft cht". 
Der Gedankengang ift nemlich folgender: Der Regel nach wird immer der Aeltefte 
abfteigender Linie zur Regierung berufen; dies ift, da Eberhard d. Ae. zunächfit 
Regent wird, deffen ältefter Sohn. Allein, fagt nun die Urkunde, trotz diefer Regel 
und trotz diefes Umftandes foll „dennoch" der Seiten verwandte Eberhard d. J. 
die Nachkommen Eberhards d. Ae. zunächft ausfchliefien und felbft die Regierung 
erlangen; nach ihm aber foll es „dann" gehalten werden, wie vorn in der Urkunde 
angegeben ift, d. h. immer der Aeltefte abfteigender Linie nach die Regierung er- 
langen. Würden dagegen die beiden erftbefprochenen Stellen beftimmen: immer 
der fchlechthin ältefte Herr von Württemberg foll Nachfolger werden, fo wäre es 
folgewidrig, die dem jüngeren Eberhard nach feines Vetters Tode zugefprochene 
Regierungsnachfolge als Ausnahme von der Regel im Vertrage einzuführen; fie wäre 
vielmehr der Regel gerade vollkommen gemäß, da Eberhard d. J. nächft feinem 
Vetter der ältefte Herr von Württemberg allerdings war. 

So führt alfo auch die Logik zu demfelben Ergebnis wie die Grammatik: die 
Primogeniturerbfolge ift durch den Münfinger Vertrag als die Regel eingeführt, kein 
Seniorat, und mit Berückriehtigung der bereits erwähnten Ausnahmen geftaltet fich die 
Regierungsfolge in diefer Weife: Erfter Regent ift Eberhard d. Ae., zweiter Regent 
wird Eberhard d. J., dritter der Aeltefte aus ihrer beider Nachkommen, vierter 
der ältefte Nachkomme des dritten abfteigender Linie nach, und nach diefem immer 
der Aeltefte nach den Qrundfötzen der Linealerbfolge. 

Diefe Beftimmung der Regierungsfolge frimmt nun auch überrafchend gut 
zu den Erwägungen, welche auf Grund der thatfächlichen Verhältniffe bei den Ver- 
tragfchließenden wirkfam fein mußten. Eberhard d. Ae., feit dem Jahre 1474, alfo 
feit acht Jahren verheirathet, war kinderlos (vgl. C. F. Stalin IlL 606); Eberhard d. J. 
feit 1467 vermählt, aber von feiner Gattin getrennt lebend, war ebenfalls kinderlos. 
So konnte bei der geringen Ausficht auf Nachkommenfchaft einerfeits der ältere 
Eberhard, dem überdies das Wohl des Gefammthaufes und des Landes feinem eigenen 
Intereffe vorgieng, feinem Vetter die Nachfolge in ihrer beider Landeshälften zu- 
ficheru; andererfeits konnte diefer um fo leichter auf die Regierung feines Landes 
zeitweilig verzichten, als er neben dem gewiffen Anfall des ganzen Landes an feine 
Perfon auch noch die Ausficht erhielt auf dauernde Erhaltung deffelben für feine 
Nachkommen, falls ihm nur früher als feinem Vetter noch ein Sohn geboren würde. 
Indem aber eben noch ungewiß war, welcher der beiden Vettern überhaupt, bezichungs- 
weife früher als der andere, einen Sohn bekommen würde, ward die Entfcheidung, 
welcher der beiden Grafen durch diefes Ereignis die Regierung dauernd an feine 
Linie bringen werde, der himmlifchen Vorfehung anheimgeftellt. 

Vielleicht wird noch der Einwurf gemacht, wenn der Münfinger Vertrag 
nicht das Seniorat eingeführt habe, fo fehle ja eine Beftimmung für den Fall, daß 
ein Regent keine Söhne und Enkel, wohl aber Seitenverwandte hinterlaffe. Hierauf 
ift zu erwidern, einmal daß im Münfinger Vertrag und in dem von ihm beftätigten 
Uracher Vertrag die beiden Eberhardifchen Linien einander, diefen beiden aber 
im zweiten Grade die Heinrichifche Linie fubftituirt ift, dann aber, daß der Ausdruck 
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„allweg der ältefte abfteigender Linie nach'' ungezwungen die Auslegung zuläßt 
und nahe legt, dafi die hiernach bei der Deszendentenerbfolge zur Anwendung ge- 
brachten Grundfätze der Linealerbfolge nicht blos bei den Deszendenten, fondem 
auch bei den Seitenverwandten Anwendung finden foUen. Hält man aber je diefe 
Auslegung für zu gewagt, fo führt uns der Einwurf nur zu dem Ergebnis, daß der 
Vertrag nicht für alle möglicherweife eintretenden Fälle Vorforge getroffen, ein 
Mangel, den er mit unzähligen alten und neuen Gefetzen und Verträgen gemeinfam 
hätte; nicht aber würde diefer Einwurf eine andere Auslegung an fich klarer Be- 
rtimmungen rechtfertigen, eine Auslegung, für welche die Urkunde meines Erachtens 
nicht den mindeften Anhalt bietet. Im übrigen ftand es ja den Vertragenden 
oder ihren Nachkommen immer frei, für folche, nach den gegenwärtigen Verhältniffen 
kaum jemals zu erwartende Fälle die geeigneten Beftimmungen nachträglich zu 
treffen ; hatten ja auch die beiden Eberharde fich felbft jede Art von Aenderuug und 
Erweiterung des Münfinger Vertrages ausdrücklich vorbehalten. 

Auf die übrigen in anderen Beziehungen intereffanten und wichtigen Be- 
ftimmungen des Münfinger Vertrages einzugehen, ift hier nicht der Ort. Erwähnt 
ift fchon oben, daß bei demfelben Prälaten, Ritterfchaft und Landfchaft mitgerathen, 
die Landfchaft auch mitgefiegelt und gelchworen hat. Die kaiferliche Beftätigung 
des Vertrages erfolgte unterm 17. Februar 1484. Dagegen ift hier noch zu be- 
merken, daß der Münfinger Vertrag die Vereinigung der Landestheile und die Ein- 
herrfchaft zwar im Grundfatz ausgefprochen , keineswegs aber gleich vollftändig 
durchgeführt hat. Vielmehr hatte fich jeder der beiden Grafen die Leihung feiner 
geiftlichen und weltlichen Lehen auf Lebenszeit allein vorbehalten, ebenfo Eberhard 
d. Ae. einige ihm von feiner jüngftverftorbenen Mutter angefallene Befitzungen, 
Eberhard d. J. dagegen die letztwillige Verfügung über den Betrag von 6000 Gulden. 
Dann aber und insbefondere war Eberhard d. Ae. im Vertrage zwar als der regierende 
Graf bezeichnet, allein fein Vetter hatte fich doch daneben noch einige Rechte vor- 
behalten. So feilten z. B. die Beamten, welche im übrigen von Graf Eberhard dem 
Ae. allein angeftellt und entlaffen wurden, ihren Eid beiden Grafen leiften, alle 
Briefe und Schriften unter beider Grafen Namen und Siegel angefertigt, Gebietstheile 
ohne Eberhards d. J. Zuftimmung nicht veräußert und diefe Znftimmung auch 
in anderen großen Händeln und Sachen, wenn er hiebei erfcheinen wollte, ein- 
geholt werden; können fich hiebei die Grafen nicht vereinigen, fo foll dasjenige 
gefchehen, wozu Prälaten, Räthe und Landfchaft rathen. Doch galten diefe Beftim- 
mungen nur in dem Verhältnis zwifchen den beiden Grafen Eberhard d. Ae. und 
d. J.; dafür daß auch fpätere Regenten in folcher Weife befcbränkt werden 
follten, findet fich in der Urkunde kein Anhalt. — Daß aber Eberhard d. Ae., 
denn fein Werk wefentlich ift diefer Vertrag, wenn fchon der erfte Anftoß dazu von 
feinem Vetter ausgegangen, in diefer Weife den Gefühlen des Jüngern möglichft 
Rechnung trug, diefcm zwar die Bürde der Regierung abnahm, aber ihn der Form 
nach am Regiment doch noch Theil nehmen ließ und ihm fo den Uebergang zu einem 
im Grunde wefentlich veränderten Zuftande weniger fühlbar machte, ift ein weiterer 
Beweis feiner politifchen Klugheit. 

Trotzdem blieb der Münfinger Vertrag nicht unangefochten. Eberhard d. J. 
war zu unbeftändig, um bei dem, was er felbft beantragt, reiflich berathfchlagt, 
feierlich befchloffen, befiegelt und befchworen hatte, in der Folge auch zu beharren. 
Vor allem war es der leidige Geldpunkt, der ihn unzufrieden machte. Die Hofhaltung 
foUte nach dem Münfinger Vertrag gemeinfchaftlich zu Stuttgart geführt werden. 
Außerdem war dem älteren regierenden Eberhard für feine perfönlichen Bedürfniffe 
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an Kleidern, Sehmuck, Pferden und dergleichen, neben dem ihm von feinen Prälaten 
gereichten f. g. Opfergeld, die jährliche Summe von 2000 Gulden als eine Art von 
Zivillifte aus den Kammereinknnften ausgeworfen worden, dem jüngeren Eberhard 
aber, neben dem Opfergeld feiner Prälaten, eine folche von 3000 Gulden; auch war 
letzterem das Recht eingeräumt, wenn er (ich bei Jagden und anderem Kurzweil 
außerhalb des gemeinfamen Hofes aufhalte, von den Kammerbeamten feines Aufent- 
haltsortes den Unterhalt zu verlangen. Für die Gemahlinnen der beiden Grafen 
waren je 500 Gulden jährlich ausgeworfen zu ihrer Luft und Nothdurft zu gebraueben, 
auch ßch felbft und ihre Jungfrauen und Edelknaben davon zu bekleiden und alles 
das zu verfehen, das von ihretwegen auszugeben ift. Diefe Summen, freilich dem 
verfchuldeten Zuftand der gräflichen Kammer recht gut, weniger aber, felbft bei 
Berückfichtigung des damaligen höheren Geldwerthes, dem au den fürftlichen Höfen 
gebräuchlichen Aufwände angemeffen, konnten wohl dem anfpruchslofen, haushäl- 
terifchen Eberhard im Bart genügen, nicht aber feinem üppigen verfchwenderifchen 
Vetter. So machte diefer denn Schulden, quartierte fieh in den Klöftern ein und ließ 
fich fammt feinem Tröffe von ihnen verhalten, verkaufte, um Geld zu machen, aus den 
gräflichen Käften und Kellern Früchte und Wein, wozu er gar kein Recht mehr 
hatte und wodurch er große Verwirrung in den Rechnungen verurfachte. Dazu 
kam ferner, daß er zwar früher die Regierung nur als eine Laft empfunden, jetzt 
aber fich fchwer enttäufcht fah, da er nicht mehr frei nach eigenem Gefallen fchalten 
konnte, da auch Beamte und Unterthanen fich wenig mehr um ihn kümmerten 
und feinen Befehlen keinen Gehorfam leifteten, vielmehr nur auf Eberhard d. Ae. 
als den regierenden Herrn fahen. Zugleich ftachelten ihn üble Gefeilen und Rath- 
geber, ftatt ihn zu Haitang des Vertrages aufzufordern, in felbftfuchtigen Abfichten 
zu dcffen Befeitigung an. — Ein Vorwand war auch bald gefunden, um den älteren 
Eberhard des Vertragsbruches zu zeihen und fich in einem neuen Vertrage gunftigere 
Bedingungen zu ertrotzen, Eberhnrd d. Ae. freilich hätte mit der Münfinger Urkunde 
in der Hand unbekümmert feinen Vetter poltern laffen können. Allein er war zu 
billig denkend, um diefem nicht, foweit nur möglich, entgegenzukommen ; er mochte 
wohl auch bedenken , daß Brief und Siegel allein fchlechte Bürgen geben, wenn der 
Widerwillige die Macht hat, fich an fie nicht zu kehren. Er erbot fich alfo, die 
entftandene Irrung einem Austrag zu unterwerfen, wie dies in der Einung vom 
24. April 1473 vorgefehen war. Da aber ein folcher, trotz mehrfacher Verfuche, 
durch des Jüngeren Schuld nicht zu Stande kam, diefer dagegen fremde Fürften in 
den Streit zu ziehen fuchte, fo erregte dies bei dem älteren Eberhard gerechte Be- 
forgnis vor weiteren Verwicklungen. Er verfammelte daher feine Räthe und die 
Abgeordneten der Städte, als Gewährsmänner des Münfinger Vertrages, trug ihnen 
den Fall vor, erklärte ihnen: wäre das Zufammenwerfen von Land und Leuten 
noch nicht gefchehen, fo würde er folches nimmermehr eingehen, weil es aber ein- 
mal, der Herrfchaft und dem Lande zu Gutem, gefchehen, fo gedenke er auch, trotz 
feines Vetters Widerwillen, dabei zu bleiben, zeigte ferner, was er demnach zu 
thun gedenke, und verlangte endlich das Gutachten der Verfammlung hierüber. Es 
fiel am 18. Dezember 1483 einmüthig dahin aus, Eberhard d. Ae, möge bei dem 
Regiment fo, wie bisher, bleiben und nach feiner ihr foeben dargelegten Meinung 
handeln (Sattler Grafen HL §. 122). 

Wußte Eberhard d. Ae. fich fo mit feinen Räthen und feiner Landfchaft 
einig, fo gelang es ihm nun auch den Kaifer für fich zu gewinnen. Diefer hatte 
nemlich nach Grafen Ulrichs Regierungsniederlegung deffen Sohn Eberhard dem J. 
wegen der Lehensempfängnis Indult auf zwei Jahre ertheilt. Eberhard d. J. ließ 
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diefe Frift ungenätzt verftreichen nnd wäre daher von Rechts wegen der Lehen 
verluftig gegangen. Die Praxis war freilich milder; als daher Eberhard d. J. im 
Jahre 1484 nachträglich um die Belehnung anfuchte, war der Kaifer hiezu ohne 
Anftand bereit, jedoch fügte er, in Berückfichtigung des von ihm im Februar gleichen 
Jahres beftätigten Mfinfinger Vertrags, im Lehenbriefe die Bedingung ein, daß die 
Belehnung gefchehe unnachtheilig dem Münfinger Vertrage. Doch einen folchen 
Lehenseid zu leiften weigerte fich Eberhard d. J. trotz zweimaliger Aufforderung. Auf 
diefes hin erklärte ihn der Kaifer förmlich der Reichslehen für verluftig und übertrug 
diefelben unterm 25. Juli 1484 dem älteren Eberhard allein. Bald darauf, unteim 

4. Oktober gl. J., machte letzterer den Kaifer fich verpflichtet durch Leiftung eines 
Reiterdienftes von 400 Mann während zweier Monate. So hörte denn auch Kaifer 
Friedrich auf des jüngeren Eberhard Einreden nicht, fondern wies unterm 10. Dezember 
gl. J. delTen Lehensleute, unter Entbindung von ihren dem Jüngeren gethanen Ge- 
lübden, an den älteren Eberhard. Letzterer hatte fchon vorher, durch feines Vetters 
Benehmen gereizt und zugleich beforgt gemacht, delTen Aufnahme in den Schlöffern 
und Klöftern des I-»andes verboten, auch den Amtleuten die Abgabe von Frucht 
oder Wein an ihn ausdrücklich unterfagt. 

Gleichwohl hatte der Jüngere fein Spiel nicht fogleich verloren gegeben. 
Er hatte den Pfalzgrafen Philipp, durch deffen Vermittlung in dem Streit zwifchen 
Herzog Albrecht und Chriftof von München-Straubing für eine gemeinfchaftliche 
Regierung entfchieden worden war (vgl. Rudhart, Gefchichte der Landftände in Bayern 
Bd. L 8. 246), fowie den Herzog Georg von Bayern zu Vermittlern gewonnen; und 
diefe beantragten wirklich zunächft auf einem Tage zu Heilbronn die Aufbebung 
des Münfinger Vertrages; Eberhard d. Ae. fchlug diefe ab. Nun trugen fie auf 
eine gemeinfchaftliche Regierung an; auch hiezu konnte fich dei{ ältere Eberhard 
nicht verftehen. Der Heilbronner Tag führte zu keinem Vergleich. Aber auch bei 
der Zufammenkunft zu Göppingen im Januar 1485 und bei der zu Ellwangen wurde 
nichts ausgerichtet. Allein Eberhard d. J. hatte (Ich jetzt überzeugt, daü fein Vetter den 
Münfinger Vertrag freiwillig nie preisgeben werde und daß diefer hiebei den 
Wunfeh des Landes und die Zuftimmung des Kaifers für fich habe. Letzterer hatte 
jüngllt erft, unterm 13. Dezember 1484, in der bayerifchen Streitfache dem jüngeren 
Herzog Chriftof den Befehl ertheilt, abzuftehen von der beanfpruchten Theilung, 
weil fie des Reiches gemeinem Recht und Wohl zuwider laufe (Rudhart a. a. 0. 

5. 252 f.), und Eberhard d. J. felbft war feiner Lehen verluftig erklärt und feine 
Lehensleute ihm entfremdet worden. So gab er denn nach und nahm endlich unterm 
22. April 1485 einen von den beiderfeitigen Räthen zu Stuttgart entworfenen Ver- 
gleich an, den fog. Stuttgarter Vertrag, worin er feinen Antheil an der 
Regierung gegen Erhöhung feines Deputates von 3 000 auf 8 000 Gulden (ftatt der 
von ihm urfprünglich verlangten 20000 Gulden) feinem Vetter ganz überließ, 
fo daß diefer Alleinregent wurde, und nur die drei Städte Rirchheim unter Teck, 
Weilheim (bei Kirchheim) und Owen, dann Wiuuenden Schloß und Stadt, fammt 
den dazu gehörigen Dörfern, Weilern, Höfen, Leuten, Gülten, Steuren u. a. Ge- 
rechtigkeiten, Feldern und Wäldern, Won (=. Wfinne d. i. Wiefen) und Waiden, 
Herrlichkeiten und Obrigkeiten, kurzum mit allen Rechten und Gerechtigkeiten zu 
freier Verwaltung und Benützung, ferner den Sitz im Schloß zu Nürtingen, die 
Jagdhäufer zu Melchingen und Steinbülben, endlich das Jagdrecht in den meiften 
Forften feiner urfprünglichen Landeshälfte zugetheilt erhielt, das alles jedoch nur 
auf Lebenszeit und ohne Veräußerungsbefugnis, auch mit der Ver- 
pflichtung, feine Unterthanen bei ihren hergebrachten Freiheiten, gewöhnlichen 
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Steuern und Dienften zu belalTen. Die ErträgnilTe diefer Qüter and Rechte follteo 
fein Deputat in der Weife bilden, dafi deren Minder- oder Mehrertrag bis zur Hohe 
von 8 000 Gulden in Geld, oder recbnerifch durch Uebertragung aufs nächfte Jahr 
ausgeglichen würde. Die gemeinfchaftliche Hofhaltung horte nunmehr auf; zam 
Unterhalt von Eberhards d. J. Gemahlin, die damals noch an des Aelteren Hofe 
lebte, wurden belonders 1 000 Gulden ausgeworfen, aulierdem ihr Nadelgeld von 500 
auf 1 000 Gulden erhöht. Nach völliger Abzahlung der pfälzifchen Kanzionsgelder 
Ulrichs (C. F. Stalin III. S. 537. 543) foUte Eberhards d. J. Deputat um 2 000 Gulden 
erhöht werden, und weiter foUte ihm nach Grafen Heinrichs Yorabfterben von deflen 
hinterlaflenen Zinfen und Gälten ein Drittel auf Lebenszeit verabfolgt werden. 
Dagegen follte Eberhard d. Ae. bei Yorabfterben Eberhards d. J. deflen Schulden 
nur bis zu dem Betrage von 4—5000 Gulden zu bezahlen verbunden fein. Bezüglich 
der Lehen wurde ausgemacht, dafi Eberhard d. Ae. die Aktivlehen von nun an 
ausfchlieülich leihen follte, die Pfründen in des Jüngeren vorbehaltenen Herrfchaften 
ausgenommen ; was die PalTivlehen anbelangt, fo follte es bei der dem jüngeren Grafen 
ertheilten Belehnung fein Verbleiben haben, fofeme diefe bereits erfolgt war — dies 
war indeß nur bei den böhmifchen Lehen der Fall (Sattler Grafen III. §. 110) — 
die übrigen d. h. die burgundifchen und insbefondere die von dem Jüngeren ver- 
wirkten Reichslehen follte der Aeltere allein und auf feine eigenen Koften empfangen. 
In allen übrigen Beziehungen, insbefondere alfo in Hinficht auf die Un- 
theilbarkeit des Landes und die Erbfolge, wurde der Münfinger Vertrag ausdrück- 
lich beftätigt, auch die in derEinnng von 1473 feftgefetzte Beilegung von Irrungen 
durch Austräge wiederholt verabredet. Befiegelt wurde der Stuttgarter Vertrag von 
den beiden Grafen und ihren Thädingsleuten ; der Kaifer beftätigte ihn unterm 
11. Auguft von Konftanz aus. Die Landfchaft hatte bei demfelben nicht mitgewirkt; 
es war dies aber auch deshalb nicht erforderlich, weil die grundlegende Beftimmnng 
des Mündnger Vertrages, die Untheilbarkeit des Landes, in Uebereinftimmung mit 
dem von der Landfchaft im Dezember 1483 ertheilten Gutachten, im Wefentlichen 
unangetaftet blieb. Was namentlich die Zuweifung einiger Aemter an Eberhard 
d. J. zu eigener Regierung betrifft, fo war ja dies fchon an fich keine fchwer- 
wiegende Ausnahme, jedenfalls aber ganz vorübergehend. Denn fie, wie über- 
haupt der ganze Vertrag, galt nur, fo lange beide Grafen lebten, nach dem Abfterben 
des einen follte gemäü der ausdrücklichen Beftimmung des Stuttgarter Vertrages 
letzterer ab fein und der Münflnger Vertrag allein wieder Anwendung finden (Reyfcher 
I. S. 503). Diefe Bemerkung ift übrigens in ihrem erften Theile felbftverftändlicb, 
weil der Stuttgarter Vertrag nicht, wie der MünHnger, allgemein giltige Grundlatze 
aufftellt, fondern nur das Verhältnis zwifchen den beiden Vertragsfchliefiern regelt, 
mit dem Tode des einen derfelben alfo überhaupt gegenftandslos wird; die Abficht 
konnte alfo dabei nicht die fein, dem Stuttgarter Vertrage eine befchränktere 
Dauer zu gewähren, als er nach feinem Inhalte überhaupt haben konnte, der 
Nachdruck ift vielmehr auf den zweiten Theil diefer Beftimmung zu legen, daß 
nemlich nach dem Zufammenfall des Stuttgarter Vertrages der Münflnger wieder 
vollkommen in Kraft treten d. h. die Untheilbarkeit des Landes von da an wieder 
eine dauernde, ausnahmslofe fein und bleiben folle (anderer Meinutag ift, wie 
es fcheint, C. F. Stalin Bd. III. S. 610). Noch beftand zwar ein Unterfchied 
zwifchen dem Münflnger und dem Stuttgarter Vertrag darin, dafi erfterer dem älteren 
Eberhard nur eine durch des Jüngeren Rechte befchränkte Regierungsgewalt ein- 
räumt, letzterer aber ihm die Alleinregierung ausfehl ieülich übertrug. Allein diefe 
Beftimmungen des Münflnger Vertrages beziehen fich ja, wie fchon bemerkt, ebenfalls 
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nur auf das Verhältnis zwifchen diefen beiden Grafen; nie ift beigefetzt, daß der- 
felbe Einfluß auf die Regierung, wie Eberhard dem Jüngeren, nach ihm auch anderen 
nicht regierenden Grafen zuftehen folle, ja der Vorbehalt, den jeder Graf hier 
wegen eigener I^eihung feiner Lehen macht, wird ausdrücklich auf die Lebenszeit 
eines jeden befchränkt. Mit dem Tode des einen diefer beiden Grafen alfo fiel fchon 
nach dem Mfinfinger Vertrage jedes Mitwirkungsrecht Nachgeborener bei der 
Regierung weg, der regierende Graf war, wie nach dem Stuttgarter Vertrag, jetzt 
unbefchränkt. — Nur in einem einzigen Falle, bei der Veräußerung von Landes- 
^beilen, ließ der Mfinfinger Vertrag auch Eberhards d. Ae. Nachfolgern nicht freie 
Hand'; aber diefe ßefchränkung hat auch der Stuttgarter Vertrag (vgl. Reyfcher L 
S. 481, 497), fie ift überhaupt nicht zu Gundken der nicht regierenden Herren, fondem 
zu Gunften des Landes hinzugefügt. Die Bedeutung zu erörtern, welche dadurch 
diefen Verträgen für die Gefchicbte der Landftäude zukommt, ift indeß hier nicht 
der Ort 

Trotzdem der Stuttgarter Vertrag fo feine ßefchränkung in fich felber trug, 
hat er eine dauernde Bedeutung für die Entwicklung des Untbeilbarkeitsgefetzes: 
der Grundfatz der Untheilbarkeit und Erftgeburtserbfolge wird trotz mancbfacher 
heftiger Anfechtungen fiegreich feftgehalten und auch von deflen Gegner wieder 
anerkannt und beftätigt; ein Fortfehritt gegen den Mfinfinger Vertrag befteht außer- 
dem darin, daß die nach dem letzteren erft mit dem Tode eines der beiden Eber- 
barde eintretende vollkommene Alleinherrfchaft des Einen Regenten auf Grund 
des Stuttgarter Vertrages fofort ihren Anfang nahm; fchon von jetzt an galt der 
Grundfatz, daß der regierende Graf immer auch der alleinregierende fein (olle. 
Als ein wenn auch unerheblicher und vorfibergehender Rfickfchritt dagegen muß 
es bezeichnet werden, daß außer Böblingen, Sindelfingen u. f. w., was (ich Eberhard 
d. Ae^ im Mfinfinger Vertrage vorbehalten hatte, nun der Gemeinfchaft vorübergehend 
noch weiter die Stücke entzogen wurden, welche durch den Stuttgarter Vertrag 
dem jüngeren Eberhard zu lebenslänglicher Benützung und Regierung angewiefen 
worden find. . * 

Bald nach dem Stuttgarter Vertrage verglichen fich noch die beiden Grafen 
wegen einiger Aenderungen in des Jüngeren Deputate (vergl. Sattler IIL §. 125 und 
die Note bei Reyfcher L S. 499). Ebenfo verabredeten fie in der brüderlichften 
Weife im März 1486 aus Anlaß der immer mehr zu Tage tretenden Geiftesftörung 
de» Grafen Heinrich die bei deflen etwaiger Regierungsnachfolge erforderlichen Vor- 
kehrungen. Und fo fchienen alle Mißhelligkeiten auf immer ausgeglichen, der Hausfriede 
ein dauernder. Allein bald verfiel der jüngere Eberhard in die alte ausfcbweifende 
und verfchwenderifche Lebensweife. In feiner daher rührenden Geldnoth unternahm er 
es fogar, feine Anwartfchaft auf die württembergifchen Lande an den Herzog Georg 
von Bayern-Landshut zu verkaufen, an defien Hofe er fich viel aufhielt Allein 
diefem waren die neuen wfirttembergifchen Hausverträge und die Bedeutung der 
Landfchaft nicht unbekannt geblieben, und er war klug genug, fich in den unßcheren 
Handel nicht einzulalTen. So forderte denn der jfingere Eberhard um fo unnach- 
flchtlicher bei den Unterthanen und Elöftern. Von dem Dominikaner-Nonnenklofter 
zu Kirchheim u. T. vor allen verlangte er, gegen den Stuttgarter Vertrag, neue und 
unerfchwingliche Leiftungen. Er hatte dort in jfingeren Jahren fo manche vergnfigte 
Nacht in ausgelaffener Fröhlichkeit mit feinen Gefellen durchjubelt; feitdem aber 
mit den Schlettftadter Reformirfchweftern ein anderer Geift und eine b^flere Ordnung 
eingezogen, konnte es vor feinen Augen nimmer Gnade finden. Als daher die an- 
gefonnenen Fuhren und Lieferungen vom Klofter wegen Unvermögens verweigert 
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worden, forderte er die Klofterrecbnangen zur EiDdcht and die Entfernung der feiner 
Andcht nach höchft überflüffigen Beformirfchweftern. Beides ward ihm abgefcblagen. 
Nnn verbot er, die fchuldigen Gefälle dem Elofter abzuliefern und ließ diefes behufs 
AbfchneiduDg aller Lebensmittel umzingeln. Eberhard d. Ae. fah fich endlieh genöthigt 
einzufchreiten. Dadurch kam er jedoch mit feinem Vetter in Streit wegen des Schirmes 
über das Klofter, und delTen Drangiale dauerten fort. Auch durch andere Vorfalle 
wurde das gute Einvernehmen der beiden Vettern getrübt; Eberhard d. J. machte 
nemlich auch fonft, insbefondere wieder an Klöfter, allerhand übermäüige oder unbefugte 
Forderungen auf Grund von Vogteirechten, welche Eberhard d. Ae.*fdr fich bean- 
fpruchtC; verweigerte dagegen die ihm obliegenden Leiftungen, befchwerte fich über 
Kränkung feiner Jagdbefugfame, wegen der Eärglichkeit feines Deputats (obwohl 
es ihm nachträglich um 2000 Gulden erhöht und dazu die Stadt Nürtingen fammt 
Zugehörungen übergeben worden war); Unterthanen feines Vetters nahm er ohne 
Grund gefangen ^ den Abt zu Salmannsweil entfetzte er feines Hofes zu Nfirtingen 
und verlangte feines Vetters Einwilligung zar Verpfandung feiner Depntatsftädte. 
Seine Verkaufsprojekte mit Herzog Georg von Bayern find oben erwähnt. Dabei 
verfiel er gegen feinen Vetter in einen immer gereizteren Ton, weil er fich 
durch Eberhard d. Ae. benachtheiligt wähnte. So fchreibt er z. B. unterm 13. Ok* 
tober (Samftag vor Galli) 1487 an ihn: „wir mulTent allfo vermerckhen, das Ir 
vnns aber[mals] gern plintzling [blindlings] Ingefiert bettend, was niemand wolt, 
das follten Wir uff kluben u. f. w.^. Die von dem älteren Eberhard gemaü der 
Einung von 1473 angebotenen Austräge kamen durch des Jüngeren Schuld nicht 
zu Stande, und ein endlich im Auguft 1487 wegen des Eirchheimer Klofters ge- 
fchloflener Vergleich wurde von dem jüngeren Eberhard aus nichtigen Gründen 
nicht gehalten, vielmehr, jetzt bereits das dritte mal, das Klofter felbft belagert 
Da entfchloß fich endlich Eberhard d. Ae. dem Unfug ein Ende zu machen. Mit 
gewappneter Hand entfetzte er nicht nur das aufs höchfte bedrängte Elofter (10. Fe- 
bruar 1488), fondern brachte gleichzeitig auch feines Vetters Deputat-Städte und 
Schlöfler in feine Gewalt. Hiezu hielt er fich theils nach dem Rechte der Nothwehr 
für befugt, da fein Vetter nicht blos Land und Leute an Fremde zu bringen trachtete, 
fondern auch, wie wenigftens behauptet wurde, dem älteren Eberhard nach dem 
Leben ftand, theils leitete er die Berechtigung hiezu ans dem Frankfurter Landfrieden 
von 1486 her^ da diefem zufolge Eberhard d. J. durch fein bisheriges VerLalteB, 
insbefondere durch die famofe Klofterbelagerung, in die Reichsacht gefallen war. 
Hauptlachlich aber fand Eberhard d. Ae. feinen Rückhalt am Eaifer^ der kurz darauf, 
Anfang Aprils 1488, felbft nach Stuttgart kam und fich Eberhard dem Ae. na- 
mentlich wegen feines damals gerade erfolgten Beitrittes zu dem neugegrändeten 
Schwäbifchen Bunde zu Dank verpflichtet fühlte. Dagegen konnte es den jüngeren 
Eberhard wenig empfehlen, daß er fich die dem Kaifer und noch mehr dem Schwä- 
bifchen Bunde widerwärtigen Bayernherzoge zu Beiftänden erwählt hatte. Die in 
einem öffentlich im Druck ausgegangenen Schreiben feines Vetters enthaltenen Vor- 
würfe wies Eberhard d. Ae. ebenfalls öffentlich in einem gedruckten Schreiben zurück und 
rechtfertigte feines Vetters Entfetzung (abgedruckt bei Sattler Grafen IIL Beil. 115). 
Hierauf entgegnete letzterer mit einem neuen Schreiben aus Landshut, worin er alle 
ihm zum Vorwurfe gemachten Handlungen ableugnet, bezw. fich wegen derfelben 
zu rechtfertigen fucht, indem er zugleich den Aelteren des Landfriedensbrucbes zdbt 
und mit bitteren Vorwürfen überfchüttet; am Schluffe verlangt er abermals fofortige 
Ueberantwortung des ihm entzogenen Hab und Guts und fchlägt zur Beilegung der 
übrigen Streitpunkte ein Schiedsgericht vor, von jedem der beiden Grafen 3 Prälaten, 
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^die Infein und Stab haben^^ 3 ans der Ritterfchaft und 3 aus der Landfchaft zu 
ernennen , alfo zufammen aus 18 Pcrfonen. Allein der jfingere Eberhard erreichte 
mit diefem Schreiben nichts; es blieb unbeantwortet. So verfuchte er es denn auf 
andere Weife. Auf feine Bitte wandte fich Herzog Albrecht von Bayern an die 
Württera berger Landfchaft wegen eines Vergleichs; auch Erzherzog Sigmund von 
Oefterreich fuchte zu vermitteln und fchlug zu folcheni Zwecke eine Zufaromenkunft 
in Memmingen vor, und Eberhard d. J. felbft forderte von Landshut aus, wo er fich 
an Herzog Georgs von Bayern Hofe aufhielt, die eben zu Stuttgart verfammelten 
wiirttembergifchcn Prälaten, Kitterfchaft und Landfchaft auf, Eberhard d. Ae. zur 
Befchickung diefes Tages zu bewegen. Letzterer fchickte auch in der That feine 
Käthe nach Memmingen, allein erfolglos, weil — Eberhard d. J. nicht kam. Da- 
gegen erließen unterm 10. Oktober gl. J. König Maximilian und am 23. November 
auch Kaifer Friedrich III. an Eberhard d. Ae. Belobnngsfchreiben für die durch Ein- 
nahme Kirchheims und der anderen Deputatsftädte bewiefene Handhabung des Land- 
friedens. Eberhards d. J. Sache fehlen verloren, nachdem fich auch Herzog Georg von 
Bayern, mit feinen eigenen Angelegenheiten vollauf befchäftigt, von ihm zurück- 
gezogen hatte. Da wandte er fich endlich an König Maximilian felbft und bat um 
Vermittlung, und diefer wies die Sache nicht von fich. Auf einen Vergleich ließ fich 
zwar Eberhard d. Ae. nun nicht mehr ein; dagegen erklärte er fich mit feinem 
Vetter bereit, ihren Span einem rechtlichen Austrag zu unterftellen, Maximilian felbfi; 
und Bifchof Wilhelm von Eichftätt foUten das Gericht bilden, und jede Partei einen 
weiteren Schiedsmann als Zufatz befitimmen. So gefchah es auch, und unterm 
30. Juli 1489 ergieng zu Frankfurt a. M. der Spruch. 

Den Schiedsfpruch . einem Vergleiche vorzuziehen, dazu mag theils die Er- 
fahrung bewogen haben, wie langwierig die Vergleichsverhandlungen und von welch 
geringem Beftand ihr Ergebnis bisher gewefen. Daneben war aber auch die da- 
malige Doktrin zu berückfichtigen , welche die privatrechtliehen Beßimmungen des 
römifchen Rechtes ohne Bedenken auf die öffentlichrechtlichen VerhältnilTe der 
deutfchen Fürftenhäufer und ihrer Territorien anwandte. Es liegen mir aus jener 
Zeit zwei Confilien vor, das eine mit der Jahreszahl 1489 bezeichnet von unbekannter 
Herkunft, aber nach feiner eigenen Angabe auf Erfordern Eberhards d. Ae. geftellt, 
das andere von Dr. Gisbert von Stolzenburg (auch Gisbert von Utrecht genannt, 
von 1483 — 1487 Lehrer des Zivilrechts an der Univerfität zu Ingolftadt; vergl. Prantl 
Gefchichte der Ludwig- Maximilians* Univerfität, München 1872) und Dr. Grado Mair, 
rector parochialis ecclefiae St. Mauritii in Ingolftadt. Diefe beiden Gutachten kommen 
zu dem Ergebniffe, daß der (Münfinger und Stuttgarter) Vertrag jedenfalls quoad 
fuccelTionem ungiltig feie wegen feiner, nach gefchriebenem Bechte fowohl wie nach 
Natur- und Völkerrecht (!) unzuläffigen Befchränkung der Teftirfreiheit. Mit der 
SuccelTionsbeftimmung fteht und fällt aber das ganze Intcrefle am Vertrag; und 
fo fpricht fich auch das eine Gutachten für Ungiltigkeit des ganzen Vertrages aus, 
da die Parteien das Ganze, nicht einen bleuen Theil gewollt hätten. Nun konnte 
es Eberhard dem Ae. wahrhaftig nicht gleichgiltig fein, daü nach Anficht der 
Rechtsgelehrten die Untheilbarkeit des Landes durch Vertrag nicht über die Perfon 
der Vertragenden hinaus auch fiir fpätere Regenten bindend feftgefetzt werden könne, 
ja — als dem Natur- und Völkerrecht zuwider — nicht einmal durch Gefetz, (was der 
Münfinger Vertrag zugleich war). Was lag da näher als die Feftfetzung durch einen 
Schiedsrichter zu verfuchen? Jedenfalls war fo viel klar, daß ein schiedsrichterlicher 
Entfeheid, von dem oberften Richter im Reiche felbft getroffen, unter allen Um- 
ftänden die größtmögliche Gewähr für feine Vollziehung und Aufrechterhaltung in 
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fich trage, eine größere namentlich, als ein Vertrag der Parteien unter fich, und 
fei er auch von diefen befchworen und von Landftänden garantirt und befiegelt. 
Gleichwohl wurde aber auch fonft nichts verfäumt, was zu Aufrechterhaltung des 
Frankfurter Entfeheides beitragen konnte: nicht bloß von den Grafen felbft, fondem 
auch von ihrer Landfchaft, ja von dem ganzen Schwäbifchen Bund als Garanten 
ward er befchworen (vergl. C. F. Stalin III. S. 613). 

Die Beftiramungen des Frankfurter Entfeheides (auch , Königlicher Vertrag" 
genannt, — abgedruckt bei Reyfcher I. S. 505 flf.) gehen dahin, daß Eberhard d. J. 
der ihm durch den Stuttgarter Vertrag tibergebenen Städte und SehlölTer dauernd 
entfetzt bleibt; Eberhard d. Ae. nimmt das ganze Land allein in Befitz, die ganze 
Kegierungsgewalt übt er allein; Eberhard d. J. dagegen wird mit einem Jahrgeld 
von 8000 Gulden und einer weiteren einmaligen Abfindungsfumme von 12000 Gulden 
bezfiglich aller feiner übrigen Anfprüche und Forderungen entfchädigt. Durch diefe 
Beftimmungen ward die Vereinigung des Landes und die Einheit der Regierungs- 
gewalt eine vollkommenere, als durch alle bisherigen Verträge. Um fo auffallender 
erfcheinen darum auf den erften Blick die Beftimmungen bezüglich der Regierungs- 
folge. Statt einer Wiederholung der alten Untheilbarkeitsgefetze fchreibt nenilicb 
der Entfeheid für gewiffe Fälle vielmehr eine Theilung des Landes vor, indem 
er beftimmt, daß bei Abfterben Eberhards d. Ae. ohne Hinterlaffung ehelicher männ- 
licher Leibeserben dem jüngeren Eberhard nur fein urfprünglicher Landestheil, d. h. 
alfo der Ulrichifche nach der Landestheilung von 1442, zugeftellt werden foUe, (mit 
Ausnahme von Stuttgart, wofür ihm Stadt, Amt und Kloftervogtei Blaubeuren als 
Erfatz zugewiefen wurde); Eberhards d. Ae. urfprünglicher Landestheil dagegen follte 
dem älteilten Sohne Eberhards d. J. zufallen, und falls ein folcher bei Eberhards 
d. Ae. Tode nicht vorhanden, dem von diefem aus dem Haufe Württemberg frei 
zu beftimmenden Erben ; hinterläßt aber Eberhard d. Ae. eheliche männliche Leibes- 
erben, fo bekommen diefe den urfprünglich Ludwigifchen Landestheil. Aus diefen 
Beftimmungen laflen fich unter Berückfichtigung des Inhaltes der früheren Verträge, 
welche in Kraft bleiben follten, foweit fie nicht dem Frankfurter Entfeheid wider- 
fprächen, folgende Sätze entwickeln: 

1. Stirbt Eberhard d. Ae. vor Eberhard d. J., fo bekommt letzterer feinen urfprüng- 
lichen Landestheil, nicht mehr und nicht weniger; den Ludwigifchen Landes- 
theil Eberhards d. Ae. bekommt dagegen in erfter Linie 

a) der ältefte agnatifche Deszendent Eberhards d. Ae., — in deffen Ermanglung 

b) der ältefte agnatifche Deszendent Eberhards d. J. — in deffen Ermanglung 

c) ein anderer von Eberhard dem Ae. frei zu beftimmender Angehöriger des 
Württemberger Hanfes. 

2. Stirbt Eberhard d. Ae. nach Eberhard d. J., fo erbt 

a) bei beiderfeitiger agnatifcher Nachkommen fchaft, jede derfelben die alte 
Landes half te. — Dies ergibt fich deutlich aus dem Vertrage §. Item ob 
aber Graff Eberhart u. f. w. (Reyfcher I. S. 508), 

b) bei agnatifcher Nachkommenfchaft eines der beiden Grafen allein, der 
ältefte Sohn desfelben beide Landeshälften, endlich 

c) beim Fehlen agnatifcher Nachkommenfchaft in beiden Eberhardifchen Linien, 
die Heinrichifche Linie das ganze Land — beides gemäß den früheren 
Verträgen. 

Daß eine letztwillige Verfügung Eberhards ä. Ae. über feine Landeshälfte zu Gunllen 
eines Sprößlings aus der Heinrichifchen Linie durch die nachträgliche Geburt eines Sohnes 
Eberhards d. J. hinfällig würde, ift eine noth wendige Folge der oben unter Ziffer Ib auf- 
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ireftlhrten Vertragsbeftimmung, wenn diefer Deszendent des jüngeren Eberhards zwar nach 
der Teftamentserrichtung, aber vor dem Tode des älteren Eberhard zar Welt käme; durch die 
er fit nach Eberhards d. Ae. Tode erfolgende Geburt eines Sohnes Eberhards d. J. aber eben- 
falls diele letztwillige Verfügung zufammenfallen zu laflen, wie Fricker a. a. 0. S. 27 will, wider- 
fpricht der ausdrücklichen und wohl zu rechtfertigenden Beftimmung des Entfcheides. 

Aus Vorftehendem ergibt (ich, da£ in den! Fällen der Ziffer la and e 
nud 2a das Untheilbarkeitsgefetz wieder befeitigt werden und eine neue Landes- 
theilnng, vielleicht für nnabfehbare Zeiten, im Falle der Ziffer 1 b aber wenigftena 
aaf die Lebenszeit Eberhards d. J. eintreten foUte. Diefe Abweichung von dem 
mühfam zu Stande gebrachten Untheilbarkeitsgefetz mufi anerkannt werden. Bei 
Erklärung der Gründe hiefür wird man davon ausgehen dürfen, daü eine entfchiedene 
Weigerung Eberhards d. Ae., von dem Untheilbarkeitsgrundfatze abznlaffen, von den 
Schiedsrichtern bei ihrem Ausfpruch ficher berückfichtigt worden wäre, daß demnach 
Eberhard d. Ae. mit diefer Abweichung einverftanden gewefen ift. Hiefür fpricht 
auch ein noch vorhandenes Verzeichnis der ,, Punkte, auf welche fich mit Eber- 
hard d. J. zu vergleichen wäre.^ Diefe Punkte ftimmen mit dem Inhalt des Ent- 
fcheides äberein; nur find die dem jüngeren Eberhard zugedachten Geldfummen 
uiedriger angefetzt als im Entfeheid, und außer Stuttgart feilten auch Kirchheim 
und Nürtingen der Regierung des jüngeren Eberhard ftets entzogen bleiben und 
ihm nur die Einkünfte daraus gereicht werden. — Zu jener Einwilligung mochte Eber- 
hard den Ae. eine doppelte Erwägung veranlaffen: Nach feines Vetters bisherigem 
Betragen ftand für Land und Leute das Schlimmfte zu befürchten, wenn diefer einmal 
zur Regierung käme; aber nicht blos die Unterthanen und Zugewandten wären ge- 
drückt und entfremdet, verfetzt und verkauft worden; mit dem Verlufte von Land und 
Leuten wäre auch das Herabfinken des Regentenhaufes Hand in Hand gegangen. 
Um diefer Gefahr vorzubeugen, bot die gänzliche Ausfchlieüung Eberhards d. J. von 
der Regierung, auch für die Zukunft, natürlich das wirkfamfte Mittel. Allein dem 
widerfprach nicht blos die Billigkeit, dem widerfprach noch mehr das vertragsmäßige 
Recht des Letzteren, widerfprachen endlich die oben erwähnten römifchrechtlichen 
Doktrinen. — Nun gab es freilich einen deutfchen König, welcher Recht zu fprechen 
und feinen richterlichen und fchiedsrichterlichen Ausfprüchen Anerkennung und Ge< 
horfam zu verfcbaffen hatte. Allein das war ein fchwacher Troft; trafen doch die 
Könige ihre Entfeheid ungen oft mehr nach politifchen als nach rechtlichen Erwägungen, 
und fehlte ihnen doch namentlich, auch beim heften Willen, oft genug die Macht, 
ihren Entfcheidungen Anerkennung zu verfcbaffen und die unzufriedenen Parteien 
zum Gehorfam zu zwingen. Wollte man alfo einen dauernden Zuftand fchaffen, 
fo war der ficherfte Weg, eine folche Verfügung zu treffen, mit der alle Parteien 
zufrieden waren, deren Beachtung und Durchführung alfo allen angelegen fein mußte. 
Unter folchen Verhältniffen ließ fich aber der Untheilbarkeitsgrundfatz mit der 
Räckßcht auf das Wohl des Haufes und des Landes nicht vereinigen: letzteres 
verbot, dem jüngeren Eberhard das ganze Land nach des älteren Tode anzuvertrauen, 
und ganz von der Regierung ausfchließeu ließ er fich gutwillig nicht. So war alfo 
ein Mittelweg noth wendig, und er ward darin gefunden, daß man dem jüngeren 
Eberhard gerade foviel in Ausficht ftellte, als er ohne die dazwifchen liegenden 
Verträge ungefähr bekommen hätte; aber nicht mehr. Die Gefahr einer abermaligen 
Theilung war damit allerdings vorhanden; daß diefe Gefahr aber keine dringende 
war, lehrt ein Blick auf den Perfonalftand im Haufe Württemberg: die beiden 
Eberharde hatten immer noch keine Kinder und auf folche jetzt weniger Ausdcht 
als je; Hoffnung auf Fortpflanzung des Württemberg! fchen Namens und Stammes 
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gab nur Graf Heinrich, deffen damals zweijährigem Sohne Eberhard der Ae. feinen 
Landestheil zuzuwenden gedachte; und alle Anzeichen fprachen dafür, daß diefer 
fchon nach Eberhards d. J. Abfterben das ganze Land in feiner Hand wieder ver- 
einigen werde. — Daß eine Art von Ermüdung, wie Reyfcher (S. 59) glaubt, den 
älteren Eberhard zum Preisgeben des Untheilbarkeitsgrundfatzes veranlaßt habe, 
fcheint' wenig wahrfcheinlich für einen Zeitpunkt, in dem er Ach im Alleinbefitz des 
Landes, der Zuneigung der Unterthanen und Zugewandten, der Gunfi; des Kalfers 
und Königs und der Hülfe des Schwäbifchen Bundes wußte, während fein Vetter 
gerade jetzt von allen Freunden verlaffen war (anders freilich Pfifter, Eberhard 
im Bart, S. 141 f., indem er auf die bisherige Parteinahme des Bifchofs von Eich- 
ftädt für den jüngeren Eberhard hinweist); es würde auch diefe Erklärung wenig 
paffen zu der erheblichen Verkürzung, welche des Jüngeren Hechte durch den Frank- 
furter Entfeheid erfahren haben (vergl. Fricker a. a. 0. S. 27 f.). 

Auf die übrigen Beftimmungen des Frankfurter Entfeheides, fo wichtig fie 
auch namentlich wieder für die Entwicklung der landftändifchen Verfaffung find, 
kann hier nicht eingegangen werden. Dagegen fei hier noch einmal betont, daß 
die früheren Verträge durch den Frankfurter Entfeheid nur foweit aufgehoben wurden, 
als fie diefem widerfprachen ; aufrecht blieb alfo insbefondere die im Münfinger 
Vertrage beftimmte Regierungsfolge und das Verbot von Landesveräußerungen und 
Vertheilungen außer den durch den Entfeheid felbft beftimmten Fällen. 

Glücklicherweife gab indeß Eberhard d. J. felbft bald den Anlaß zur 
Wiederbefeitigung des im Frankfurter Entfeheide enthaltenen bedenklichen Punktes. 
Eine fchwere Krankheit Eberhards d. Ae. im Jahre 1492 und die damit näher 
gerückte Ausficht auf eine Regierungsänderung mochte ihm zu lebendigem Bewußt- 
fein gebracht haben, wie viel er durch den Frankfurter Entfeheid verloren, wie be- 
deutend feine Succeffionsr echte befchränkt worden waren. So trat er denn abermals 
bei feinem Vetter mit der Bitte um eine Abänderung hervor, indem er fich hiebei 
gefchickt darauf berief, daß der Frankfurter Entfeheid den alten Untheilbarkeits- 
verträgen zuwider laufe. Und Eberhard d. Ae. ließ fich wiederum bereit finden: am 
2. September 1492 wurde zu Eßlingen ein neuer Vergleich zwifchen beiden Grafen 
vermittelt, der fog. Eßlinger Vertrag (abgedr. bei Reyfcher I. S. 513 ff.). 

Diesmal hatte man einen Ausweg gefunden, auf dem die Untheilbarkeit des 
Landes gefiebert und diefes doch Tor den Gefahren bewahrt werden konnte, die ihm 
aus des jüngeren Eberhard verkehrtem Treiben drohten. Auf Eberhards d. Ae. 
föhnelofes Ableben follte nunmehr allerdings die ganze Herrfchaft ungefondert 
und ungetrennt bleiben und auf Eberhard d. J. allein und mit Ausfchluß von Seiten- 
verwandten übergehen; es wurde ihm jedoch ein aus dem Landhofmeifter und je 
vier Mitgliedern der drei Stände des Landes gebildeter Regimentsrath beigefeilt oder 
vielmehr vorgefetzt, der nur in den wichtigeren Angelegenheiten Eberhards Willens- 
meinung einzuholen, im übrigen die Regierung ohne ihn felbftändig zu führen hatte. 
Dabei hatte der jüngere Eberhard auf die Befetzung diefes Regimentsrathes keinen 
Einfluß, fie follte vielmehr durch den älteren Eberhard bzw. durch Selbftergänzung, 
äußerften Falles durch die Landfchaft, erfolgen. Daß auf Eberhards d. J. Tod 
das Land ungetheilt an feine agnatifche Nachkommenfchaft fallen foUe unter 
Ausfchluß der Hein richif eben Linie, ift im Eßlinger Vertrag zwar nicht ausdrück- 
lich gefagt, aber offenbar ftillfchweigend angenommen und folgt auch aus dem 
Münfinger Vertrag, der im Frankfurter Entfeheid, wie diefer wieder im Eßlinger 
Vertrag, beftätigt worden ift. Dagegen fällt nach dem föhnelofen Abfterben beider 
Eberharde das Land uugetrennt an den geifteskranken Grafen Heinrich; aber unter 
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Vormandrcbaft des erwähnten Regimentsratbs, nach ihm an feinen älteften Sohn Eitel 

Heinrich (fpäter in der Firmung Ulrich genannt)^ ebenfalls und zwar bis nach Zurück- 

legnng des 20. Lebensjahrs, unter Vormnndfchaft des Regimentsrathes. Immer aber, 

auch unter der Heinrichifchen Linie, foll die Herrfchaft ungetrennt bleiben. 

Diefer Satz, der feit 20 Jahren der treibende Oedanke gewefen, der unverkennbar 

fchon dem Uracher Vertrag zu Grunde liegt, war mit diefer Deutlichkeit felbft im 

Mänfinger Vertrage noch nicht ausgefprocheu. — Würde dagegen Eberhard d. Ae. 

einen Sohn hinterlaffen , fo follte diefer nach feines Vaters Tode deflen urfprüng- 

liehen Landestheil erben und daher auch Eberhard der J., wenn er noch lebt, nur 

seine urfprnngliche Landeshäifte bekommen. In diefem einzigen Falle alfo trat eine 

vorübergehende, wenn aber beide Eberharde Söhne hinterlieüen , eine dauernde 

Theilung ein. An beides konnte aber im Ernfte kaum mehr gedacht werden. 

Außerdem erhöhte der Eßlinger Vertrag das Deputat Eberhards d. J., bewilligte ihm 

eine weitere Abfindungsfumme und räumte ihm einige ScblölTer und Jagdbezirke 

ein. Der Vertrag wurde von den beiden Grafen und ihren Thädingsleuten befiegelt, 

von der Landfcbaft befchworen und vom Kaifer beftätigt (C. F. Stalin IIL 615) , ein 

Yidimus desfelben ward von Eberhard d. Ae. der Landfcbaft übergeben , wie er dies 

beim Münßnger Vertrag und Frankfurter Entfeheid vormals auch gethan hatte. 

Der Gewinn des Eßlinger Vertrages befteht in der Wiederherftellung des 
Untheilbarkeitsgefetzes — abgefehen von einer einzigen nicht als wahrfcheinlich ge- 
dachten und nicht wirklich gewordenen Ausnahme — und in der ausdrücklichen 
Ausdehnung des Untheilbarkeitsgefetzes und der Erbfolgeordnung des Münflnger 
Vertrages auf den Heinrichifchen Stamm. Die Worte der Urkunde lauten aller- 
dings fchlechtweg: „So fol alwegen die herfchafft W. vngetrent alfo für vnd für au ff 
den Eltften erblich gefallen,^ daß aber hier nur die Erbfolgeordnung des Müuiinger 
Vertrages auf die Heinrichifche Linie ausgedehnt und nicht eine neue eingeführt 
werden foll, wird nicht bezweifelt werden dürfen; es ift alfo hier der Wortlaut zu 
ergänzen in „auf den Eltften abfteigender Linie nach." Es wäre darum nicht 
gerechtfertigt, im Eßlinger Vertrage die Feftfetzung eines Seniorats zu erblicken; 
umgekehrt freilich glaubt Pfifter (a. a. 0. S. 145), der durch den Münfinger Ver- 
trag das Seniorat eingeführt erachtet, im Eßlinger Vertrag die Spuren einer Primo- 
genitnrordnung zu erkennen. 

Was die Bedenken gegen die Verbindlichkeit des Eßlinger Vertrages für 
die Linie Heinrichs betrifft, weil er diefem Vertrag nicht zngeftimmt hat, fo mußte von 
einer Mitwirkung desfelben hiebei überhaupt Umgang genommen werden, weil er 
als unzurechnungsfähig doch nicht wirkfam hätte disponiren können. Freilich ift 
dann auffallend, daß die beiden Eberharde, denen als nächften Freunden von Natur, 
Schild und Helm die Vormundfchaft über Heinrich und deffen unmündigen Sohn 
zukam, und die fich diefes Amt vom Kaifer im gleichen Jahre noch ausdrücklich 
beftätigen ließen, in der Eßlinger Urkunde nicht befonders bemerkt haben, daß fie 
diefen Vertrag zugleich in ihrer Eigenfchaft als Vormünder jener Agnaten, namens 
diefer gefchloffeu haben wollten. Doch jeden Zweifel bezüglich diefes Punktes be* 
feitigte bald eine neue Verfügung, ein Reicbsgefetz , das die ganze bisherige Ent- 
wicklung zu einem glücklichen Abfchluffe gebracht hat, der Herzogsbrief vom 
2L Juli 1495 (abgedruckt bei Reyfcher IL S. 1 ff.). 

Der Herzogsbrief ordnet nemlich, um das zunächft zu berühren, die Erbfolge 
im allgemeinen ebenfo, wie der Münfinger Vertrag, jedoch mit dem Unterfchied, daß 
nunmehr auf Eberhard d. Ae. zunächft zwar ebenfalls Eberhard d. J. als AUein- 
regent des ganzen Landes folgen foUtc, auf diefen aber nicht der Aeltefte aus 
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ihrer beider eiDem geboreo, wie nach. dem Mändoger Vertrage, fondem Eberhards 
d. J. ältefter Sohn ; es follte aUb fchon mit dem jüngeren Eberhard die Linealerben- 
folge eintreten und feine Deszendenz die Eberhards d. Ae. zonachft ansfchlieflen ; 
erft nach Ansfterben der Linie Eberhards d. J. follte die dann etwa vorhandene Nach- 
kommenfchaft Eberhards d. Ae., nach diefer aber die Linie Heinrichs bemfen fein. 

Daß in diefer Weife faccedirt and daß im Qbrigen die Linealerbenfolge mit Altersvorzng 
durchlas maßgebend fein follte, ift im Uerzogsbriefe fo klar gefagt, daß ein Zweifel luerflber 
nicht befteht. Nar besaglich der Worte des Vertrages (Reyfcher a. a. 0. S. 3 unten) : ,8o follfe 
doch desfelben Hertzog Eberharts des Jüngern Elltefter Eelicher manlicher leybserbe vor hertzog 
Eberharts des EUtem — leybserben an das herzogthnm — fteen — damit obbeftimptem 
Vertrag zu Eßlingen gemacht hertzog Eberharts des Elltern halb nit Abbrach 
gefohehe,'' ift zur Verhütung eines naheliegenden MißveritändnilTes zu bemerken, daß die 
Stelle nicht fo zu lefen und zu yerltehen ifl: damit obbeftimmtem, Herzog Eberhards d. 
Ae. halb gemachtem Eßlinger Vertrag d. h. der Ausnahmebeftimmung derfelben, daß 
Eberharts d. Ae. Deszendenz mit der des Jüngeren theilen folle, nicht Abbruch gefchehe — 
wie Naft a. a. 0. S. 68 f. fie auffaßt, was freilich zu einem Widerfpruch führt (vgl. Breyer 
Einige intere/Tante Staatsprobleme ufw. Stuttgart 1789 S. 10 und Reyfcher I. S. 132), fondem: 
damit dem Eßlinger Vertrage, d. h. dem dadurch wieder eingeführten Untheilbarkeitsgrundfatze, 
nicht aus Bück ficht auf Herzog Eberhard d. Ae. und deffen Nachkommen ein Ab- 
bruch gefchehe. 

Doch diefe Bemerkung führt uns bereits zn dem Untheilbarkeitegefetz des 
Herzogsbriefs und zu der Frage^ auf welche württembergifche Befitzungen die Er« 
höhung zum Herzogthum fich fiberhaopt erftreckt habe. Hier illt nun die wortliche 
Anführung der einfchlägigen Stellen nicht zu umgehen. Sie lauten: 

I. „So haben Wir — die vorgemelt Wirtembergifch Landtfchafft zu Swaben gelegen 
mit allen herrfcheften Stetten Schloffen lewten vnnd guetern, fo von dem heiligen Reich zu Lehen 
herrüren Es feyen herzogthumb, Graffohafften oder herrfchaflten ganntz nichts außgenommea — 
dem hertzog Eberharten von Wirtemberg dem Elitern zu lehen verfamelt, verainigt vnd alfo 
famentlich zu einem herzogthumb geordnet — Auch dem hertzog Eberharten — den Eltern. mit 
ffSlchem hertzogthumb zu rechtem manlehen belebet.'' 

II. „Vnnd auf das fölch vnnfer vnd des Reichs hertzogthumb nit zertrent noch getailt 
werd fonder bey einander beleih, als auch vormals im hauss von Wirtemberge durch Vertreg das 
diefelbig herrfchafft Wirtemberg bey einander beleybenvnd nit getrennt werden folle im heften 
auch angefehen vnd von ^ keyfer Fridericheu — beftett ifl, als wir dann diefelben vertreg 
hiemit aus künigklicher oberkeit vnnd rechter wiflen auch confirmiren vnnd beftettigen in aller- 
maßen, als ob £y von wortt zu wort hierinne begriffen weren vnd gefchrieben ftünden." 

Dali die im Herzogsbriefe durchgeführte Feudifizirung auch alles Allod an 
Land und Leuten mitbegriffeu; diefee alfo ebenfalls in Lehen umgewandelt habe, 11t von 
Breyer (Elementa §. 102 und in den ^interelTanten Staatsproblemen^) fo ttberzeugend 
nachgewiefen worden, dafi es einer weiteren Ausfuhrung hierüber nicht mehr bedarf. 
Der einzig hiegegen fprechende Ausdruck: die Herrfchaften, fo von dem heiligen 
Reich zu Lehen rühren , ift lediglich ein Beweis dafür , daß man am Schluffe des 
15. Jahrhunderts alle Herrfchaften als im Zweifelsfalle reichslehenbar lieh zu denken 
gewöhnt hatte, eine Neigung, die fchon in dem wnrttembergifchen Lehensverzeichnis 
von 1430 nicht zu verkennen ift (abgedruckt in Steinhofers wirt. Chronik Theil H^ 
S, 704—708, vergl. Fricker a. a. 0. S. 34). Dagegen find felbftverftändlich die- 
jenigen BeHtzungen, welche die württembergifchen Grafen nicht eigenthnmlich befaüen 
und nicht vom Reiche, fondem von Dritten zu Lehen trugen, nemlich von der Krone 
Böhmen (C. F. Stalin IIL 280), von Oefterreich (genauer gefagt Tyrol, Stalin IIL 492; 
denn die ebenfalls öfterreichifchen Hohenberg-Kirchentellinsfurther Lehenftuoke find 
erft 1593 erworben worden, kommen alfo ebcnfo wie das erft 1598 erworbene Für- 
dtenbergifchä Lehen Marfchalkenzimmern hier überhaupt nicht in Betracht) und von 
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Kurpfalz (Marbach von 1463 bis 1504); durch den Herzogsbrief nicht in Reichslehen 
verwandelt worden; fie find auch fortan ftets vom Reichsleben anterfchieden^ die 
ßelehnong mit denfelben befonders nachgefucht und befonders ertheilt worden. 
I>]es fcbliefit aber nicht aas^ dafi diefe Lehenftücke nicht auch zu der untheilbaren 
Maffe gefchlagen und für dauernd von dem neugefchaffenen Herzogthnme unlöslich 
erklärt werden konnten. Und wirklich find durch die zweite oben ausgefaobene 
Stelle aufier dem einen großen Reichsieheu auch diefe weiteren Lehenftücke dem 
Untheilbarkeitsgefetze unterworfen, mit der äbrigen LändermalTe untrennbar vereinigt 
^v^orden^ untrennbar nemlich fo lange, als fie überhaupt ungetrennt bleiben können. 
Denn da£ eine Trennung diefer Stacke von der Hauptmafle eintreten müfle, wenn 
fie in Folge Beendigung des Lehens verbal tnilTes vom wUrttembergifchen Haufe ab- 
kommen, war fo felbftverftändlich , daß es einer befonderen Hervorhebung diefes 
Falles im Herzogsbriefe nicht bedurfte. Diefe Zugehörigkeit zur untheilbaren MafTe 
i^ird auch bezfiglich der mehrgenannten öfterreichifchen und böhmilchen Lehen von 
Fricker, dem Einzigen, der ihrer überhaupt Erwähnung thut, foweit ich fehe, nicht 
beftritten. 

Dagegen hält auch er mit der herrfchenden Meinung Tämmtliche links- 
rheinilche Befitzungen auf Grund des Herzogsbriefes für ausgefchloOen vom Untheil- 
barkeitsgefetz und von der verfangenen MalTe. Dies gefchieht mit vollem Recht 
bezfiglich der ellaßifchen Befitzungen, fie find weder durch den Münfinger Ver- 
trag noch durch den Herzogsbrief berührt worden, da fie fich zu jener Zeit in 
der Hand eines Dritten, des Grafen Heinrich, befanden, diefe beiden Urkunden 
aber nur die Herrfchaften der beiden Eberharde vereinigt haben. Dagegen wird 
bezüglich Mömpelgards und der übrigen burgundifchen Herrfchaften (welch letztere 
im Folgenden neben Mömpelgard nicht befonders hervorgehoben werden, infofeiii 
bei ihnen die Yerhältnifle liegen wie bei Mömpelgard), zwar zugegeben, daß fie 
durch den Reichenweiher Vertrag in den Befitz des jüngeren Eberhard gekommen 
nnd darum auch durch den Münfinger Vertrag in die untheilbare MalTe gezogen 
iforden feien, fowie ferner, daß der Herzogsbrief die früheren Untheilbarkeits ver- 
trage, alfo auch den Münfinger Vertrag, von Wort zu Wort beftätigt habe; allein 
es wird eingewandt, diefe Beftätigung verftehe fich natürlich nur foweit, als der 
Berzogsbrief nicht felbst Abweichungen von diefen früheren Verträgen eingeführt 
habe, dies fei nun aber hier eben der Fall und Mömpelgard gehöre nicht zum un- 
theilbaren Gebiet, weil laut der oben angeführten Stellen 

1. zu einem Herzogthum und Reichsmannlehen nur erhöhet worden die 
württembergifche Landfchaft zu Schwaben gelegen, — Mömpelgard gehöre aber 
nicht zu Schwaben; 

2. die vorhergehenden Untheilbarkeitsverträge nur in Bezug auf das eben 
erft gefchaffene neue Herzogthum beftätigt worden feien, alfo nicht bezüglich Mömpel- 
gards, das nach dem eben Gefagten nicht zu diefem Herzogthum gehöre; 

3. ganz abgelehen von diefen Beftimmungen, das Untheilbarkeitsgefetz fchon 
rechtlich Mömpelgard nicht mitumfaffen könne, weil letzteres Kunkellehen, das neue 
Herzogthum aber Mannlehen fei (was indeflen nur bezüglich der Graffchaft Mömpel- 
gard felbft, nicht auch bezüglich der übrigen burgundifchen Herrfchaften richtig ift, 
vgl. Breyer Eleinenta §§. 48 u. 53). 

Diefer dritte Beweisgrund aber, um mit ihm anzufangen, beweist zu viel; 
denn vor der Erectio Ducatus war ja die rechtliche Verfchiedenheit unter den wUrttem- 
bergifchen Gebietstheilen noch viel größer: nicht blos Mann- und Kunkellehen, fondem 
auch Reichs* und andere Lehen, Lehen und AUod waren trotz ihrer rechtlich ver- 
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fchiedetien Befchaffenheit im Münfinger Vertrage zu einer nntbeilbaren Mafle vereinigt 
worden, insbefondere auch Mömpelgard. Wenn dies im Herzogsbriefe, einem ßeicbs- 
gefetz, nicht hätte gefchehen können, fo hätte es noch weniger gefchehen können 
durch den Münfinger Vertrag und durch die Teftamente fpäterer Regenten (f. n.)i und 
doch wird die durch letztere feftgefetzte Union allgemein als giltig und wirkfam 
angefehen. Daß und wie weit diefe Union in der That möglich war, geht aus dem 
oben bezüglich der böhmifchen und anderen Lehen Gefagten hervor und wird in 
Karl Alexanders Teftament klar mit den Worten bezeichnet (Reyfcher II. 481): „daß 
die VerfaiTung und dermahlige Qualität fothaner Güttern jedoch anfonften und in 
andern Fällen nicht geändert — fondern alles und allein auf die Unzertrenn- 
und Untheilbarkeit derenfelben von dem Herzogthum fo lang der Mannüftammen 
derer Hertzogen von W. — nach Gottes Willen vordauren würde, verftan- 
den feyn folle.** 

Die zweite Behauptung, das Untheilbarkeitsgefetz fei im Herzogsbriefe nur 
bezüglich des Herzogthumes wiederholt worden, enthält eine Bcfchränkung, die weder 
durch den Wortlaut noch durch den gefetzgeberifchen Gedanken gerechtfertigt ift 
Man betrachte nur den Wortlaut der oben angeführten zweiten Stelle mit unbefangenem 
Auge, fo findet man mit deutlichen Worten ganz allgemein gefagt, der Kaifer be- 
ftätige die alten Hausverträge über die Untheilbarkeit gerade fo, als ob fie von 
Wort zu Wort im Herzogsbrief gefchrieben ftünden, d. h. alles Land, welches die 
alten Hausveiiräge unirt haben, alfo das ganze Befilzthum der beiden Eberharde, 
foU auch in Zukunft unirt bleiben. Nun führt freilich der Herzogsbrief als Zweck 
diefer Beftätigung an: damit das neugefchaflfene Herzogthum nicht zertrennt oder 
getheilt werde. Was berechtigt uns aber, deshalb den Worten Gewalt anznthnn 
und zu fagen: weil der Kaifer die alten Untheilbarkeitsverträge beftätigt hat, um die 
Untheilbarkeit des neugefchaifenen Herzogthums zu fiebern, und weil zur Erreichung 
des letzteren Zweckes die Wiederholung des Untheilbarkeitsgrundfatzes in Befchräiik- 
ung auf diefes Herzogthum genügt hätte, fo hat auch der Kaifer in der That nur 
in diefer Bcfchränkung den Untheilbarkeitsgrundfatz wiederholt? Nein, der Gedanken- 
gang ift umgekehrt folgender: Von dem ganzen untheilbaren Befitzthum der beiden 
Eberharde wird nur ein Theil zu dem neuen Herzogthum vereinigt; das Herzogthum 
foil unzweifelhaft untrennbar fein; gerade aber damit man nicht wähne, die 
alten Verträge feien nun gefallen und die nicht zum Herzogthum gefchlagenen Be- 
fitzungen frei veräußerlich, und um mit dem allgemeinen Untheilbarkeitsgefetz den 
einzelnen Theil des Landes um fo fi eher er zu faffen, ficht fich der Kaifer bemüßigt, 
die alten allumfaffenden Untheilbarkeitsgefetze ausdrücklich und in ihrem ganzen 
Umfange zu beftätigen. Die Bezugnahme auf diefelben, weit entfernt die nicht zum 
Herzogthum gefchlagenen Stücke auszufchließen, hat alfo vielmehr eben den Zweck 
und die Wirkung, das Untheilbarkeitsband gerade auch um diefe aufs neue zu 
fchlingen und zu befeftigen. 

Eben darum wird aber auch durch den erfterwähnten Einwand, fchon die 
Worte „die württembergifche Landfchaft zu Schwaben gelegen" fchlößen Mömpelgard 
aus, da diefes nicht zu diefer Landfchaft gehöre, nichts bewiefen, denn daraus folgt 
nur, daß Mömpelgard nicht unter die zum Herzogthum vereinigten Gebiete, nicht 
aber, daß es nicht zur untheilbaren Maffe gehörte. 

So ergibt fich uns als Inhalt des Herzogsbriefes die vollkommene Wieder- 
herftellung des Untheilbarkeitsgefetzes bezüglich aller damals in Eberhards d. Ae. 
Hand vereinigten Herrfchaften ohne Ausnahme und die Beftätigung der Linealerh- 
folge nach dem Erftgeburtsrecht. Der Fortfehritt aber gegen alle bisherigen Haus- 
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g'efetze befteht dariD; dafi inhaltlich nunmehr auch die letzte ; noch vom Eßlinger 

Vertrage gelaffene Möglichkeit einer Theilung befeitigt und, was die Form betrifft, 

die bisher in mehreren Hausgefetzen zerftreuten Beftimmungen in einem einzigen 

Diplom und zwar in einem feierlichen lleichsgefetz vereinigt und beftätigt 

erden find. Es war die reife Frucht eines zielbewußten, aber mühevollen und 

it vielen Widerwärtigkeiten, ja Kränkungen verbundenen zweiundzwanziggährigen 

Strebens, ein Beweis für Eberhards d. Ae. hohe ftaatsmännifche Einficht nicht 

nur, fondern auch für feine politifche Klugheit und ausdauernde Beharrlichkeit, 

mit der er das als nützlich und noth wendig Erkannte trotz widriger Verhältniffe 

erfolgreich durchgeführt hat. Es ift und bleibt ein hohes Verdienft des Kurfdrften 

Albrecbt von Brandenburg, das er fich durch feine Konftitution von 1473 um die 

preufiifche Monarchie und mittelbar um ganz Deutfchland erworben ; aber er brauchte 

nur auszufprecben , daü die Lande feines Haufes, die ohne fein Zuthun durch den 

Lauf der Natur fchließlich alle in feiner Hand zufammengekommen waren, von nun 

an nicht mehr getrennt werden follten, — und doch hat er es nicht gewagt, diefen 

Orundfatz ausnahmslos für das ganze Gebiet aufzuhellen, hat vielmehr felbft die 

fränkifchen Lande für eine Sekundo- und Tertiogenitur beftimmt. Eberhard d. Ae. 

dagegen hatte zuerft die fchwierigere Aufgabe zu löfen, in Urach den bereits 

drohenden weiteren Theilungen vorzubeugen, in Münfingen fodann die bisher 

fcfaon getrennte Landeshälfte feines Vetters und zwar noch zu deffen Lebzeiten 

' mit feinem Lande wieder zu vereinigen, in Stuttgart hierauf trotz feines Vetters Wider- 

ftreben nicht blos das Erreichte feftzuhalten, fondern auch das im Münfinger Vcr- 

-i trage befchrittene Durchgangsftadium einer Art von gemeinfamer Eegierung zu über- 

:: winden und fo neben der Einheit des Landes die Einheit der Regierungsgewalt 

i zu begründen, in Frankfurt die dafür feinem Vetter überlaffenen Aemter wieder 

-^ beizubringen, das jedoch gleichzeitig durch den Frankfurter Entfeheid gefährdete 

r Untheilbarkeitsgefetz in Eßlingen nahezu ganz wieder herzuftellen und endlich im 

1 Herzogsbrief das feit dem Münfinger Vertrag für das jeweilig Vereinte ftets aus- 

;^ gefprochene Untheilbarkeitsgefetz für alle feine Befitzungen ohne Ausnahme reichs- 

i^r gefetzlich ausfprechen und betätigen zu laffen. Nacbgeborene Söhne mit Land und 

H\ Leuten auszuftatten follte in Zukunft ein Begent nur dann das Recht haben, wenn 

ii: neuerworbene oder heimgefallene Herrfchaften (z. B. die elfäßifchen Heinrichs von W.) 

j.: biefür zur Verfügung ftünden. Darum erfcheint aber auch Eberhard im Barte als 

. einer der größten Fürften feiner Zeit und als Wohlthäter feines Landes wie feines 

VI Haufes, er hat den Grundftein gelegt für deren Wachsthum und Gedeihen als Wieder- 

. herfteller der Staatsidee und einer höheren politifchen Ordnung, denen im Strudel 

, eines fortgefetzten Theilungsfyftems der Untergang gedroht hatte. — Wie wohlthätig 

j,. Untheil barkeit, wie verderblich das privatrechtliche Vererbungsfyftera fei, das zeigte 

., wenige Jahre darauf der bayerifche Erbfolgekrieg, worin Bayern und die Pfalz auf 

das wildefte verheert und um die fehönften Gebietstheile und Rechte gebracht worden 

find. Württemberg felbft erhielt durch jenen Krieg einen Zuwachs, bedeutender als 

rv, jeder andere, den feine Grafen und Herzoge in Kriegszügen gemacht haben. 

s Nun blieb Eberhards Nachfolgern nur noch übrig, das von ihm Erreichte 

■ , feftzahalten und außerdem mit der untheilbaren MalTe auch die fpäteren etwaigen 

Erwerbungen unlöslich zu verbinden. Indeß Eberhard im Bart war feiner Zeit 

r vorausgeeilt. Der Staatsgedanke und das damit zufammenhängende Untheilbarkeits- 

;^ prinzip war noch keineswegs allerwärts zum Durchbruch gekommen, faft alle deutfche 

,, Fürftenhäufer waren vielmehr im 16. Jahrhundert getheilt oder wurden neue Theil- 

ungen darin vorgenommen (vergl. Schulze, Erftgeburt S. 251 flf.), und fo blieb auch 
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das württembergifche Untheilbarkeitsgefetz vod Anfechtuogen nicht verfchont. Zu- 
näohft freilich warde es bei einem einzigen Vorgang noch uneingefchränkt beobachtet. 
Eberhard d. Ae., der erfte Herzog, war fchon im Jahre 1496 kinderlos geftorben, 
und als fein Nachfolger Eberhard d. J. nach kurzer Mißregierang im Jahr 1498 
hatte abdanken mäflen, war mit Uebergehung des wahnfinnigen Grafen Heinrich 
delTen ältefter Sohn Ulrich znr Regierang berufen worden. Eberhard d. J. ftarb 
kinderlos im Jahr 1504, dagegen war dem Grafen Heinrich noch im Jahre 1498 
ein zweiter Sohn, Georg, geboren worden (der Stammvater des jetzigen Konigs- 
haafes). Mit diefem Halbbruder nun fchloß Herzog Ulrich am 22. Juni 1513 einen 
Vergleich vollftändig im Geifte und innerhalb der Schranken der Eberhardifchen 
Gefetzgebang dahin ab, daß das ganze durch den Herzogsbrief für unzertrennlich 
erklärte Gebiet, alfo Mömpelgard mit inbegriffen, allein bei Ulrich und feiner Linie 
bleiben follte, der nachgeborene Georg aber fich mit der Ueber weifung der nicht 
unirten eUaßifchen Herrfchaften ihres Vaters, auf Ableben feiner Eltern, und einer 
Apanage von 3 000 Gulden jährlich, letztere von feiner Verheiratung an zu reichen, 
fär vollkommen abgefunden erklärte und auf alle weitere Anfprache bei fich er- 
eignenden Erbfällen verzichtete. (C. F. Stalin Bd. IV, S. 90). Die im bayerifchen 
Erbfolgekrieg gemachten Erwerbungen behielt alfo Ulrich hier für (ich, das Erbe 
feines Vaters dagegen, Horburg, Bilftein und ßeichenweiher überließ er vollftändig 
feinem Bruder, und was an diefer Verforgung zu mangeln fehlen, wurde in Geld 
angewiefen. 

Allein noch ehe diefer Vertrag ganz vollzogen werden konnte, verlor Ulrich 
fein Herzogthum an den Schwäbifchen Bund, und es blieb ihm felbft nichts mehr 
als Mömpelgard (vergl. C. F. Stalin IV. S. 212, Note 4). Ich übergehe hier die nach 
Ulrichs Vertreibung eingetretenen Abtrennungen von Theilen des Herzogthums, die 
trotz der in der Erläuterung des Tübinger Vertrages vom 11. März 1520 der 
württembergifchen Landfchaft gegebenen Zuficherung keineswegs vollftändig von 
der öfterreichifchen Regierung wieder beigebracht worden find. Während feiner 
Verbannung verkaufte zwar Ulrich Mömpelgard an feinen Bruder Georg, allein 
diefer Verkauf (der als Verftoß gegen das Untheilbarkeitsgefetz in der außerordent- 
lichen Lage Ulrichs feine Rechtfertigung fände) war in Wirklichkeit nur ein Schein- 
gefchäft, wie denn auch Ulrich bald darauf Mömpelgard an Frankreich verpfändete 
(vergl C. F. Stalin IV. S. 204. 314. 334. 358.) Nach Wiedereroberung des Landes war 
es daher eine der nächften Sorgen Ulrichs, Mömpelgard und die vom Herzogthnm 
abgetrennten Stücke wieder beizubringen, was ihm auch bei allen glücklich gelang. 

Dagegen trug fich nun Herzog Ulrich, über feinen Sohn Chriftof, wiewohl 
grundlos, erzürnt, eine Zeit lang mit dem Gedanken, fein Land zwifchen diefem 
und dem Grafen Georg zu theilen. Allein das hierüber bei Dr. Frofch in Straßburg 
eingeholte Gutachten erklärte es für unmöglich, wider den Herzogsbrief zu bandeln, 
auch Landgraf Philipp von Helfen hielt die Zuftimmung Ghriftofs und des Königs 
Ferdinand für erforderlich, und ebenfo könne auch die Landfchaft nicht übergangen 
werden. Bei allen dreien aber war keine Zuftimmung zu erwarten (vergl. Sattler 
Herzoge III §. 54). Gleichwohl gab Ulrich in einem Schreiben an den Landgrafen 
Philipp vom 3. Juni 1539 das Verfprechen, dem Grafen Georg und deffen Mannsftamme 
eine jährliche Rente von 8 000 Gulden auf die Einkünfte der linksrheinifchen Herr- 
fchaften zu verfichern — eine Summe, welche diefe dazumal nur knapp abwerfen 
konnten, vergl. C. F. Stalin IV. S. 491, Note 1; — ihm einen Theil der burgundifchen 
Herrfchaften zu den ihm bereits feit feiner Mutter Tod im Jahr 1524 angefallenen 
elfäßifchen Befitzungen (f. o.) fofort eigen thümlich zu übergeben und außerdem 
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noct einiges von den Eroberangen im bayerifchen Erbfolgekriege. Allein die Vor- 
ausfetzung des ganzen Planes, Georgs Verheiratung, kam damals nicht zn Stande^ 
nnd fo blieb auch der übrige Plan liegen (vergl. J. J. Mofers Staatsrecht Th. XIII. 
§. 227 f.) Darüber lohnte fich Ulrich, inzwifchen über feinen Bruder Georg erbost, 
mit feinem Sohne Chriftof ans und ließ ihm am 17. Mai 1542 zu Reichenweiher, 
nnter Verpflichtung delTelben zar Aufrechterhaltung der evangelifchen Lehre, die 
Alleinnachfolge im Lande zufichern; Georg dagegen foUte in Anfehung von Land 
und Leuten mit dem zufrieden fein, was ihm Ulrich an neagewonnenen flerrfchaften 
etiva letztwillig zuwenden werde; zugleich wurden die gegenfeitigen ausfchließlichen 
SncceiTionsrechte diefer beiden Prinzen für den Fall des föhnelofen Abfterbens des 
einen anerkannt Dies alles gelobte Chriftof eidlich (vergl. Sattler Herzoge in. 
§. 93 ff. C. F. Stalin IV. S. 486). Chriftof übernahm die bisher von Georg ver- 
i^siltete Statthalterfchaft in Mömpelgard, wogegen diefer fich mit einem Jahrgeld in 
feine ellaßifchen Beützungen zurückzog, wiewohl nur ungern. 

Darum hielt es Chriftof, zumal im Hinblick auf feines Vaters unbeftändige 
Gefinnungen, für augezeigt, durch einen Privatvertrag mit Georg einem künftigen 
Erbfchaftsftreit fo gut wie möglich vorzubeugen, und kam auch wirklich mit Georg 
unterm 17. April 1547 in Bafel über Folgendes überein: 1. verfpricht Chriftof alles, 
'was fein Vater dem Grafen Georg letztwillig oder auf andere Weife werde zu- 
ivenden, diefem zuzuftellen, foweit diefe Zuwendungen dem Herzogs- 
briefe und den alten Verträgen nicht zuwiderlaufen; 2. für den Fall, 
daü Ulrich ohne derartige Verfügung ftürbe, wiederholt Chriftof die von ihm i. J. 
1542 gemachten Verfprechen und Ulrichs im Jahr 1539 dem Landgrafen von Hoffen 
wegen Georgs gegebene Znficherung; über die in letzterer enthaltenen Punkte 
wollten fle Hch erft eintretenden Falles, wenn nöthig unter Beihilfe eines Schieds- 
gerichtes, vergleichen; 3. mit diefen Zuwendungen, welche fich auf die männliche 
Nachkommenfchaft vererben, erklärt fich Graf Georg zufrieden und verzichtet gegen 
Herzog Chriftof und deffen männliche Nachkommen auf alle weiteren Anfprüche; 
4- bei föhnelofem Abfterben beider Vertragenden foUen ihrer beider hinterlaffene 
Töchter Mömpelgard und die dazu gehörigen Herrfchaften miteinander nach Köpfen 
erben (Mofer a. a. 0. S. 228—230). 

Diefer Bafeler Vertrag enthält einen inneren Widerfpruch, der fich nur 
durch eine irrthümliche Auffaffung der alten Verträge feitens der Vertragfchließer 
erklären lä£t. Obwohl nemlich hier in Bafel Verfügungen Ulrichs, welche gegen 
die alten Untheilbarkeitsgefetze verftoßen würden, fiir unkräftig erklärt werden, 
verfpricht gleichwohl Herzog Chriftof feinem Oheim Georg die diefem von Ulrich 
im Jahre 1539 zugedachten burgundifchen Befitzungen, die doch durch den Mün- 
finger Vertrag und den Herzogsbrief mit dem übrigen Land unlöslich verbunden 
worden waren, erklärt fich alfo zu einem Schritt bereit, welcher eine Verletzung 
diefer Untheilbarkeitsgefetze in fich fchließt. Allein fchon hier fteht Herzog Chriftof 
offenbar in dem Irrthum, daß alle linksrheinifchen Befitzungen, nicht bloß die 
elfäßifchen, nicht zu dem verfangenen Gebiet gehören, fei es weil Chriftof das 
Untheilbarkeitsgefetz nur für den Umfang des Herzogthums giltig wähnte, wie dies 
die Neueren thun, fei es, — was wahrfcheinlicher ift und was jedenfalls fechzig Jahre 
fpäter zu dem gleichen Irrthum Anlaß gab, — weil er den Reichenweiher 
Vertrag von 1482 nicht kannte, was zu der Meinung führen muiite, das ganze 
linksrheinifche Gebiet fei feit 1473 ununterbrochen, insbefondere alfo noch im Jahr 1495 
bei der Ertheilnng des Herzogbriefes, in Grafen Heinrichs Hand gewefen und darum als 
nicht Eberhardifches Befitzthum auch vom Untheilbarkeitsgefetze nicht getroffen worden. 



Gleicl) auf dem erfteo Landtag uach feinem Regierungsantritt vcrabfchiedetc 
Herzog Chriftof mit feiner Landfchaft, daß in keinerlei Geftalt von dem Fürdentbam 
irgend etwas hingegeben und veräußert werden, vielmehr dasfelbe als ein einig 
Corpus nnzertrennt und unzertheilt fämmtlich bei einander bleiben folle, wie die 
altväterlichen Verträge und der Herzogsbrief folches verordnen, auch die offenbaren 
gefchriebepen Rechte beftimmen, daß die Ffirftenthümer nicht follen zertrennt werden, 
und wie auch Kaifer Karl V. in der Erläuterung des Tübinger Vertrages von 1 520 
felbft verfprochen, das „Land Württemberg" bei einander bleiben zu laffen (Reyfcher II. 
S. 59 u. 91). Es ift zu bemerken, daß der Herzogsbrief nur den Beftand des Herzog- 
thums zur Zeit feiner Errichtung für unzertrennbar erklärt hatte. Die Wiederholang: 
des Untbeilbarkeitsgefetzes im Landtagsabfchied von 1551 war nun nicht blos eine 
Beftätigung des alten (wie Spittler Bd. XIL S. 161 annimmt), fonderu eine 
Ausdehnung desfelben, indem es, nach feinem Wortlaut und gemäß feinem Zwecke, 
nicht blos den Beftand von 1495, fondern den umfangreicheren von 1551 für unscer- 
trennlich erklärte. Den Anlaß zu diefer feierlichen Verabfchiedung des Untbeilbar- 
keitsgefetzes gab die damals fchwebende fogenannte königliche Rechtfertigung, der 
Felonieprozeß, den König Ferdinand wegen Herzog Ulrichs Betheiligung am fchmal- 
kaldifchen Kriege angeftrengt hatte, und in Folge deflen mancherlei ächmälerung, 
ja gänzliche Zertrennung dem Herzogthum zugedacht war, die aber Chriftof, eben 
mit Berufung auf deflen reichs- und landesgefetzlich feftgeftellte Untheilbarkeit, ab- 
wehrte und auch glücklich zu verhüten gewußt hat (zu vergl. die Verhandlungen 
auf dem Landtag zu Herrenberg in IL Tom. Actorum Provinc). 

Da Herzog Ulrich vor feinem Tode keine Verfügung mehr bezüglich feines 
Bruders getroffen, fo bildete nun deflbn Abfindung eine von den vielen Aufgaben, 
die ihre Löfung von Chriftof erwarteten. Chriftof zögerte auch nicht. Zunäcbft 
verfchaffte er feinem Ohm Georg die Verzeihung des Kaifers für Georgs perfönliche 
Theilnahme am fchmalkaldifchen Kriege (27. März 1552, Sattler Herzoge IV. S. 52) 
und ermöglichte ihm dadurch die Rückkehr in feine elfäßifchcn Herrfchaften. Hier- 
auf übergab er ihm in dem Vergleich vom 4. Mai 1553 die Graffchaft Mömpelgard 
fammt allen übrigen burgundifchen Befitzungen zu vollkommen eigener Verwaltung, 
Nießung und Regierung für ihn und feine männlichen Nachkommen, machte ihm 
ferner eine Reihe von Zuwendungen theils durch Nachlaß von Forderungen, theils 
durch Verfpruch einmaliger und wiederkehrender Zahlungen; außerdem übergab er 
ihm auf feine befondere Bitte zu einem Anfitz im Herzogthum Schloß, Stadt und Amt 
Neuenbürg, jedoch diefes nicht als Eigenthum und ohne Landeshoheit, fondern nur zur 
Wohnung und Benützung auf Lebenszeit, da die altväterlichen Verträge, wie der 
Vergleich ausdrücklich hervorhebt, eine Abtrennung von Theilen diefes Fürftenthums 
verbieten (cfr. Hoffmann 1. c. pag. 61 ; übrigens trat fehon i. J. 1554 an Stelle diefer 
Naturalausftattung mit Neuenbürg ein Jahrgeld von 3000 Gulden). Mit diefer Ab- 
fertigung erklärte fich Graf Georg für zufrieden gcftellt. Von den übrigen Be- 
ftimmungen berühren hier nur noch die ausdrückliche Beftätigung des Familienher- 
koromens und der altväterlichen Verträge, insbefondere der darin enthaltenen Erb- 
folgeordnung, und der ausdrückliche Vorbehalt der Anfprüche Chriftofs auf die 
burgundifchen Befitzungen im Falle feines Unterliegens in der königlichen Recht- 
fertigungsfache, fowie die Anerkennung der Rechte der Erbtöchter. Der Vertrag 
felbft wurde vom Kaifer genehmigt, und Graf Georg von ihm mit den burgundifchen 
Lehen belehnt (Reyfcher IL S. 104; C. F. Stalin IV. S. 597). 

Durch diefen Vergleich von 1553 ift Mömpelgard feit dem Münfinger Vertrag 
zum erften male der regierenden Linie entfremdet worden und blieb es vierzig Jahre 
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lang, bis mit dem Aosfterben des Ulricbirehen Stammes der des Grafen Georg auch 
in dem Hauptlande zur Regierung kam und dadurch beide Theile in einer Hand 
wieder vereinigte. Spittler hat es zuerft auszufprechen gewagt, daü diefe Verfügung 
Chriftofs einen Abfall enthalte nicht blos von der ungefchriebenen Hauspolitik, 
fondern von dem klaren Wortlaut der durch Kaifer und Reich gegebenen, von den 
Landesfurften und der Landfchaft befchworenen Haus- und Landesgefetze. Spittler 
ift darob herb getadelt worden, und felbft die neueren Schriftftelier glauben ihm 
widerfprechen zu muffen. Die Grande, worauf man fleh hiebei ftützt, find oben 
vorgetragen und, wie ich glaube, widerlegt worden. Hier mag es daher genügen 
auf den oben auch fchon berührten Einwurf zu antworten, der gerade zu 
Chriftofs Gunften gemacht wird, es fei nemlich der Mänfinger Vertrag ftets ohne 
Anerkennung feitens des Grafen Heinrich von Württemberg geblieben, alfo für ihn 
und feine Nachkommen, und zu ihnen gehörte ja Herzog Chriftof und Graf Georg, 
auch nicht verbindlich gewefen (vergl. Reyfcher I. S. 153). Allein fehe ich auch 
davon ganz ab, daß Heinrich bei Abfchluü des Eßlinger Vertrages, der das Un- 
theilbarkeitsgefetz und die Erbfolgeordnung des Mänfinger Vertrages auch für 
Heinrichs Stamm ansgef prochen, notorifch geifteskrank und, ebenfo wie fein un- 
mündiger Sohn, durch die beiden Grafen Eberhard als Vormünder unter kaiferlicher 
Gatheißung vertreten war, fo darf doch jedenfalls nicht äberfehen werden, daß 
der Herzogsbrief die alten Hausverträge beftätigt hat und zwar nicht blos für 
das zum Herzogthum vereinigte Gebiet, fondern für alle Befitzungen der beiden 
Eberharde. Unter diefea Verträgen befand fich vor allem der jüngfte derfelben, 
der Eßlinger Vertrag, und deffen Vorausfetzung und Grundlage, der Münfinger Ver- 
trag. Daß aber der Herzogsbrief als Reichsgefetz auch ohne Heinrichs ausdrück- 
liche Zuftimmung für ihn und feinen Stamm Giltigkeit hat, bezüglich des Uutheil- 
barkeitsgeletzes fo gut als bezüglich der übrigen Heftimmungen, ill doch unbeftreitbar. 
Niemals hat auch weder Herzog Ulrich noch Herzog Chriftof behauptet, fo oft 
auch der Erectio Dueatus in ihrem Streit mit dem Schwäbifchen Bund, mit Kaifer 
Karl und mit König Ferdinand Erwähnung gefchah, die Beftimmungen delTelben oder 
die der älteren Hausgefetze fänden auf fie als Heinrichs Nachkommen keine An- 
wendung. Daß fie fich im Gegentheil durch die alten Untheilbarkeitsgefetze gebunden 
fühlten, das zeigt ihr fortgefetztes Berufen auf diefe alten Gefetze gegenüber vom 
Schwäbifchen Bund und von Kaifer und König, das zeigen insbefondere auch alle 
ihre Verhandlungen mit dem Grafen Georg. Sonft hätten fie doch in den darauf 
bezüglichen Beredungen und Vergleichen mit letzterem ficher gefagt: zwar beftimmt 
der Münfinger und der Eßlinger Vertrag fchlechthin die Untheilbarkeit des Landes, 
aber wir, als des Grafen Heinrich Nachkommen, find daran nicht gebunden und 
darum überlaflen wir Mömpelgard unferem Bruder und Ohm; ftatt deflen erkennen 
fie in den Urkunden, in welchen fie Mömpelgard diefem zu überlaflen verfprechen, 
ausdrücklich die alten Untheilbarkeits vertrage als für fie verbindlich und für unver- 
letzlich an. Daraus geht doch deutlich hervor, daß Herzog Chriftof die alten 
Untheilbarkeitsgefetze für fortdauernd giltig und verbindlich gehalten, aber geglaubt 
hat, fie bezögen fich nicht auf linksrheinifches Gebiet. Welche Rückfichten feilten 
uns aber heute noch abhalten, diefen Glauben ehrlich als einen Irrthum einzugeftehen? 
Unferem Vaterlande droht aus diefem Bekenntnis kein Nachtheil und Herzog 
Chriftof verliert dadurch nichts an feinem Ruhm und unferer Verehrung, daß 
er da, wo alles irrte, wo felbft feine erprobten Räthe irrten, diefen Irrthum für die 
Wahrheit gehalten. 
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Man bat Spittlern gegenüber ferner erwidert, Herzog Gbriltofs Handlang»- 
weife verdiene fogar das böcbfte Lob, weil dadurch Graf Georgs Vermählnng ver- 
anlaßt bezw. ermöglicht und auf diefe Weife der würtlembergifcbe Stamm, trotz 
des Erlöfchens von Chriftofs Linie mit deflen Sohn, durch Georg fo gläcklicb fort- 
gepflanzt worden fei. Es mag dahin geftellt bleiben, wie weit der Grundfatz: der 
Zweck heiligt die Mittel, in der Politik Anwendung finden dürfe; ich habe diefem 
patriotifch klingenden Einwurf gegenüber nur zu bemerken, daü er die ganze Frage 
Terfchiebt. Es ift ja nicht davon die Rede, was politifch klug, fondem was ge- 
fetzlich erlaubt gewefen; die ganze bisherige Ausführung geht nicht dahin: die Los- 
trennung Mömpelgards war politifch nicht klug, fondern dahin: fie war gefetzli<^ 
nicht erlaubt. Im übrigen aber kann ich; jenem Einwurf gegenüber, in der Sache 
feibft folgende Bemerkung nicht unterdrücken. Erftens: um dem Grafen Georg das 
Heiraten zu ermöglichen, hätte es noch andere Mittel gegeben; Herzog Chrillot 
hätte ihn immerhin mit Jahrgeldem und Schlöflern und Jagdgründen und dergL lo 
reichlich ausftatten mögen, als ihn Georgs Wünfche und die eigenen Gefühle der 
Dankbarkeit und der Blufsverwandtfchaft trieben, er hätte ihm die Statthalterfcbaft 
in Mömpelgard anweifen und ihm alle Revenuen des linksrheinifchen Gebietes fiber- 
laflen können, aber eine vollftändige Lostrennung von Landestheilen und die erb- 
liche Uebertragung aller Hoheitsrechte in denfelben an Georg war dadurch immer 
noch nicht gerechtfertigt. Dann aber wenn je die ümftände fo dringend gewelen, 
daß ohne eine regierende Sekundogenitur der Zweck nicht konnte erreicht werden, 
fo hätte man wenigßens deren Schaffung als einen unerhörten und nie wieder zu 
geftattenden Ausnahmefall in der Trennungsurkunde feibft bezeichnen follen. Für 
Württemberg hätte letzteres Verfahren die gute Folge gehabt, daß die Erbftreitereien 
nach Herzog Friedrichs und Johann Friedrichs Tode unterblieben oder doch nie 
fo hartnäckig geworden wären, und daß die im Jahr 1617 wiederholte Abtrennung 
Mömpelgards vom Hauptlande, die weder für das württembergifche Haus noch für 
das Land irgend welche Vortheile gebracht hat oder auch nur bringen follte, gewiß 
vermieden worden wäre. Statt deflen gefchah die Abtrennung unter ausdrücklicher 
Berufung auf die Untheilbarkeitsgefetze! 

Doch nicht genug, daß nunmehr fämmtliche linksrheinifche Belitzungen 
dem regierenden Herrn entzogen waren, Herzog Chriflof ließ Heb durch feine Güte 
und fein Wohlwollen, das er gegen die gegenwärtigen Mitglieder feines Häufig 
hegte, zu noch weiter gehenden Theiiungsprojekten beftimmen. Chriftof hatte 
zwei Söhne, und die Hoffnung auf weitere war nicht ausgefchlolfen. Von diefen 
Söhnen follte jeder eine eigene Herrfchaft bekommen. Obwohl Herzog Chriftof feibft 
erd im Jahre 1551 nicht blos die alten Untheilbarkeitsgefetze anerkannt, fondem 
auch noch weiter mit Prälaten und Landfchaft die Unzertrennlichkeit des jetzigen 
Beftandes, alfo mit Einfchluß der feit dem Herzogsbriefe gemachten Erwerbungen, ver- 
abfchiedet hatte, fo legte er doch einem im Jahre 1566 eigens hiezu berufenen Land- 
tage einen Theilungsplan vor, wornach der erftgeborene Sohn das Herzogthum erben, 
die nachgeborenen mit den feit dem Herzogsbrief gemachten Erwerbungen ansge- 
ftattet werden follten ; oder vielmehr follte, da letztere zerftreut lagen, ein Austaufch 
Zwilchen alten und neuen Herrfchaften in der Weife ftattfinden, daß die Abfindung 
der Nachgeborenen ebenfalls ein abgerundetes Befitzthum darfteilten. Letzteres 
hatte ihnen Chriftof mit allen hohen und niederen Ober- und Herrlichkeiten zuge- 
dacht; die Zufammengehörigkeit follte nur durch die Gleichheit des Glaubensbe- 
kenntnilfes und die gemeinfame Pflanzfchule der Geiftlichkeit, Gemeinfamkeit der 
Landtage, des Hof- und des Ehegerichtes, des fürftlichen Archives, Zufammen wirken 
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in Militär- und KriegsfacheD n. dergl. aufrecht erhalten werden, wie denn auch 
mehrmals wiederholt wird^ da£ eine Zertrennung des Fürftentbiiins damit nicht 
l>eabßchtigt fei. Allein der Landtag verhehlte feine Bedenken gegen eine folche Ver< 
Ordnung nicht. Erftlich, erklärte er^ yerbiete der Herzogsbrief eine Zertrennnng 
cles Fürftenthnms auf ewige Zeit, und in noch umfaffenderer Weife feien auf dem 
Hiandtag von 1551 alle, auch die neuerworbenen Herrfchaften für ein unzertrenn- 
liches Corpus erklärt und verbrieft worden ; obwohl nun der Herzog feine beabfichtigt« 
Verordnung nicht zu einer Trennung angefehen, fo fehe fie doch in Wirklichkeit 
ganz fo aus (in diefer Beziehung wird eine Reihe von Beftimmungen namhaft 
gemacht, welche entweder eine Bealtheilung oder doch die Anordnung einer den 
altväterlichen Verträgen und Gefetzen ebenfalls zuwider laufenden Gemeinfchafts- 
regierung in fleh fchließen); die Käthe mögen bedenken, welche Muhe es gekoftet, 
in der königlichen Rechtfertigung und auch vorher (zu Zeiten Ulrichs und der 
öfterreichifchen Regierung), die Abreißungs- und Theilungsgefahren vom Lande ab- 
zuwenden, und ferner daß die Landfchaft in die öfterreichifche Afterlebenfchaft nie- 
malen konfentiret habe, weil diefe gegen die Erectio Ducatus laufe (womach das 
Herzogthum nach Ausfterben des württembergifchen Mannsftammes an das Reich 
fallen follte, während es als öfterreichifches Afterlehen in diefem Falle an das Haus 
Oefterreich gekommen wäre); wenn nun aber Prälaten und Landfchaft felbft durch 
Yertheilung des Fürftenthums den Herzogsbrief überfchreiten , fo muffe dies dem 
Haus und Land zu unwiederbringlichem Präjudiz gereichen, indem, wenn fich wieder 
ein Unfall zutragen und andere ihren Fuß in das FOrftenthum fetzen wollten, 
Prälaten und Landfchaft dann keine fo ftattliche Defenflon mehr hätten, dardurch 
fle das Ffirftenthum beifammen und dem angeftammten Fürftenhaufe zu erhalten 
yermöehten. Es wurde dem Landtag aber hierauf eine froftige Antwort ertheilt 
mit der Drohung, wenn der Landtag alfo des Herzogs Abflchten in weitläufige Be- 
denken und Disputation ziehe, fo könnte diefer fich veranlaßt (ehen, die beabfichtigte 
wohlmeinende Verfügung abzuthnn und eine andere zu machen; ob aber das dann 
nützlicher für Prälaten und Landfchaft fein werde, das würden fie mit der Zeit wohl 
inne werden. Einer vor den Herzog felbft erforderten landfchaftlichen Deputation 
wurde fodann erklärt, die beabfichtigte Dispofition, bei welcher auf das Wohl mehr der 
Landfchaft als des nachgeborenen Sohnes Bedacht genommen, laute den alten Verträgen 
nicht zuwider, denn der Herzogsbrief gebe die Vornahme einer „ Vergleichung^ zwifchen 
des Herzogs Söhnen zu (gewiß ! aber doch nur unter Beobachtung der vom Herzogs- 
brief felbft aufgeftellten Normen); bezüglich der Afterlehenfchaft aber befremde es 
den Herzog, daß die Landfchaft mehr auf die Zukunft, da der württembergifche 
Mannsftamm ausfterben follte, fehe, „dagegen diefer gegenwärtigen väterlichen Dis- 
pofition, dero Fall fich täglich zuetragen und ftundlich vor der Thür fein mög, wenig 
achten wollen. Derohalb fo geben Sie (der Herzog) ihnen zu erwägen, ob mehr 
auf ein gewiß, dann auf ein ungewiß und künftigs zue fehen feye/ Mit diefen 
Worten macht der Herzog feinen Landftänden eine Gefinnung zum Vorwurf, die 
wir gerade an ihm fo ungerne vermiffen: er vernachläßigt über der Sorge für das 
augenblickliche Wohlergehen der nächften Angehörigen das Wohl der kommenden 
Gefchlechter , das höhere bleibende Intereffe der 6e[ammtheit. Aus den weiteren 
Aeußerungen der herzoglichen Räthe geht auch klar hervor, daß ihnen die großartige 
Eberhardifche AufPaffung der Verhältniffe ganz abhanden gekommen; fie ftaken 
vielmehr tief in der privatrechtlichen Anfchaunngs weife, betrachteten das Untheil- 
barkeitsgefetz als eine Anomalie und legten es fo enge wie möglich aus. So be- 
haupten fie, abgefehen von der für Mömpelgard beanfpruchten Verfiigungsfreiheit, 
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noch weiter ganz anbefangen ^ dafi das Allod durch die Erectio Ducatns Dicbt 
feudifizirt fei; ja fie behaupten auch; daü die böhmifchen und örterreichifchen Liehen 
und das ehemals pfalzifche Lehen Marbach gar nicht zur untheilbaren MalTe ge> 
' hören; dabei leben fie der Meinung^ als ob das untheilbare Gebiet und das Herzog- 
thuDi; was ihnen identifclie Begriffe find; dem Regicrungsnachfolger als eine Art 
Voraus gebührC; da£ derfelbe alfo außerdem an dem nichtverfangenen Land des 
verftorbenen Regenten — von der Privatverlaffenfchaft ift hier nicht die Rede — 
einen vollen Kindstheil zu beanfpruchen habe^ eine Anffaffung; welche auch nenere 
Schriftfteller zu Iheilen fcheinen (vergl. Spittler Band XIL S. 146), obwohl d^ 
Hensogsbrief und die älteren Verträge hiefiir keinen Anhalt geben. Diefe be- 
ftimmen nur, daü das für unzertrennlich erklärte Gebiet jedenfalls der AelteA« 
allein bekommen, die Nachgeborenen dagegen in anderer Weife verforgt werden 
follen; ob nun aber zu diefer Verforgung die übrigen Herrfchaften ganz oder nur 
theiiweife verwandt werden, ob von diefen der Regierungsnachfolger unter allen 
Umftänden auch noch einen Theil bekommen mUfle und wieviel, darüber beftimmeo 
diefe Gefetze lediglich nichts, geben es vielmehr anheim, die Entfcheidung nach 
den Verhältniffen des einzelnen Falles und nach den etwa vorliegenden Anordnangen 
des Erblaflers zu treffen. — Im weiteren wiefen die herzoglichen Räthe den land- 
fchaftlichen Abgeordneten nach, inwieferne (ich durch die beabfichtigte Theilnng 
keiner der Söhne Cbriftofs befchwert fühlen könne, und fuchten hierauf in Verbindung 
mit dem Herzog die einzelnen Punkte des landfchaftlichen Bedenkens zu widerlegen 
und zu zeigen, daß durch diefe Dispofition das Herzogthum nicht zertrennt werde, 
wie ja auch die beigefügte Proteftation beweife. Um die Art diefer ganzen Beweis- 
führung zu kennzeichnen, genügt die Anführung des einzigen fchönen Satzes: „fo 
hätt das Wörtlein teyl oder teilen, ob es fchon an etlichen Orten gebraucht worden, 
den Verftand nit, daü darumb das Land geteilt fein follt!^ Zum Schluffe erklärte 
der Herzog felbft: „ich bezeug mich mit Gott, daü ich in folcher Verordnung mehr 
vf prälaten und Landfchafft, dann auf mein Sohn Ludwigen gefehen hab^ and 
fetzte bei: „wo nach feinem Abfterben die tailung dem Recht nach befchehen Tollt, 
daß Herzog Ludwigen 10 000 fl. mehr Einkommen gebühren würd, und ob er gleich 
noch jung war, fo hätt er doch, als er nach jüngfter propoßtion hinauf zu feinen 
Schweftem gekommen war, gefagt: ich fihe wol, ich muß knecht fein," auch fei, 
wenn Prälaten und Landfchaft auf ihrer Meinung beharren , zu befürchten , dafi 
Herzog Ludwig nach feines Vaters Tode „(ich alsdann aus dem Land thun, ain ge- 
ßndlin an fleh hennckhen vnnd in das landt fallen möcht, welches alles Inen wol 
zue bedennckhen wer." Nun — Herzog Chriftof mußte freilich wiffen, was feinen 
Söhnen zuzutrauen fei. Es foU auch nicht geleugnet werden, dafi die damals 
vorliegenden Verhältniffe der beabfichtigten Dispofition einigermafien das Wort 
redeten. Aber das ift ja eben die alte Klage, daß nicht grofie, bleibende Geßchts- 
punkte mafigebend waren, die zugleich in Uebereinftimmung mit den wichtigften 
Staatsgrundgefetzen ftanden, fondern eine Politik von Fall zu Fall vorgezogen 
wurde, wobei es dann nicht ohne einige Gewaltfamkeit gegen die beftehenden Ge- 
fetze abgieng, ein Verfahren, dem die beigefügte proteftatio facto contraria nichts 
an Bedenklichkeit nahm. Nein, laffen fich gewiffe Grundfätze unter aufierordentlichen 
Verhältniffen nicht befolgen, fo ift es immer beffer ausdrücklich zuzugeftehen : wir 
machen wegen unferer Nothlage diesmal eine Ausnahme, als zu behaupten, das 
Ausnahmeverfahren fei der Ordnung gemäfi. Letzteres hat die fchlimme Folge, dafi 
durch Berufung auf den Ausnahmefall die Ausnähme mit der Zeit zur Regel wird. 
Die württembergifche Gefchichte der Folgezeil liefert auch hiefür den Beweis. 
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Der Landtag, welcher fchon anfänglich fein Bedenken nnr fchUchtern und 
erft auf befondere Aufforderung vorgetragen, wagte auf die ihm ertheilte Antwort 
des allbeliebten und verehrten Herzogs weitere Einwendungen nicht; er dankte viel- 
mehr dem Herzog für feine wohlmeinende Fürforge, bat, fein bisheriges Vorbringen 
nicht zu Ungnaden zu vermerken, und knüpfte daran nur die Erwartung, daß diefe 
DiBpoHtion der Erection des Fürftenthums zu keinem Abbruch, Minderung oder 
Schroälerung zu verftchen fei und felbiges dadurch nicht zertheilt werde, fowie 
ferner die Bitte, daß feine Zuftimmung zu diefer väterlichen Dispofition nicht als 
eine Einwilligung in die Afterbelehn ung geachtet werden mochte. Erfteres wurde ihm 
vom Herzog beftätigt und die landfchaftliche Verwahrung in den Landtagsabfchied 
arafgenommen , letzterer Punkt dagegen mit Stillfchweigen übergangen, wobei fich 
der Landtag beruhigte. Nachdem (o die Landfchaft leider vollftändig nachgegeben, 
wurden die oben angeführten Beftimmungen wörtlich aus der Landtagspropodtion in 
den Landtagsabfchied aufgenommen (abgedruckt bei Reyfcher H. S. 137) und haben 
fo die Kraft eines Landesgefetzes erhalten. Der Landtagsabfchied felbfl; wurde 
nicht blos, der Uebung gemäß, der Landfchaft im Original übergeben, fondern auch, 
der Pofterität zu ewigem Gedächtnis, den vornehmften Aemtern des Landes inflnuirt 
(vergl. Schreiben Herzog Friedrichs von W. an den landfchaftlichen Kleinen Aus- 
fchuü vom 5. Juni 1652). 

Glücklicher weife blieb aber diefer Landtagsabfchied ohne unmittelbare 
praktifche Bedeutung, da Herzog Chriftofs ältefter Sohn bereits im Jahr 1568 ftarb. 
Freilich wiederholte nun der Herzog in einem Teftamente vom 18. Oktober 1568 
(abgedr. bei Reyfcher H. S. 144) im wefentlichen die oben erwähnten Beftimmungen 
des Landtagsabfchiedes von 1566, nur daß jetzt an des vorverftorbenen Sohnes 
Stelle der zweitgeborene, Ludwig, trat und an deffen Stelle ein etwa noch zu er- 
zielender weiterer Sohn ; ein dritter Sohn, der ihm etwa noch geboren würde, follte 
keine Herrfchaften zu eigener Regierung bekommen, foudern (außer einem Theil 
der Fahrnis und einem Anfitz im Lande) nur ein Deputat von 15000 Gulden 
jährlich, fo daß alfo das zwifchen dem erlten und zweiten Sohn ängftlich beobachtete 
Prinzip der Gleichftellung im Verhältnis zwifchen dem zweiten und dritten Sohne 
doch wieder fallen gelaffen worden war. Dagegen ift hervorzuheben, daß wenigftens 
am Vorzug des Mannsftammes feftgehalten und in diefer Beziehung beftimmt wurde, 
es foUe bei Herzog Chriftofs oder feines Sohnes föhnelofem Tode an die Mömpel- 
garder Linie nicht blos das Herzogtbum wieder ungetheilt fallen, fondern auch alle 
eigenthümlichen liegenden Güter, während den Töchtern nur das vorhandene 
Silbergefchirr, Kleinodien und haar Geld als Erbtheil überlaflen blieb. Für einen 
Rückfall der linksrheinifchen Befitzungen wurde dagegen eine gleiche Theilung der- 
felben zwifchen Chriftofs beiden Söhnen, beziehungsweife die Verwendung derfelben 
zu einer Tertiogenitur in vorforglicher Weife angeordnet. — Allein auch diefe 
Dispoßtion ift zunächft nicht praktifch geworden, da Herzog Chriftof nur den einzigen 
Sohn Ludwig hinterließ. Daflelbe gilt aber auch von dem Teftament des kinderlos 
verftorbenen Herzogs Ludwig vom 6. März 1587 (abgedruckt bei Reyfcher H. S. 190), 
welches bezüglich der Ausftattung der nachgeborenen Söhne das Teftament Chriltofs 
faft wörtlich wiederholt hatte. 

So waren denn alle diefe geplanten Theilungen nur Projekt geblieben. Ja 
ein gfinftiges Gefchick fügte es, daß ftatt weiterer Theilung eine Wiedervereinigung 
des bisher Getrennten erfolgte, als nach Herzog Ludwigs Tode im Jahre 1593 
Graf Friedrich von Württemberg-Mömpelgard, Georgs Sohn, auch in dem rechts- 
rheinifehen Gebiete zur Regierung kam. Allein unter feinen Söhnen trugen nun gleich- 
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wohl Ghriftofs and Ludwigs Verfügangen höchrt unerfreuliche Frächte. Henog 
Friedrich felbß, ein tbatkräftiger Fnrft von hohem Geifte und voll großer weitau»- 
fchnuender Entwürfe, deffen Beftreben, die Begierungsgewalt zu zentralifiren und die 
Oränzen feines Regiments gegen innen und außen weiter hinanszurncken, mehr als 
einmal den begründeten Widerfpruch feiner Landftände hervorrief, verkannte auch 
nicht; daß eine möglichft innige dauernde Verbindung aller Theile feines Territoriiuns 
die nothwendige Grundlage feiner Plane bilde, und hätte darum von einer Theilang des 
Landes unter feine Söhne wohl wenig hören mögen, wie fein Proteft und Refervation 
gegen das Ludwigifche Teftament und deffen Theilungsbeftimmungen beweist, daß 
„ mehrbemelte Teftamente anderer geftalten niemalen als (ofern fle derErection and 
altväterlichen Verträgen nicht präjudiciren , acceptirt und verftanden fein foUen^ 
(Reyfcher IL S. 372). Allein im Eifer des Erwerbens verfäumte Herzog Friedrich, auf 
die Erhaltung des Erworbenen zu denken. Wer hätte aber auch gedacht, daß der 
kräftige lebenslnftige Fürft fo rafch werde fterben muffen ! So fehlte denn bei reinem 
Tode (29. Januar 1608) jede Verfügung Friedrichs bezüglich der Erbfolge, und 
es war kein Wunder, daß nun unter feinen fünf Söhnen der Brnderzwift losbrach. 

Unter den in Friedrichs Hand vereinigten Herrfchaften war zu unterfcheiden 
das untheilbare und jedenfalls auf feinen erftgeborenen Sohn Johann Friedrich 
vererbende Gebiet und die frei verfügbaren Befitzungen. Zu den letzteren gehörten 
gemäß dem Münfinger Vertrag; dem Herzogsbrief und dem Landtagsabfchied von 1551 
nur die eliäßifchen Herrfchaften und die feit dem Jahr 1551 gemachten Neuerwerbangen 
(über fie vergl. Breyer §. 33—35; C. F. Stalin IV. S. 775. 828; Naft a. a. O. 
S. 153 f.; wo insbefondere noch die Pfandherrfchaft Oberkirch beizufügen); alles 
übrige war untheilbar. Allein nach der herrfcbenden , in dem Vertrage von 1553, 
den Landtagsverhandlungen von 1566 und den auf letzteren ruhenden Teftamenten 
zum Ausdruck gelangten Anfchanung gehörte zur untheilbaren Maffe nur dasjenige 
rechtsrheinifche Gebiet; welches im Jahr 1495 als Reichsmannlehen zum Herzogthnm 
erhoben worden, von dem linksrheinifchen Befitz alfo vornhinweg gar nichts, femer 
aber von dem rechtsrheinifchen nicht die von Böhmen, Oefterreich und Fürßenberg zu 
Lehen rührenden Befitzungen und endlich nicht die feit dem Jahr 1495 gemachten 
Neuerwerbungen (und diefe find nicht gering; vergl. bezngl. der Erwerbungen von 
1495-1551 C. F. Stalin IV. S. 70, 96, 213, 476, Breyer §. 32) mit Einfchluß von 
Schloß, Stadt und Amt Marbach, welche iuzvrifchen von der pfälzifchen Oberlehens- 
herrlichkeit befreit worden waren. Ja auf Grund des Landtagsabfchiedes von 1566 
mochten Friedrichs naehgeborene Söhne nicht ohne Schein behaupten, auf die 
Unterfcheidung von theilbarem und untheilbarem Gebiet komme es überhaupt gar 
nicht an, da auch bei Hinausgabe der einzelnen Stücke an verfchiedene Söhne zo 
befonderen Regierungen die alten Haus- und Landesgefetze fo lange immer noch 
beobachtet feien, als einzelnes, wie z. B. die Landtage und die Landesfeh nlden, die 
oberfte Bechtsfprechung und dergl. für die getrennten Gebiete gemeinfam bleibe. 

Allein fo weit gieng man doch nicht. Als es fchließlich zur Auseinander- 
fetzung kam, wurden die alten Untheilbarkeitsgefetze wieder mit anderen Augen 
betrachtet, als zu Herzog Ghriftofs Zeiten. Freilich brauchte es zu diefer Aus- 
einanderfetzung lange. Zwar hatte Melchior Jäger (über ihn vergL Spittler XHL 
S. 308 — 328) fchon unterm 13. September 1610 dem landfchaftlichen Kleinen Ans- 
fchuß nahe gelegt, er folle den regierenden Herzog Johann Friedrich an baldige 
Vergleichung mit feinen vier Brüdern erinnern. Es wurde auch noch im gleichen 
Jahre durch den Herzog ein landfchaftliches Bedenken verlangt, wie Sie fleh mit dero 
Gebrüdern einlaflen und vergleichen möchten (Landtagspropofition vom 23. Novbr. 1610 
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^ind Tom. Act. Prov. 21. fol. 624 b.), worauf fich der Landtag in feiner Erklärung 
vom 3. Dezember auf die Bitte um Fefthaltung am Münfinger Vertrag und am 
Serzogsbrief belchränkte; was dann auch im Landtagsabfchied zugefagt wurde; 
CWürttemb. Landesgrundverfaffung S. 374). Allein das Vergleicbswerk felbft 
imhte, theils weil die Prinzen noch minderjährig^ theils weil man den Ausgang des 
Streites abwarten wollte, welchen Oefterreich als Herr von Burgund wegen der 
Tiriirttembergifchen Herrfchaften in Burgund erhoben. Doch lieü fich Herzog Johann 
TViedrich inzwifchen von Heinrich Bocer (über ihn vergl. Wächter Württ Privat- 
recht Bd. I, S. 337) unterm 16. April 1612 ein Bedenken ftellen, deflen Vorfchläge 
fpäter im wefentlichen angenommen worden find. Aber auch nachdem die fdrQiIichen 
Brüder herangewachfen und obwohl das Parlament zu Grenoble am 15. Juli 1614 
dem Haufe Württemberg die vier burgundifchen Herrfchaften zngefprochen und das 
Sequefter aufgehoben hatte (vergl. hierüber auch Scheffers Gefch. von Hömpelgard 
S. 208 Manufcript der K. öffentl. Bibliothek zu Stuttgart) , und trotzdem daß der 
landfchaftliche Kleine Ausfchufl den Herzog mehrmals und fchliefilich „flehentlich 
und um Gottes willen'' bat; die längft vorhabende Vergleichung endlich ins Werk 
zu ftellen, wurde doch erft im Jahr 1618 emftlich das heikle Gefchäft in Angriff 
genommen. Als fich im März diefes Jahres aus Anlaß der Taufe des zweiten 
Sohnes Herzog Johann Friedrichs mehrere proteltantifche Färften zu Stuttgart in 
Unionsangelegenheiten znfammengef unden , mögen diefe mit ihrem Rath und Zn- 
fpruch auch in diefer württembergifchen Hausfache nicht zurückgehalten haben. Sie 
war auch nachgerade brennend geworden und jeder Verzug unleidlich. Nachdem 
bisher fchon mehrere Gutachten erfordert worden waren^ wurde endlich eine gemein- 
fame Kommiff ion niedergefetzt; beftehend aus dem Landhofmeifter Grafen von Limpnrg, 
dem Kanzler v. Engelshofen^ dem Hofrichter Wilhelm v. Remchingen, dem Vicekanzler 
Dr. Faber, dem Tübinger Profeffor Dr. Bocer und den drei weiteren Doktoren und 
Oberräthen Broll (zugleich Landfchaftskonfulenten), Kielmann und Vitds Breitfcbwerd. 
Sie wurden zu diefem Gefchäft lammtlichen fünf Brüdern miteinander vergelübdet, 
nachdem fie ihres befonderen Eides gegen Herzog Johann Friedrich entbunden 
worden waren (vergl. hiezu Breyer bei Spittler XIL Bd. S. 178 f., im übrigen nach 
Akten des ftändifchen Archivs zu Stuttgart). 

Diefe Kommiffion begann am 16. Juli 1616 ihre Arbeiten damit, daß fie 
fich alle alten Verträge, den Herzogsbrief, Teftamente, Landtagsabfchiede , foweit 
hierher gehörig, vorlefen ließ und jedes Mitglied fich diefelben excerpirte. Leider 
bekam aber die Kommiffion nicht alle einfchlägigen Urkunden in die Hände; fo 
wurde z. B. der Vergleich von 1547 erft nachträglich aus dem Mömpelgarder Archiv 
herbeigefchafft, und was namentlich fehlte, war der Reichen weiher Vertrag von 1482, 
wodurch Mömpelgard mit Eberhards d. J. Land vereinigt worden, während dagegen den 
herzoglichen Räthen wohl bekannt war, daß der Uracher Vertrag von 1473 diefes 
dem Grafen Heinrich zugel heilt hatte. So erklären denn diefelben in ihrem Gutachten 
vom 12. Auguft 1616, daß nach dem Herzogsbrief all dasjenige Land Eberhards im 
Barte, fo im Land zu Schwaben gelegen, zum Herzogthum gehöre, was aber nach 
dem Herzogsbrief erlangt, für eigen zu halten und das Uebrige, „fo Eberhardus 
Barbatus in der Zeit der Erection nicht inngehabt, als da feind die Graffchaft 
Momppelgard fammt dero anhangenden Herrfchaften wie auch die Graf- 
und Herrfchaft Horburg und Reichenweiher, von dem Herzogthum abgefondert u. f. w." 
Diefer verhängnisvolle Irrthum (in dem übrigens noch im Jahr 1754 Hoffinann 1. cit. 
pag. 42 not. f. befangen war) verleitete fie zu der Annahme, daß in der Union 
des Münfinger Vertrags und des Herzogsbriefes vom linksrheinifchen Gebiete nichts 
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mit einbegriffen fei. Im übrigen entwickeln fic über den Herzogsbrief ganz zu- 
treffende Anficbten: daß fie dnrcb ihn auch das bisherige Allod für feudifizirt anfaben^ 
zeigt obige Stelle; fie erklären aber auch, ebenfalls im Gegenfatz zu Herzog Chriftofs 
fiäthen, das Herzogthum und das unthcilbare Gebiet für verfchiedene, fich niebt 
deckende Begriffe, und rechnen auch die böhmifchen und ößerreichifchen Lehen 
zum großen untheilbaren Corpus. Sie behaupten noch weiter, der Prager Vertrag 
vom 24. Januar 1599 enthalte eine ünirung und Feudifizirung aller bis 1552 
gemachten Neuerwerbungen, indem er die öfkerreichifche Anwartfchaft (an Stelle 
der bisherigen Afterlehenfchaft) auf das Herzogthum Württemberg in derjenigen 
Geftalt fortfetzte, welche diefes bei Aufrichtung des Paffauer Vertrages von 1552 
hatte (Eeyfcher II. S. 261, vergl. auch Fricker S. 72 f.), fo daß nur die nach dem 
Jahr 1552 gemachten Erwerbungen frei verfügbares Eigenthum feien. Sie finden 
aber auch in den feit dem Herzogsbriefe vorgenommenen Thattheilungen und in 
den Dispofitionen der Herzoge Chriftof und Ludwig den Grundfatz ausgef prochen , 
daß nächft dem Primogenito nur noch Einer jedesmal mit Land und Leuten verfehen 
werden folle. Auf Grund alles deffen gelangen fie zu dem Antrage, dem zweit- 
geborenen Sohn Herzog Friedrichs von den linksrheinifchen Befitzungen blos 
Mömpelgard und die burgundifchen Herrfchaften zu einer Sekundogenitur zu über- 
laffen, alle übrigen Söhne aber auf Gelddeputate zu fetzen; Refidenzen follten den- 
felben zwar angewiefen werden, jedoch ohne üeberlaffung des Regiments und der 
Obrigkeit. 

Es waren indeß nicht blos richtigere ftaatsrechtliche Anfchauungen, welche 
die herzoglichen Räthe zu möglichfter Beifammenhaltung des Landes rathen ließen, 
fondem es fpielte wefentlich auch der leidige Geldpunkt mit. Zwar trennten damals 
noch zwei Jahre vom förmlichen Ausbruch des dreißigjährigen Krieges, aber fchon 
jahrelange Rüftungen waren vorausgegangen, Deutfchland war mit Truppen über- 
fobwemmt, ihr Unterhalt koftcte viel, auf Unionstage und Gefandtfchaften gieng 
auch nicht wenig, die vielen jungen Prinzen mußten ftandesgemäß erzogen werden 
und wurden auf große koftbare Reifen gelchickt, dazu kam eine erfchöpfte Rent- 
kammer, die oft zu den dringendften Bedürfniflen kein Geld hatte, wohl aber 
unzählige erfchrcckend anwachfende Schulden. Auf dem Lande felbft lagen fchwere 
Laften und noch größere konnten ihm billig nicht zugcmuthet werden. Unter 
folchen Uraftänden mußten die Kräfte forgfältig gefchont, durften nicht durch Zer- 
theilung und Zerfplitterung gefchwächt werden. So gab man denn jedem der Nach- 
geborenen gerade nur fo viel zu, als nach den Hausgefetzen unvermeidlich fchien. 

Allein die Nachgeborenen waren damit gar nicht einverftanden ; fie ver- 
langten mehr. Herzog Johann Friedrich zeigte fich zwar aus brüderlicher Liebe 
geneigt zu weiterem Nachgeben, feine Räthe dagegen forderten ihn im Interelle 
des Landes und des Haufes zu feftem Beharren dringend auf; den Brüdern felbft 
aber fchienen des Erftgeborenen Anerbieten noch zu gering. So zogen fich die Ver- 
handlungen noch drei Vierteljahre hin, bis endlich Johann Friedrich insgeheim mit 
feinen Brüdern fich perfönlich ins Benehmen fetzte und fo fchiießlich, über die Köpfe 
feiner Räthe hinweg, den fürftbrüderlichen Vergleich vom 28. Mai 1617 zu 
Stande brachte (abgedruckt bei Reyfcher II. S. 313, vergl. Sattler Herzoge Bd. IX. S. 61). 

Hier werden vor allem die alten Grundgefetze des Landes und Haufes 
Württemberg feierlich anerkannt und beftätigt, des weiteren aber in Beziehung auf 
Land und Leute feftgefetzt, — die Beftimmungen über Vertheilung der Fahrnis, Frän- 
leinausfteuem , Religionswefen u. f. w. übergehe ich auch hier, — daß dem zweit- 
geborenen Ludwig Friedrich fämmtliche liuksrheinifche Befltzungen zu einer Sekundo- 
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genitar vollftändig abgetreten, der drittgeborene Julias Friedrich dagegen die er(t 
in den Jahren 1612 und 1616 erworbenen Güter Weiltingen und Brenz ^fambt 
hober Ober- und aller Gerechtfame^ , die Episcopal-Rechte ausgenommen, ebenfalls 
erblich und zu eigener Regierung erhalten (anders Reyfeher L S. 165), die beiden 
jfingften Prinzen aber, Friedrich Achilles und Magnus (der bald darauf bei Wimpfen 
den Heldentod geftorben), nur einen Anfitz im Lande mit Ausfchlnü obrigkeitlicher 
Rechte bekommen^ dagegen Jahrgelder, Apanagen, von den beiden äiteften Brüdern 
beziehen follten. Die dem Drittgeborenen eingeräumte eigene Regierung wird im 
Vergleich ausdrücklich als eine Ausnahme bezeichnet; fie foUte daher auch nach 
Ausfterben feines Mannsftammes an die Linie des Erftgeborenen bezw. Aelteften 
zurückfallen. Im übrigen waren die jüngeren den älteren Brüdern in der Weife fub- 
ftituirt, daß jene bei Ausfterben des Mannsftammes eines älteren Bruders in den 
Erbtheil je des nächftälteften yorrücken follten, während das dadurch frei werdende 
Deputat des jüngften der Linie des Erftgeborenen heimfiel. Die von einem Bruder 
in der Folge etwa zu feinem Landestheil hinzu erworbenen Güter follten, foweit 
nicht durch Verträge oder Teltamente anders verfugt würde, nur auf deflen männ- 
liche Nachkommenfchaft vererbt werden, bei deren Mangel aber, unter Uebergehnng 
der Töchter, an den nächßen männlichen Seitenverwandten fallen. Veräußerung 
von Land und Leuten war mit Ausnahme echter Noth verboten, und auch in diefem 
Falle blieb den Brüdern das Vorkaufsrecht — Es läßt fich nicht verkennen, daß 
der Gedanke der ftaatlichen Einheit und Zufammengehörigkeit in diefem Vergleiche 
viel lebendiger zum Ausdruck gekommen, als noch in Chriftofs und Ludwigs Tefta- 
menten. Nach dem Herzogsbrief war nur das für untrennbar erklärt worden, was 
Eberhard damals befaß, fpätere Erwerbungen nicht (f. o.). Nun blieb aber nach 
diefem Vergleich nicht blos diefer Eberhardifche Befitz, fo wie man delfen Umfang 
nach dem von Herzog Chriftof gegebenen Beifpiel und in Unkenntnis des Reichen- 
weiher Vertrages annehmen mußte, dem Erftgeborenen ungefchmälert, foudern auch 
der größte Theil der fpäteren Erwerbungen. 

Groß war die Freude über das Zuftandekommen diefes Vergleiches, und 
mit Kirchgang und Bankettiren ward er gefeiert. Allein fofort erhob der zweite 
der Brüder, Ludwig Friedrich von Württemberg- Mömpelgard, Befchwerden wegen 
Berechnung feiner Revenuen; und als diefe durch den Nebenrezeß vom 8. Okt 1617 
gehoben waren (abgedruckt bei Spittler Sammlung einiger Urkunden u. f. w. S. 228), 
lag er feinem älteren Bruder mit immer neuen Anliegen und Wünfchen tm Ohr, fo daß 
fich der landfchaftliche Kleine Ausfchuß veranlaßt fah, in einem unterm 20. Januar 1618 
erftatteten Gutachten an den allzu mildherzigen Herzog Johann Friedrich die Bitte 
zu richten, er möge nunmehr an dem Vergleich feft und unabbrüchig halten und 
fich in Anbetracht der Befchwerlichkeiten des zum höchften angegriffenen Kammer- 
guts zu keiner weiteren Verwilligung durch feine Herrn Gebrüder bewegen laflen. 
Gleichwohl fagte Johann Friedrich dem äiteften feiner Brüder in einem zweiten 
Nachtragsvergleiche vom 11. Dezember 1618 die gänzliche Uebemahme der den 
jüngeren Brüdern zu reichenden Deputate auf die Zeit von acht Jahren zu. Aber 
felbft jetzt gab fich Ludwig Friedrich nicht zufrieden, und nur der Tod Johann 
Friedrichs machte den Verhandlungen ein Ende. Eben fo wenig wollte fleh der 
drittgeborene Bruder Julius Friedrich von Württemberg- Weiltingen bei dem Ver- 
gleiche beruhigen. Und obwohl ihm noch im Jahr 1617 in zwei befonderen Neben- 
rezeffen ein Theil feiner Forderungen erfüllt worden war, erhob er doch immer neue 
Anfprüche, felbft nach Johann Friedrichs Tode, bis ihm endlich im Jahr 1630 neue 
pekuniäre Vortheile eingeräumt wurden. 
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Bei allen diefen Anfprücben der Nacbgeborenen Hnd es immer die Tefta- 
mente der Herzoge Ghriftof and Ludwig, von denen fie ausgehen und die 
fie bei ibren Forderungen zur Ricbtrcbnnr nebmen. Den Rätben, welche bei dem 
Vergleicbswerk gebraucht worden , machte Julius Friedrich dabei die fcfanodefteo 
Vorwürfe. „Summa,** fchreibt er unterm 30. März 1630 an feinen Bruder, den Landes- 
adminiftrator Ludwig Friedrich, „fo nur den Brüdern was abzuziehen, fonderlieh 
Mir, fo fnchen die Räth ihr Müthlein an mir zu erkühlen, dabero kommt es, wann 
man das Geblüt fo gar unterdrückt, daß weilen wir zu fchwach zu mittein, dafi 
andere frembde Völker kommen mülTen** — der graufige Emft des dreißigjäbrigeD 
Krieges hatte fich inzwifchen längft über Deutfchlands Gaue gelagert — „die zar 
Straf die Einkommen wegraffen,** und weiter: „es wäre aber belTer gewefen, es hätten 
diejenigen Räth, welche um der Brüder insgefammt Wohlfahrt Willen beifammes 
gewest, nicht allein die Wohlfahrt des Aelteren und feiner Linie, fondern felbig» 
Mal — der Meinigen Wohlfahrt auch bedacht, halte dero wegen vor OocodUi 
laohrymas, wann dato der Meinigen gedacht wird u. f. w.;** ja er droht fog'ar mit 
einer Klage beim Kaifer und will fii^h hiebei insbefondere beklagen über diejenigen, 
die dies unchriftlich Procedere gegen die jüngeren Brüder geführt haben. Alfo 
fiberall derfelbe kurzfichtige Egoismus der Nachgeborenen! Und doch, die Vermntb- 
ung ift gerechtfertigt: wäre im Jahr 1617 nach Herrn Julius Wünfchen und nacli 
Anleitung jener Teftamente das rechtsrheinifche Württemberg zerfchnitten worden, 
fo hätte das Herzogthum Württemberg den dreißigjährigen Krieg nicht überlebt So 
aber ermöglichte Johann Konrad Varnbülern, dem württembergifchen Gefandten bei 
den Friedensverhandlungen zu Osnabrück, das von den Württembergern felbft be- 
obachtete Untheilbarkeitsgefetz des Herzogsbriefes, die Anerkennung diefes Reichs- 
gefetzes auch von Kaifer und Reich zu verlangen und auf Grund deflelben die völlige 
Wiederberftellung des durch Waffengewalt und politifche Ränke ganz zerfpiitterten 
Herzogthums durohzufetzen (vergl. J. P. 0. in der Neuen Sammlung IIL S. 578). 

Der Mangel- einer väterlichen Dispofition hatte dem guten rechtliebenden 
Herzog Johann Friedrich viele bittere Stunden bereitet; gleichwohl kam er im Drange 
der Zeit ebenfalls nicht dazu eine folche zu treffen. Unvermuthet hatte den kaom 
46jährigen Herzog der Tod überrafcht (18. Juli 1628). Was nun beginnen? So 
lange freilich feine drei Söhne noch minderjährig waren, ruhte der Streit. Später 
gieng das Herzogthum eine Zeit lang überhaupt verloren ; und au<^h nach Wiederer- 
langung deffelben durch Herzog Eberhard HI., Johann Friedrichs älteften Sohn, 
konnte während der Kriegswirren, in denen die jüngeren Brüder zudem meift im 
Felde lagen, von einer brüderlichen Vergleichung nicht die Rede fein. Bis es dann 
endlich zur Auseinanderfetzung kam, hatten Heb die Zeiten gewaltig verändert. Was 
man im Jahr 1617 noch thun konnte, und was man glaubte thun zu müflen, die 
Ausßattung des Zweitgeborenen mit Mömpelgard, war unmöglich, weil es bereits 
weggegeben; Weiltingen und Brenz waren ebenfalls noch im Befitz der Julianifchen 
Linie, ein nennenswerther Neuerwerb war feitdem nicht gemacht worden (vgL Breyer 
Elem. §. 36. 37). Von dem aber, was Johann Friedrich an Land und Leuten hinter- 
laffen, abermals Stücke für deflen jüngere Söhne herunter zu fchneiden, verbot fiefa 
von felbff;, weil das verödete, ausgefogene und ausgebrannte Land, das zadem 
von riefengroß aufgefchwollenen Schulden gedrückt wurde, kaum die Koften der 
Einen Verwaltung und Einer Hofhaltung aufzubringen vermochte. Aber auch in den 
Köpfen hatte fich inzwifchen der völlige Umfchwung vollzogen. Man erkannte, 
daß zwifchen einem Ackerfeld und einem Staatswefen doch ein Unterfchied fei, daü 
der Staat nicht ein bloßes Vermögensobjekt darfteile, fondern ein Subjekt des öffent- 



49 . 

liehen Rechts ; eine Perfon, ein „Jndividunm", Von dem AugeDblick aber, wo 
man im Territorinm nicht mehr ein Konglomerat von Grnndftficken und Rechten fah, 

nnd daü diele AuffaffuDg für die frühere Zeit hin und wieder zutreffend ge- 

^wefen, foU ja nicht geleugnet werden, — fondem einen Organismus, feitdem war es 
g'anz felbrtverftändlich , daß jede Abreißung von demfelben nicht blos quantitativ 
eine Verringerung, fondern auch qualitativ eine Verftfimmelung enthalte, daher mit 
allen Mitteln zu vermeiden fei. 

Was nun aber für andere Länder richtig fein mag, daß lediglich von den 
Fürften die Reftauration der Staatsidee ausgegangen, wie Schulze (a. a. 0. S. 345) 
fich ausdruckt, das ift jedenfalls für Württemberg nicht zutreffend. Wie fleh. hier 
durch die Znfammenfaffnng der einzelnen Gebietstheile in Amtskorporationen und die 
Theilnahme diefer an der ftändifchen Verfaffung die Affimilirung und Verfchmelzung 
der anfangs aggregatfbrmig an das kleine Stammgut nach und nach anfcbließenden 
Städte, Dörfer, Weiler und Höfe rafcher und vollftändiger vollzog als anderwärts, fo 
bildete auch die Landfeh aft von Anfang an einen Faktor, der, wie wir oben gefehen 
und auch in der Folge beftätigt finden, ftets auf Untheilbarkeit des einmal Vereinigten 
gedrungen. Ihr war es freilich dabei nicht allein um Verwirklichung der Staatsidee, 
fondem zugleich um rein praktifche Zwecke zu thnn, insbefondere um leichtere 
Tragung der Reichs-, Kreis- und Landesanlagen und um leichtere Aufbringung der 
Zinfen und Tilgungsmittel für die Landesfchulden und Erhaltung des Landeskredits. 
Und hatte fie im Jahre 1566 nur zögernd und unter Verwahrungen den bedenk- 
lichen, wenn auch gut gemeinten Ablichten Herzog Chriftofs zugeftimmt, fo war 
fie es wieder, die nach Herzog Friedrichs Tode auf Fefthaltung an der Untheil- 
barkeit gedrungen nnd die auch jetzt, als die Abfertigung des Prinzen Friedrich, des 
zweiten Sohnes des Herzogs Johann Friedrich, endlich in Angriff genommen wurde 
(29. Juli 1649), rundweg es ausfprach, was anno 1566 gefchehen, feien ^lauter 
Nullitäten." Prinz Friedrich aber nahm bei (einen Anfprüchen gerade Chriftofs und 
Ludwigs Teftamente wieder zur Richtfchnur und verlangte demgemäß ein jährliches 
Einkommen von 28000 Gulden, fowie die in jenen Teftamenten dem zweitgeborenen 
Sohn beftimmten zehn Aemter zu eigener Regierung. Auf die Vorftellungen feiner 
Beiftänder v. Menzingen, Forftner und Thomas Lanfius (vergl. Spittler Bd. XIII. S. 168), 
daß er fich auf jene Vorgänge nicht ftützen könne, ermäßigte Prinz Friedrich feine 
Forderung aaf die Uebergabe von fechs Aemtern fammt all deren Einkünften, 
Imperium mixtum et merum cum ßmplici jurisdictione, auch dem jus nominandi 
miniftros, einer Refidenz in Neuenftadt und einer in Stuttgart-, außerdem verlangte 
er aber noch ein Jahrgeld von 18 000 Oulden in den nächften 5 Jahren und von 
28 000 Gulden in den darauf folgenden. Allein Eberhard III. wollte von einer 
folchen „gleichfam Mitregierung und Abtheilung^ nichts hören und bewilligte nur 
die Einkünfte der zwei Aemter Möckmühl und Neuenftadt fammt der niederen 
Gerichtsbarkeit, auch Jagdrechten (alfo mit Ausnahme der „hohen Forft- auch landes* 
furftlichen hohen Obrigkeit)'^ and ferner bewilligte er die Hälfte der Einkünfte der 
Kellerei Weinsberg, eine Refidenz zu Neuenftadt und eine zu Stuttgart. 

Herzog Friedrich, erbittert über diefes gegen feine Forderungen fo ann- 
feüge Anerbieten, dachte fchon daran die Verhandlungen ganz abzubrechen, ließ 
aber zuvor, unter Hinweis auf die mehrerwähnten Teftamente, den landfchaftlicheu 
Kleinen Ansfchuß erfuchen, „das Befte dabei zu than.^ Allein der Ausfchuß (deflen 
Konfulent Dr. Rümelin, Profeffor zu Tübingen, den Vergleichsverhandlungen anwohnte) 
ließ fich darauf nicht ein, erklärte vielmehr, als ihm Herzog Eberhards Anträge 
zur Begutachtung mitgetheilt wurden, in Uebereinftimmung mit den herzoglichen 
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RätheD; daß den Forderangen Friedricbs der Herzogsbrief entgegenftebe und deXTen 
Verietzung ancb beim Kaifer Mißfallen erregen ; überdies zu anerträglicben Konfe- 
qaenzen fahren würde; die von Herzog Friedrich angezogenen Teftamente liefen 
wider die kaiferliche Erektion und hätten überhaupt nie eine rechtliche Wirkfamkeit 
bekommen ; weshalb ihre Anerkennung auf dem freien Willen des Primogenitus 
beruht habe, die auch von Herzog Chriftof feiner Zeit beigebracht worden fei, diefe 
Teftamente könnten aber die jetzt regierenden Herren als nicht von Chriftof abftammend 
jedenfalls nicht obligiren. Da nun von dem verftorbenen Herzog Johann Friedrich 
keine dispofitio patema vorhanden, fo richte f ich Herzog Friedrichs Deputat lediglich 
nach den Kräften der herzoglichen Kammer, diefe feien aber zu Herzog Ghriftofs 
Zeit zehn ja mehr mal ftärker gewefen, als eben jetzt. Der Ausfchuß hält dalier 
die vom regierenden Herzog angebotene Apanage für eine ftarke und gnugfame 
Provifion und bittet diefen dabei zu verbleiben (vergl. auch Sattler Herzoge IX. S. 62). 
Als fich aber Herzog Friedrich, der freilich an fich wegen feiner Verdienfte um 
das Württemberger Land und Haus alle Berückfichtigung verdiente, damit durchaus 
nicht zufrieden geben wollte, rieth der Kleine Ausfchuß felbft, dem Prinzen außer 
dem bisher Bewilligten noch weiter die andere Hälfte der Einkünfte der Kellerei 
Weinsberg zu überlafien; in weiteres aber, insbefondere in die Ueberlaffung von 
Hoheitsrechten, erklärte er weder einrathen noch einwilligen zu können. Und als 
in dem fchließlich vereinbarten Vertragsentwurf gleichwohl lurisdiktionsbefugnüTe an 
Herzog Friedrich eingeräumt waren, machte der Ausfchuß abermals auf die hochft 
befchwerlichen Konfequenzen aufmerkfam und erklärte fich zu einer Einwilligung 
hierein aaßer Stande. Gleichwohl ward diefer Entwurf zum Hausgefetze erhoben. Der 
unterm 27. Sept. 1649 unterzeichnete fürftbrüderliche Vertragsabfchied (abgedruckt 
bei Reyfcher IL S. 357) räumt dem Herzog Friedrich den Befitz und alle Einkünfte 
der Städte und Aemter Neuenftadt am Kocher (a. d. Linde) und Möckmühl, in gleichem 
die niedere Gerichtsbarkeit in denfelben ein, in Stadt und Amt Weinsberg hin- 
gegen nur die fämmtlichen Einkünfte, ferner Refidenzen zu Stuttgart und Neuenftadt 
und gewifle Jagdrechte außerhalb der Deputatsämter. Im Nebenrezeß vom gleichen 
Tage überließ ihm Herzog Eberhard außerdem den hälftigen Antheil an der nieder- 
gerichtlichen Obrigkeit in Weinsberg. Doch (oUte nach Ausfterben des Manns- 
ftammes dies alles an die regierende Linie zurückfallen, alfo nicht wie nach dem 
Vergleich von 1617 an die Linie des nächftjfingeren Bruders. Im Uebrigen werden die 
alten Haus- und Landesgrundgefetze, insbefondere auch der Vergleich von 1617 beftätigt 
Endlich bewilligte der landfchaftliche Kleine Ausfchuß, gemäß der im Vertragsabfchied 
ausgefprochenen Erwartung, dem Herzog Friedrich ein Gefchenk von 4000 Gulden. 
Im Jahr 1651 fand hierauf die Auseinanderfetzung mit dem anderen 
Bruder, Ulrich, ftatt. Diefer beanfpruchte, ebenfalls auf Grund der mehrerwähnten 
Teftamente, ein Deputat von 15000 Gulden. Allein er mußte fich mit einer auf 
den Mannsftamm vererbenden Apanage von 8000 Gulden, die mit den Jahren bis 
auf 12000 Gulden fteigen follte, zufrieden geben. Außerdem wurde ihm noch eine 
Refidenz in Hirfau, Backnang oder Neuenbürg, fowie Beholzungs- und Jagdrechte, 
Mobiliar zur erften Einrichtung und endlich vom Kleinen Ausfchuß auf befonderes 
Erfuchen eine Verehrung von 3000 Gulden bewilligt. Die in diefem Hauptrezeß 
vom 7. April 1651 (abgedruckt bei Reyfcher II. S. 370) abweichend vom Vertrags- 
abfchied von 1649 wiederholte Beftimmung des Vergleichs von 1617, bezüglich der 
Nachfolge der jüngeren Linie in das Deputat der ausgeftorbenen älteren Linie, ift 
durch den Nebenrezeß vom gleichen Tage dahin eingefchränkt , daß auf Herzog 
Friedrichs föhnelofes Abfterben Herzog Ulrich und feine Deszendenz neben ihrem 
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bisherigen Gelddepntat lediglich Schio/], Stadt und Amt Neaenftadt mit allen Juribns 
und Intraden erhalten, das Uebrige von Friedrichs Deputat an die regierende Linie 
fallen folle. Ulrichs Apanage foUte beim Erlöfchen feiner Linie ganz der regierenden 
Haaptlinie heimfallen. Diefer Vergleich wurde von den beiden ffirftlichen Brüdern 
in Anwefenheit der Landfchaftlichen Deputirten feierlich befchworen, unterzeichnet 
und befiegelt, hierauf auch von den letzteren, ebenfo wie feiner Zeit der Vertrags- 
abfchied von 1649, unterfiegelt — freilich auch nicht ohne Bedenken und Proteftationen, 
da die eventuell zugefagten SchlöITer zu Hirfau und Backnang dem geiftlichen Gute 
gehörten. (Es hatte auch die Proteftation die Wirkung, daß in der Folge nicht 
diefe, fondern das zu Neuenbürg als Apanagefchloü angewiefen worden). 

Der im Mai 1652 zufammengetretene Landtag ertheilte zwar, um nicht das 
ganze Vergleichswerk wieder in Frage zu ftellen, unterm 27. Juni feine Zuftiramung 
ZQ fammtlichen mit den Herzogen Friedrich und Ulrich gefchloflenen Rezeflen, aber 
nicht ohne die darin wahrgenommenen VerftöJße gegen die .Landeskompaktaten zu 
rügen und f ich gegen alles Präjudiz, zu verwahren, eine Verwahrung, welche von 
Herzog Eberhard IIL als berechtigt anerkannt und gebilligt wurde. Ja in Wieder- 
aufnahme eines von dem inzwifchen (25. Juni 1651) verftorbenen Kanzler Dr. Andreas 
Burkhardt geäußerten Gedankens ftellte der Ausfchuß an Herzog Eberhard die Bitte, 
förderlichft eine Dispofition und Verordnung aufzurichten, wodurch für künftige 
Erbtheilnngen fefte Grnndfätze aufgeftellt und insbefondere alle künftig befahrende 
Trennung im Regiment und Jurisdictionalibus gänzlich abgefchnitten und diefes 
Herzogthumbs Unierthanen allein dem regierenden Landesfürften zu gehorfamen unter- 
würfig verbleiben. 

Doch dazu kam es vorderhand noch nicht Vielmehr ward der mühfam 
hergeftellte Friede im Haufe bald wieder getrübt. Herzog Friedrich, der fchon im 
Jahr 1649 die Verhandlungen durch allerhand „Raptus" geftört hatte, war über 
den endlich gefchloflenen Vergleich fchwer erbost, als er die ihm zugewiefenen 
Aemter ganz ausgefogen fand, fo daß er trotz aller Sparfamkeit nicht ohne neue 
Schulden durchkam, auch in der fchliefllichen Faflung der Vertragsurkunde gewifle 
Beftimmnngeu zu entdecken glaubte, die mit den mündlichen Abmachungen nicht 
übereinftimmten. Dabei brachte er den Gedanken nicht aus dem Kopf, daß er auf 
Grund von Chriftofs väterlichen Dispofitionen die Regierung von zehn Aemtern an- 
zufpreeben gehabt habe und nur durch allerhand Praktiken und Spiegelfechtereien 
heiliofer Leute — fo titulirte er nun die von ihm beim Vergleich benützten Räthe — 
fo erfchrecklich hinterführt worden fei. Aber nicht blos das Recht glaubte er auf 
feiner Seite, fchon die natürlichen Gefühle der Billigkeit und Dankbarkeit mußten 
für ihn fprechen: war er nicht für feinen älteren Bruder Eberhard zu Felde gelegen, 
hatte er nicht darauf in Kopenhagen und Wien für diefen negoziirt, während Eber- 
hard in feinem Straßburger Exil nichts dringenderes zu thun wußte als zu heiraten; 
und wie generös hatte Friedrich zu Wien das Herzogthum felbft, das ihm Graf 
Trautmannsdorf angeboten, zu Gunften feines älteren Bruders rotunde abgefchlagen ! 
Allein fo wohlwollend Herzog Eberhard und die Landfchaft ihm gefinnt waren, fo 
wenig konnten fie leinen Wünfchen willfahren; nicht blos die alten Verträge und 
die neue Politik, auch die eigene Armuth hinderten He daran. Die Räthe aber 
fchickten dem Herzog Friedrich eine fchöne Deduktiousfchrift (1652), worin fie 
nach einfacher Ablehnung der ihnen beigelegten widrigen Prädikate — „in Ermefl'ung, 
daß ja ihr Leben und Wandel nicht nur in der Viechwaide, fondern etwas weiters 
wohl bekannt,^ — dem nachgeborenen Herrn klar zu machen fuchten, daß nach 
Reichsrecht und Landesrecht das Herzogthum unzertheilt bleiben müfle und zwar 
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mit EinfchluU der neu erworbenen Allodialberrfchaften und Güter, „wann diefe nar 
der Kammer oder Landfchaft einverleibt" worden feien. Letztere Bebauptnngr ^rd 
allerdings mit keiner beftimmten Gefetzesftelle belegt, was auch fchwer fein dürfte; 
fie ift aber ein um fo befferes Zeugnis für die nun im Kreife der Gefcbäftsmänner 
in der fürftlichen Kanzlei und am Hof bereits herrfchend gewordene Anfchauungs- 
weife. Herzog Friedrich ließ fich auch in der That durch diele und ähnliche Vor- 
ftellungen fchließlich von feinen alten Forderungen abbringen. 

Herzog Eberhard feinerfeits, durch die verdrießlichen Streitigkeiten mit 
feinen Brüdern gewitzigt und ebenfo aufgefordert durch das Vorhandenfein dreier 
eigener Söhne (wozu bald noch mehr kamen), ließ den oben erwähnten Rath feiner 
Landfchaft nicht ungenützt. Auf dem Beichstage zu Regensburg im Jahr 1653, bei 
dem Eberhard III. perfönlich erfchien und auf dem er unter anderem, freilich ohne 
Erfolg, für die reichsgefetzliche Anerkennung des Vorzuges der Erftgeburt in den 
deutfchen Fürftenthümern durch Aufnahme in die kaiferliche Wahlkapitulation nv^irkte, 
(Struve Corpus juris publ. cap. 31 §. 4 fol. 1160. Sattler IX. S. 120) — auf diefem 
Beichstag war es auch, wo er zur Sicherftellung feines eigenen Haufes und Landes 
unterm 27. Juni 1653 ein feierliches Teltament errichtete, das zwar am 16. März 
1664, ebenfalls auf dem Reichstag zu Kegensburg, durch ein zweites Teltament 
wieder aufgehoben wurde, aber nur formell, da es in diefem zweiten TeftameDt 
bezüglich der hieher gehörigen Beftimmungen einfach wiederholt und beftätigt i/l 
(abgedr. bei Beyfcher II. S. 403). 

Eberhard III. bezeichnet in diefem Teftament das Untheilbarkeitsgefetz und Primogonitur- 
recht als das koftbarfte unerfchätzliche Kleinod des Herzogthums und Hanfes und verbietet des- 
halb jede Art von Zuwiderhandinngen gegen diefe Grundlatze, insbefondere auch die Ab- 
findung Nachgeborener mit Herrfchaften, indem er feftfetzt, daß fUroaus feine Fürftenthfimer 
und Lande fammt allen Juribus et Bonis domanialibus, „fo beraits UnlTerer Färftlichen Kammer, 
Geift- und Weltlichen Güttern vnd Getrewer Gehorfambfter Landtfchafft einverleibt, oder ins 
KünfFtig von Vnff vnd Vnffem Nachkommen acqnirirt oder fonften wieder auf Vnff und VnlTere 
SuccelTores, Regierende Herzogen zue W. zurückfallen und der Landfchafft inkorporirt werden 
möchten, alß ein einig wolgeftaltes Corpus in feinen Vollkommenen Würden gäntzlich vnd gar 
ohnzerbrochen bei einander ftehen vnd wohl verpfleglich verbleiben (foll) : Allfo daß darvon nicht 
ein eintziges Glid oder Stuckh, welches gefetzter maßen der Landfchafft incorporirt ift, es feye 
wenig oderVihl, Klein oder Groß, weder denn Fürftlichen Nachgebornen nicht Regierenden Herzogen 
zu Ihrem Vnderhalt vnd Järlichen Deputat befchaiden vnd übergeben, noch auch ander^ivärta 
in einicherlay Geftalt — nicht verändert werden '^ foll, Beftimmungen, welche nicht blos von des 
Erbla/Ters Deszendenten, fondern von allen Agnaten und nachkommenden Landesfürften allezeit 
gehandhabt und in Obfervanz erhalten werden follen. 

Auf den erften Blick fcheint es, als ob hier das Untbeilbarkeitsgefetz in 
feinem weiteften Umfange ansgelprochen wäre, und in der Tbat faßte man Eberhards 
Teftament früher fo auf. Demnach hätte alfo der Herzogsbrief von 1495 und der 
Landtagsabfchied von 1551 zwar für den damaligen Beftand der württembergifchen 
Beützungen die üntheilbarkeit feftgefetzt, Herzog Eberhards III. Teftament dagegen 
für alles dasjenige, was jetzt und künftig dazu gehören werde. Und da fich in- 
zwifchen auch Gebiete in der Hand der württembergifchen ßegenten gefammelt hatten, 
die nicht der Landfchaft des Herzogthums inkorporirt waren, fondern nur zur herzog- 
lichen Kammer gehörten, fo habe nun Eberhard III. erftmals auch diefe, fowohl 
die bereits erworbenen, wie die künftig zu erwerbenden, mit dem Zertrennungs- und 
Veräußerungsverbote belegt. Nachdem aber Spittler (XII. Bd. S. 169) darauf auf- 
merkfam gemacht, da£ nach dem Wortlaute des Teftaments die neuerworbenen 
Gebiete nur, foweit fie dem Land inkorporirt, zur unmittelbaren Mafle gehören, zählt 
Reyfcher (I. S. 180) zu der letzteren, wieder angeblich auf Grund des Teftaments, 
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das Färrtentbum rammt allen Graffebaften n. f. w.^ welche jetzt oder in Zukunft 
der „ffirftlichen Kammer** oder „der Landfcbaft" einverleibt werden möchten. Allein 
die oben ausgebobene Stelle des Teftaments zeigt, daß diefer Satz in Wirklichkeit 
eben nicht darin fteht, dafi vielmehr zur untheilbaren MalTe nur gehören (oll 

1. alleS; was bereits der Kammer oder dem Lande einverleibt ift, 

2. alles, was künftig neu acquirirt wird (bezw. an Lehen oder von den 
Nebenlinien heimfallt) und der Landfchaft inkorporirt wird. (Ueber den Begriff 
der Inkorporation vergl. Fricker a. a. 0. S. 67—70 und nun auch Sarwey, Staats- 
recht des Königr. Württemberg Bd. L S. 109.) 

Da£ demnach jeder Neuer werb oder Heimfall, der nicht dem Lande, fondern 
der Kammer inkorporirt wird, zur untheilbaren Maffe nicht gehören follte, ift frei- 
lich fonderbar genug, zumal da gerade das ganze linksrbeinifcbe Belitzthum, ferner 
Weiltingen und Brenz vor ihrer Weggabe an Nebenlinien dem Lande nicht inkorporirt 
gewefen waren. Und wenn man erwägt, welche Vermaledeiungen Eberhard an 
die Uebertretung des Untheilbarkeitsgefetzes in feinem erften Teftament geknüpft 
hatte, wie er auch im zweiten Teftament jede Ausftattung von Nachgeborenen 
mit Land und Leuten, Grund und Boden verwirft, wenn man ferner bemerkt, daß 
fo manche Gedanken, ja einzelne Wendungen und Ausdrücke der oben angezogenen 
Deduktionsfchrift von 1652 in diefem Teftamente wiederkehren und erßere (f. o.) 
alle jetzt oder künftig neuerworbenen der Kammer oder Landfchaft inkorporirten 
allodialen Güter der Legitima des Erftgeborenen attribuirt und die Untheilbarkeit 
diefer fog. Legitima des weiteren nachweist, wenn dann ferner fchon die fürft- 
Hebe Befolntion vom 24. Januar 1652 dem Landtage erklärt, der fürftbrüderliche 
Vergleich von 1649 folle den Landeskompaktaten „foviel die jedesmal inkorporirte 
Ort** — und dies heißt doch fowohl die der Kammer als die der Landfchaft in- 
korporirten Orte — betriflFt", nicht abbrüchig fein, wenn man endlich erwägt, daß 
im Teftamente felbft nur wenige Linien zuvor die der Kammer inkorporirten Stücke 
den der Landfchaft inkorporirten gleichgeftellt find, und kein Grund zu der nun 
hier auf einmal hervortretenden Unterfcheidung vorliegt, fo wird man die Ver- 
muthung nicht los, daß in der That Herzog Eberhard hier auch nicht fcheiden, 
fondern die der Kammer künftig anfallenden und inkorporirten Gebiete ebenfalls 
habe nniren wollen, daß alfo nur durch ein Verfehen bei Abfallung des Teftamentes 
diefe Lücke entftanden ift. (Der Beftimmung aber, daß nur, was der Kammer und 
der Landfchaft inkorporirt worden, unirt bleiben loUe, läge der berechtigte Ge- 
danke zu Grunde, daß die ausuahmslofe Unveräußerlichkeit eines jeden, auch des 
von vornherein nur zu vorübergehenden Zwecken gemachten Erwerbes die Hand- 
lungsfreiheit des Regenten gar zu fehr hemmen und zu Konfequenzen führen könnte, 
welche dem Staatsinterefle und der Abficht des Gefetzgebers felbft zuwiderlaufen 
würden). So ift es gekommen, daß Eberhards Teftament noch nicht dem ganzen 
Gebäude den Schlußftein eingefügt hat und daher nicht diejenige hervorragende 
Bedeutung beanfpruchen darf, welche man ihm beizulegen geneigt ift. Wahr ift 
allerdings, daß feit Eberhards Teftament keine Ausftattung Nachgeborener mit 
Land und Leuten mehr ftattgefnnden hat; es ift aber nicht wahr, was neuerdings 
Schulze (Hausgefetze III. Bd. S. 461) wieder behauptet, daß Eberhards Teftament 
fie fchlechthin verboten : wahr ift nur, daß Eberhards Teftament die Ausftattung mit 
den der Kammer oder der Landfchaft inkorporirten und mit den der Land- 
fchaft künftig inkorporirt werdenden Gebieten verboten hat. — Noch ift zu be- 
merken^ daß diefes zweite von Herzog Eberhard errichtete Teftament nicht nur 
vom Kaifer konfirmirt, fondern auch von der Landfchaft als Landesgrundgefetz an- 



54 

erkannt und ftets beobachtet worden ift, wie denn auch das eine der drei ausge- 
fertigten Originalien des Teftaments der Landfchaft übergeben und von diefer in 
die „Württembergifche Landesgrundverfaffung" (S. 791 flF.) aufgenommen worden ift. 

Thatfächlich ift eine Landestheilnng oder auch nur eine Hingabe kleinerer 
Stücke, fei es mit mehr oder weniger Hoheitsrechten, fei es ohne folche (von einer 
kaum nennenswerthen Ausnahme im Jahr 1726 abgefehen) feit Eberhards III. 
Teftament nicht mehr vorgekommen. Eberhards nachgeborene Söhne erhielten 
diefem Teftamente gemäß nur Apanagen in Geld und eventuell ein Apanagenfcbloii 
zum Bewohnen. Infoferne bildet diefes Teftament allerdings den Abfcbluss der 
zweiten mit der Erhebung zur Herzogswürde beginnenden Entwicklungsftufe. Auf- 
gabe der Folgezeit war es jetzt nur noch, die Erwerbungen, welche nicht fcbon nacb 
dem Eberhardifchen Teftamente der untheilbaren MalTe anwuchfen, ausdrücklich 
für untheilbar zu erklären und die von diefem Teftament gelaflene Lücke durch 
eine allgemeine Verordnung auszufüllen, dann das nunmehr vom Staatsgebiet ge- 
nauer unterfchiedene Staatsgut, endlich auch das fürftliche PrivatfamUiengut dem 
Untheilbarkeitsgefetze zu unterwerfen. 

Unter Herzog Eberhards III. Enkel Eberhard Ludwig eröffnete fich die 
Ausficht auf Wiederbeibringung der, durch die Vergleiche von 1617 entfremdeten 
Gebietstheile. Die Julianifche Linie, welche Herzog Julius Friedrich auf Grund 
des Vertrages von 1617 begründet, hatte fich fchon in der nächften Generation 
wieder in eine Schlefifche und eine Weiltinger Unterlinie getheilt, und auf Grund 
eines fürftbrüderlichen Vergleiches vom 4. Juli 1650 (abgedruckt in Lünigs Keichn- 
archiv part. spec. cont. II. pag. 763) waren die im Jahr 1617 überkommenen 
württembergifchen Befitzungen, Weiltingen und Brenz, der letzteren Unterlinie 
allein zugefallen. Diefe war nun im Jahre 1705 mit Herzog Friedrich Ferdinand 
im Mannsftamme erlofchen. Dasfelbe war der Fall im Jahr 1723 mit der Mömpel- 
garder Linie, wo Herzog Leopold Eberhard ohne fucceffionsfahige Nachkommen 
geftorben war. Nun hätten zwar in beiden Fällen die Nachkommen der fchlefifcben 
Unterlinie die nächften Succeffionsanfprüche gehabt gemäß den fürftbrüderlichen 
Vergleichen von 1617 und 1650 (4. Juli), allein fie überließen diefelben nach 
langjährigen Streitigkeiten an Herzog Eberhard Ludwig und deffen Nachfolger 
an der Regierung gegen Bezahlung lebenslänglicher, nicht unbeträchtlicher Jahr- 
gelder (vergl. Reyfcher L S. 198. Mofer Staatsrecht XIIL S. 248 f), wozu die 
Landfchaft im Jahr 1736 endlich einen Zufchuß von 16000 Gulden aus der Land- 
fchaftskaffe verwilligte. Größere Schwierigkeiten hatte es, mit den unehelichen Nach- 
kommen Leopold Eberhards fertig zu werden (welche auf Mömpelgard und die 
übrigen linksrheinifchen Befitzungen Anfpruch erhoben), da das franzöfifche 
Minifteriuro fich ihrer anzunehmen für vortheilhaft fand. Die Graffchaft Mömpel 
gard felbft hatte zwar Herzog Eberhard Ludwig gleich nach Leopold Eberhard« 
Tode in Befitz genommen, und er hatte fich auch, vom Reichshofrath in Wien unter- 
fttitzt, darin behauptet. Allein in den Befitz der neun burgundifchen Herrfchaften, 
welche von Frankreich fequeftirt waren, konnte erft Herzog Karl gegen Aner- 
kennung der franzöfifchen Souveränität über diefelben durch den Vertrag vom 
10. Mai 1748 gelangen, und außerdem mußte er fich in dem Vertrag vom 
21, Dezember 1758 zu einem Jahrgeld von 14000 Gulden an Leopold Eberhards 
natürliche Kinder bequemen (vgl. J. J. Mofer Familienstaatsrecht Theil IL S. 68 ff. 
Breyer Elementa §. 50. 51. Spittler Bd. XII. S. 312 flf. Reyfcher I. S. 196 f.). 

Dagegen erlaubte fich Herzog Eberhard Ludwig wieder eine wenn auch nicit 
erhebliche und ganz vorübergehende Abweichung von Eberhards III. Teftament, indem 
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26. Februar 



or in dem Vertrage vom -^^-^~ 1726 an Herzog Karl Rudolf, Sohn des oben 
erwähnten Herzogs Friedrieb von Württemberg-Neuenftadt, (neben Erhöhung der 
Apanage um 5000 Gulden und zwar, ebenfalls verfaffungswidrig, theilweife aus 
^Mitteln des Kirchengutes), auch die andere Hälfte der niederen Gerichtsbarkeit im 
A^einsberger Amte überließ. Und die Landfchaft, welche nach anfänglichem Weigern 
den ihr bei der Apanage angefonnenen Beitrag von 2500 Gulden jährlich auf fich 
nahm, unterließ hiebei, abweichend von ihrem früheren Benehmen, aber in Ueber- 
einftimmung mit der von ihr dazumal auch fonft bewiefenen Schwäche, gegen diefe 
Verfaflungswidrigkeiten auch nur Verwahrung einzulegen. 

Endlich erlofch auch die von Herzog Friedrich im Jahr 1649 angelegte 

^Neuenftadter Linie mit dem kinderlofen Tode des ebengenannten Herzogs Karl 

Kndolf (17. Novbr. 1742), und es fielen damit delTen Deputatsämter Neuenftadt, 

Möckmühl und Weinsberg an die Hauptlinie wieder zurfick, da der in Neuenftadt 

eventuell fuccelTionsberechtigte Herzog Ulrich im Jahr 1671 ohne Kinder geftorben war. 

Damit war endlich alles, was im Jahre 1617 aus Irrthum, im Jahr 1649 

aus Noth von dem Land abgetrennt worden, glücklich wieder beigebracht, und 

das in der Hand des regierenden Herzogs vereinigte Gebiet war jetzt größer als 

jemals. Was in anderen fiirftlichen Häufem zu dauernden Entfremdungen geführt 

hatte, der Uebergang der abgetheilten Herrfchaften auf Erbtöchter trotz Vorhanden- 

feins von Agnaten in den anderen Linien, war in Württemberg fchon feit dem 

Uracher Vertrage von 1473 ftets verboten gewefen, und an diefem Verbot hatten 

glticklicherweife auch die Vergleiche von 1617 und 1649 feftgehalten. 

In Berückfichtigung diefer theils bereits eingetretenen theils in naher Zukunft 
bevorftehenden Zurückfalle und in Befolgung der von Herzog Eberhard lU. theils 
ausgefprochenen theils doch feinem Teftaniente zu Grunde liegenden Prinzipien ver- 
ordnete Herzog Eberhard Ludwig in feinem letzten Teftamente vom 11. Februar 1732: 

i,daß der regierende Herzog feine nachgebohrne Brüder nicht mit Herrfchaften — 
oder anderen nnbeweglichen Güthem, Juribus et bonis domanialibus , welche Unferem 
Herzogthum inkorporirt feyn, oder künfftighin wieder zu demfelben zurückfallen, acquirirt 
und demfelben einverleibet werden, apenagiren und abfertigen, fondern vielmehr folche — 
ewiglich ungetrennt lalTen — feine nachfolgende Brüder aber nach obgemelter £berhardi- 
nifcher Difpofition mit Geld, guthen Capitalien oder Geföllen — apenagiren folle," (Reyfcher II. 
S. 440.) — £r beftimmte aber auch ausdfücklich noch weiter, dafi, nachdem die Graffchaft 
Mömpelgard, Weiltingen und Brenz an das regierende Haus wieder gebracht worden, auch 
die Apanage Neuenftadt wieder zurückfallen dürfte, „weder diefe noch andere Stücke des 
Landes künfftighin wieder zu Appenages ertheilet noch auf andere weife veraeußert — 
werden möge(n) ; Inmaßen Wir dann die gefUrftete Graffchafft Mömpelgard fowohl als Neu- 
ftadt nnd alles was Unferm FÜrftln. Haufe etwa noch anheimfallen oder dazu acqniriret 
werden möchte, Unferm Herzogthum hiemiet nochmahlen in befter Form Rechtens unzertrenn- 
lich incorporiren und alles was hiewieder gefchähe, vor null, nichtig und unkräfftig er- 
klären und declariren, wegen Weiltingen und Brenz aber, ingleichen wann die Herrfchafften 
Harburg und Reichenweyher wieder zu Mömpelgard gezogen werden folten, und von allen 
andern Allodialftücken die facultatem teftandi et difponendi feyerlichft Uns referviren.'* 

Die Faffnng diefer Stelle ift zu ungenau ^ um eine fiebere Auslegung zu- 
zttlaflen. So wollte Herzog Eberhard Ludwig ficher nicht Mömpelgard dem Herzog- 
thum inkorporiren ^ fondern nur unzertrennlich verbinden; des weiteren fcheint er 
fagen zu wollen^ daß überhaupt alle künftigen Heimfälle und Neuerwerbungen zur 
antheilbaren Mafle gefchlagen werden foUeU; foweit fie nicht allodiale Stücke find. 
Unzweifelhaft im Teftament ift jedoch die eine Beftimmung^ daß nicht nur Neuenftadt, 
das der Landfchaft inkorporirt war^ fondern auch Mömpelgard ^ das bisher dem 
Lande nicht inkorporirt war und darum dem Untheilbarkeitsgeletze des Eberhardifchen 
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Teftamentes nicht unterlag, nunmehr zum untheilbaren, in der Hand des regierenden 
Herzogs vereinigten Befitzthum gehören follte. 

Wenige Jahre darauf fügte Herzog Eberhard Ludwigs unmittelbarer Re- 
gierungsnachfolger Karl Alexander dem ganzen Gebäude endlich den Schlußftein bei 
durch fein Teftament vom 7. März 1737, eine Akte, die wegen anderer BeftimmungeD 
die heftigften Proteftationen feitens der Agnaten, des Geheimen Baths und namentlich 
der Landfchaft hervorgerufen hat und nie zu völliger Anerkennung gekonimen iß, — 

vergl. die von dem Landrchaftskonfuleiiten HofgericbtsalTeiror und Vogt zu Tübingen 
Friedrich Heinrich Greorgii im Auftrag der Landfchaft verfaßten „In facto et jure beftge- 
gründete Anmerkungen" zu des Hofraths und Würzburger ProfelTors Dr. Joh. Adam Ickftatts 
„Wtirtterabergifcher Grundvefte** 1740 und Reyfcher I. S. 213— 217, welch letzterem gegeD- 
Hber zu bemerken, daß nicht blos die Beftiramungen des Teftaments über die Vormund fchaft, 
fondem auch die wegen des geiftlichen Guts die LandesverfafTung v^crletzten — 

in den hier berührenden Beftimmungen aber unbeftrittene Geltung erlangt hat 
Aber es hat diefe Geltung und Wirkfamkeit nicht, wie Eberhards III. Teftament, als 
Landesgrundgefetz erhalten — denn als folchem blieb ihm wie dem Teftamente 
Eberhard Ludwigs die Anerkennung aus guten Gründen ftets verfagt (vergl. ßey feher I. 
S. 395) — fondern lediglich als Familien ftatut. 

In diefem Teftament (abgedruckt bei Reyfcher II. S. 480 flF.) beftätigte Herzog 
Karl Alexander zunächft das alte vom Herzogsbrief aufgeftellte Untheilbarkeitsgefetz, 
wornach „alle damaligen Lande" in ein einig unzertrennt und untheilbares Corpus ver- 
einigt worden waren (§. 2). Er beftimmte aber auch, unter ausdrücklicher Bezugnahme 
auf Herzog Eberhards III. Teftament noch weiter (§. 3), daß auch fämmtliche von feinen 
Regierungsvorfahren neuerworbenen oder ihnen heimgefallenen und dem Lande, den 
beiden fürftlichen Kammern (d. h. Geiftlichem Gut und Rentkammer) oder der Kammer- 
fchreiberei einverleibten oder dafelbft adminiftrirten Acquifitionen an unbeweglichen 
Gütern in keinerlei Weife, weder durch Erbtheilungen, noch durch Verkaufung, 
Verpfändung u. f. w. dem Lande entzogen werden follen. Dasfelbe gilt von den 
durch den Teftator felbft mit feinen eigenthtimlichen Einkünften gemachten und zuge- 
brachten unbeweglichen Gütern (Breyer §. 41), fofern er- darüber nicht felbft noch 
anderweitig verfügen follte. Es follen aber noch weiter alle auf das Land ge- 
wandten Meliorationen bei diefem, ohne jede Entfchädigung, als Acceffion ver- 
bleiben. Endlich follen auch die von den Nachkommen am Regiment mit eigenen 
Geldern und Gefällen — denn in diefem Falle allein kann die Frage noch auf- 
tauchen — gemachten Erwerbungen an Immobilibus, „welclje zu dem Land gefchlagen 
oder auch bey Unleren beyden Gammern oder Cammerfchreiberey auch nur eine 
geringe Zeit hindurch adminiftriret worden, gleichfalls bey dem land verbleiben — 
es feye denn daß der primus acquirens derenfelben deßwegen befondere Difpofitionen 
gemachet und folche mit ausdrücklichen Worten — alfl ein Aigenthnm beybehalten,** 
was natürlich blos bezüglich der bei einer der. Kammern oder bei der Kammer- 
fchreiberei nur thatfächlich adminiftrirten Stücke, nicht aber bezüglich der förmlich 
inkorporirten denkbar ift, (anders Fricker a. a. 0. S. 71) „auch darüber inter vivos 
oder durch Eine leztere willens Verordnung anderft difponiret hätte." Doch gelten 
diefe Beftimmungen nur, folange der Mannsftamm blülit ; für den Fall feines Erlöfchens 
bleiben den Töchtern ihre Rechte vorbehalten (§. 4 und 10). 

Nach diefen fo gewonnenen Grundfötzen werden dann noch einzelne Fragen befonderB 
entfchieden, insbefondere bemerkt, daß auch die Wiederverleihung heimgefallener Aktivlehen ver- 
boten und nichtig fein folle (§. 5) ; Verpfändungen von Land und Leuten find nur in echter Noth 
nach Einholung eines fchriftlichen Gutachtens der itirfUichon Kollegien erlaubt, auiierdem nichtig, 
und die von einem Regenten hinterlaiTenen Schulden follen nur unter beftimmten Vorausfetzungen 
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junerkannt (§. 6), LandestaufchvertrÜge nur mit Rath der Kollegien gefchlofiTon werden (§. 7, bei 
den der Landfehaft inkorporirten Stücken mußte natürlich auch die Landfchaft zuftimmen); den 
förftlichen Wittwen foll zwar ein Wittumshof und die niedergerichtliche Obrigkeit über ihre Be- 
diente und Hofgelind ad dies vitae Oberlaffen, weiter aber nichts an Schlöffern, Dörfern, Jurisdik- 
tionalien zugelegt werden (J. 25. 26); ebenfo foll „kein regierender Hertzog feine Söhn oder Brtt- 
dere oder fonftige Stammverwandte mit Herrfchaffteu , Stätten, Aembtem, Fleken, Dörfern und 
SchlOflern oder anderen unbeweglichen Güttem Juribu» et Bonis Doroanialibus et Cameralibns, 
welche Unferem Hertzogthum, beeden Cammern und Cammerfchreiberey inkorporirt oder auch 
kÜDfftighin unter Unß oder Vnfern nachfolgern am Regiment zu denenfelben zurukfallen, acqui- 
riret oder bey einem diefer Corporum ohne expreffe refervation auch nur auf ein oder zwey 
Jahr lang adminiftriret, folglich damit, diefer Unferer difpofition gemäs, denenfelben einverleibet 
worden, appanagiren und abfertigen"*, auch keine befondere Jagensdiftrikto und drgl. ausfetzen, 
fondern lediglich mit Geld, gnten Kapitalien oder Gefällen abtheilen. (§. 27. 28). 

Endlich werden aber nicht blos Land and Leute, nicht blos alle zu den 
beiden Kammern und der Kammerfchreiberei gehörigen Grundrtücke dem Gefetze 
der Untheilbarkeit und Unveräußerlichkeit unterworfen, fondern es werden felbft 
gewifle Fahrniflftücke, die Stammkleinodien, Bibliotheken u. f. w. zu einem Fidei- 
commilTum Familiae perpetnnra in nexu juris et ordinis primogeniturae erklärt (§. 9), 
wie denn der Primogenitus nicht blos hier, sondern auch in allen anderen vorge- 
dachten Stücken in gleicher Weife wie in dem Keichslehen als Erbe eintrete Tollte (§. 10). 

Da aber Herzog Karl Alexander nicht mißkannte, daß feiner Dispofition 
die Kraft eines Landesgrundgefetzes fehle, fo verordnete er, um fie gleichwohl vor 
Zuwiderhandlungen zu fiebern, daß alle feine Erben und Nachkommen vor Antritt 
der Regierung einen eidlichen Revers wegen Beobachtung diefes Teftamentes aus- 
ftellen und diefer im förftlichen Archiv verwahrt, auch der jeweiligen Konfirmation 
der Landesprivilegien durch den neuen Regenten, (welche der Huldigung des Landes 
voranzugehen hatte) nach feinem wefentlichen Inhalte einverleibt werden folle 
(§. 35). Letzteres ift freilich niemals gefchehen. Gleichwohl bilden die hier auf- 
geführten Beftimmungen des Teftamentes fortan einen unverrückten und nie mehr 
angefochtenen, wenn auch freilich von Herzog Karl bezüglich der Integrität des 
Privatfamilienfideikommiffes thatfächlich nicht immer befolgten Grundfatz der württem- 
bergifchen Haus- und StaatsverfafTung. 

Hatte der Fortfehritt des Teftamentes Eberhards III. darin beftanden, daß 
das alte Unionsgefetz auf den feither erfolgten Zuwachs an Land überhaupt ausgedehnt 
worden, ja auch auf den künftigen Zuwachs, wenn diefer der Landfehaft inkorporirt 
würde, und hatte dann Eberhard Ludwig in weiterer Entwicklung des Eberhardifchen 
Gedankens die inzwifchen der herzoglichen Kammer heimgefallene und darum 
von dem Eberhardifchen Teftamente nicht getroflFene Graffchaft Mömpelgard dem 
unzertrennlichen Corpus eingefügt: fo befteht nun das Verdienft des Alexandrifchen 
Teftamentes darin, daß es nicht nur den jetzigen Beftand des Landes und der her- 
zoglichen Kammern einfchließlich des Kammerfchreibereigutes, fondern auch allen 
künftigen Zuwachs des einen und der andern für untheilbar, unveräußerlich und 
nach Priraogeniturrecht vererblich erklärt und zugleich die Frage, was als ein folcher 
Zuwachs, was als inkorporirt anzulehen, im weiteften und die freie Verfügungsgewalt 
de» einzelnen Regenten auf das unumgänglich Nothwendige befchränkenden Sinne 
beantwortet 

Wie fchon in der Beftimmung des nach Karl Alexanders Tode zwifchen dem 
Adminiftrator Karl Rudolf von Württemberg-Neuftadt (f. o.) und der Herzogin-Wittwe 
abgefchloffenen Vergleiche vom 5. November 1737, „Es folle auch das fürftliche 
Teftameni gegen des fürftlichen Haufes und gefammten Landes Verträge, auch 
deflen ältere und neue Verfaflung niemalen allegirt werden^, ftlllfchweigend das 
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Anerkenntnis lag, daß das Teftament allerdings in Kräften und zu allegiren feie, foweit 
es nicht gegen die Verfaffung verftofle, fo wurde auch in derThat gleich bei Aus- 
ftattung der beiden nachgeborenen Söhne Karl Alexanders, Ludwig Friedrich und 
Eugen Friedrich, dem Teftamente Karl Alexanders genau nachgegangen; fie erhielten 
lediglich Geldapanagen. Letztere find zwar in der Folge manchfach erhöht worden 
(vergl. Reyfcher I. 221, der freilich hier nicht voUftändig ift), beftanden aber doch 
immer nur in baarem Geld, nie in liegenden Gütern oder gar in Hoheitsrechten; 
lolche wurden auch von den beiden Prinzen gar nicht beanfprucht. Allerdings ver- 
fprach Herzog Karl unterm 12. September 1763 feinem Bruder Ludwig Eugen, wo 
möglich liegende Gründe ausfindig zu machen, worauf die für Ludwig Eugens De- 
fzendenz verfprochene Abfindung radizirt werden könnte (Reyfcher L S. 244), allein 
fchon die Faffung der Worte beweist, daß folche liegende Gründe dem regierenden 
Herzog zur Zeit nicht zur Verfügung ftanden, er fie alfo erft erwerben mußte; neu- 
erworbene Güter aber zu diefem Zwecke zu verwenden, war ja durch Karl Alexan- 
ders Teftament nicht ausgefchloflen. 

Als aber unter Herzog Karl das Kameralwefen in die größte Zerrüttung und 
völligen Zerfall gerathen und das Fideikommiß des Haufes durch Einbußen und 
Veräußerungen aller Art empfindlich gefchwächt worden war, da führten die fort- 
gefetzten Vorftellungen der Landfchaft, denen fich feit 1775 auch die nachdrück- 
lichen Befchwerden und Drohungen der beiden Agnaten Ludwig Eugen und Fried- 
rich Eugen zugefellten, endlich zu dem fürftbrüderlichen Vergleiche vom 
11. Februar 1780 (Reyfcher H. S. 613), welcher von der Landfchaft mitberathen, 
mitbefchloffen und befiegelt und ausdrücklich zu einem Landeskompactatum ange- 
nommen worden ift. Diefes Haus- und Landesgrundgefetz ift hier darum zu er- 
wähnen, weil es alle der württembergifchen Haus- und Landesverfaffung zu Grunde 
liegenden Privilegien, Verträge, Rezeffe, Teftamente, Reverfalien, Affekurationen und 
was fonft dahin zu rechnen ift, fowohl überhaupt, als insbefondere auch die herzog- 
lichen Teftamente beftätigt und als unabweichliche Norm bei Verwaltung des Her- 
zoglichen Kammergutes und Kammerfchreibereigutes zu Grunde legt (§. 1. 4. 9.). 
Hiefür werden außerdem ins Einzelne gehende Vorfchriften getroffen und, in Be- 
ftätigung und Ergänzung des Alexandrifchen Teftamentes, das übrigens nicht 
namentlich genannt wird, beftimmt, daß das Fideikommiß des herzoglichen Haufes 
unzertrennt und unverringert beifammen bleiben und unter keinerlei Vorwand, ins- 
befondere nicht zur Beftreitung der Onera Territorii et Regiminis, angegriffen werden 
dürfe (§. 21). Zu Ausnahmen hievon in fchwerer Landesnothdurft ift das fchriftliche 
Gutachten der herzoglichen Kollegien, Kommunikation mit den Agnaten und ver- 
faffungsmäßige Miteinwilligung der Landfchaft erforderlich (§. 22). Hervorzuheben 
aus den übrigen Beftimmungen des Vergleichs ift außerdem, daß durch ihn eine 
Kompenfation zwifchen Alienationen oder Deteriorationen und den auf einer anderen 
Seite gemachten Acquifitionen oder Meliorationen diefes Fideikommiffes ausge- 
fchloffen (§. 1) und demgemäß nicht nur die Wiederbeibringung der von Herzog Karl 
veräußerten Fideikommißftücke verfprochen, fondern auch alle und jede von diefem 
au Immobilien bisher gemachten Acquifitionen ohne Unter fchied dem „FideicommilTo et 
Domanio Familiae" einverleibt und unlöslich damit verbunden worden find (§. 25). 

Die übrigen für die Verwaltung des Kammergutes und des Familienfidei- 
kommiiles wie fiir die Rechte der Agnaten fo wichtigen Beftimmungen diefes Grund- 
gefetzes können hier nicht weiter verfolgt werden. Von Wichtigkeit för den Gegen- 
ftand der vorliegenden Unterfuchung ift der Vergleich von 1780, kurz gefagt, einmal 
formell durch Erfetzung eines bloßen, dazu niemals ganz anerkannten, Hausgefetzes, 
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des Alexandrifchen Teftamentes, durch ein Landesgrundgefetz, zweitens aber in- 
Imaltlich durch BeftätigUDg und folgerichtige EntwickluDg im Einzelnen der durch 
jenes Teftament gegebenen Beftimniungen. 

So war nicht blos die Untheilbarkeit und Unzertrennliehkeit des Staates, 
fbndern auch die des Staatsgutes (Kammergutes und bezw. Geiftlichen Guts) und 
des fiirrtlichen Hausgutes (Privatfamilienfideikommifles) im weiteften Umfange aus- 
gefprochen und mit fchfitzenden Garantieen umgeben. Von jetzt an waren keine 
gefetzgeberifchen Neufchöpfungen mehr nothwendig. Es genügte, daß die nach- 
folgenden Regenten in ihrer jeweiligen Beftätigung der Landesverfaffung vom 27. Okt. 
1793, 27. Mai 1795 und 24. Dezember 1797 (vergl. Reyfcher IL S. 361) neben 
den früheren Grundgefetzen ausdrücklich auch den Vergleich von 1780 mitbeftätigten. 
— Und als nach Herzog Friedrich Eugens Tode im Jahr 1797 wieder, nachgeborene 
Prinzen abzufinden waren, gefchah dies unter Hinweis auf das großväterliche Teftament 
(Karl Alexanders) lediglich in Geldapanagen (und einem „Angedenken" im Werth 
von 5000 fl., Reyfcher L S. 236). 

Die Erhöhung Herzog Friedrichs II. zur Kurwürde in Folge des Reichs- 
deputationshauptfchlufles vom 25. Februar 1803 hatte zur Folge, da£ nunmehr auf 
das neue Kurland auch die Beftimmungen der goldenen Bulle über Untheilbarkeit 
und Erftgeburtsrecht Anwendung fanden, diefe Grundfätze alfo durch zwei Reichs- 
gefetze, ein befonderes, den Herzogsbrief, und ein allgemeines, die goldene Bulle, 
gefiebert waren. Als Kurland aber bezeichnete der Kurfürftenbrief vom 24. Auguft 
1803 (abgedruckt bei Reyfcher II S. 646) „das bisherige Herzogthum als folches" 
d. h. alfo das im Jahr 1495 zum Herzogthum vereinigte Land einfchließlich des 
feitdem durch Inkorporationen gewonnenen Zuwachfes deffelben. 

Die erften Jahrzehnte unferes Jahrhunderts haben zwar die altehrwürdige 
Verfaffung Württembergs nach einem Ichmerzlichen Todeskampfe zu Grunde gehen 
und fpäter auf den Trümmern der alten Zeit eine neue Verfaffung jugendkräftig 
crftehen fehen; und auch die Hausverfaffung ift formell auf neue Grundlagen geftellt 
worden. Aber da die bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts allmählich gewonnenen 
und zu gefetzlicher Geltung gebrachten Anfchauungen über Staat, Staatsgut und 
Hausgut und über das wahre Intereffe des Landes und des Haufes höchft moderne 
waren und in entfchiedenem Gegenfatze zu denen des Mittelalters fich befanden, 
fo hat natürlich auch die neue Zeit diefen Gewinn nicht preisgegeben, fondern in 
den neuen Gefetzen das bereits beftehende Recht anerkannt und beftätigt. 

Allerdings enthält gleich das erfte hierher einfchlagende Gefetz, das Fried- 
rich IL als König und unumfchränkter Herrfcher erlaffen, das Hausgefetz vom 
L Januar 1808, fcheinbar einen Rückfehritt, wenn es in §. 6 beftimmt: 

„Bei den fehr bedeutenden Erweiterungen, welche Wir den Uns angeftammten 
Staaten gegeben haben, und welche während Unferer Regierung etwa noch ftattfinden 
könnten, bedienen wir Uns andurch des jedem erften Erwerber zuftehenden Rechts, die 
Gefammtheit Unferer Königl. Staaten zu einem ewigen und unveräußerlichen Fideikommii2 
Unferes Königl. Haufes zu konftituiren, welches in feiner Subftanz wefentlich von einem 
Könige auf den andern übergeht^. 

Allein der unmittelbar folgende Satz: 

„Es kann daher kein künttiger König auf keinerlei Art eine Verfügung treffen, wo- 
durch das Königreich in feinen wefentlichen Beftandtheilen oder in demjenigen, was zu 
den Staatsinventarien gehört, vermindert wiirde". 

geftattet doch den Schluß, daß auch die Neuerwerbungen fpäterer Regenten, wenn 
fie zum Königreich oder zu den Staatsinventarien (d. h. dem Staatsgut, den Staats- 
domänen) gefchlagen würden — und etwas anderes war nunmehr kaum denkbar — 



damit Beftandtheile des Königreichs bezw. diefer Steatsinventarien wurden, diefe 
daher in der Folge um jene Beftandtheile nicht mehr vermindert werden darfteiL 
Freilich fcheint König Friedrich bei diefer Beftimmung nicht bedacht zu haben, dafi 
er für die Befolgung derfelben durch fpätere Regenten keine Gewähr hatte; bat 
doch Dahlmann vollkommen Recht, wenn er in feiner Politik (IL Aufl. S. 16) be- 
merkt, daß gerade der unumfchränkte Herrfcher minder mächtig ift, als der befchränkte, 
weil er nicht über feinen Tod hinaus verfügen kann. Dafl in König Friedrich der 
moderne Staatsgedanke fo lebendig war, wie nur in irgend einem feiner ZeitgenolTen, 
zeigen feine Vorfchriften über die Abfindung der Nachgeborenen. Hierüber beftimmt 
§. 38 des Hausgefetzes von 1808: 

^Die Appanagen der (amtlichen Prinzen und Priozefllnen des KOnigK Haufes können 
zu keiner Zeit und nie, auch unter keiner Vorausfetzung , in liegenden Gründen ertheilt 
oder auf denfelben radicirt werden , fondern fie füllen ftetshin und immer auf die Köui^l. 
General ftaatskaflTe angewiefen — werden; wodurch jedoch der König dem Rechte nicht 
enffagt, durch Schenkung von Gütern , jedoch unter Vorbehalt der Königl. Souverainitüt, 
ein oder das andere Mitglied des Königl. Haufes zu erfreuen.*^ 

Die Höhe diefer Apanagen ift unter Aufhebung der Normen des Alexan- 
drifchen Teftamentes durch die Königl. Verordnung vom 7. Februar 1808 geregelt 
worden (Reyfchcr HI. S. 278—279). 

Während fodann die von König Friedrich dem Lande gegebene, von deffen 
Repräfentanten aber eimüthig zurückgewielene Verfaflungsurkunde vom 15. März 1815 
in §.49 nur den kurzen Satz enthalten hatte (Reyfcher III. S. 311): 
„Das Staatsgut foll in feiner Subftanz nicht vermindert werden" 
war dagegen in den Verfaffungsentwurf der Ständeverfammlung felbft vom Sommer 
1816 folgende ausführliche Beftimmung aufgenommen: 

„Sämmtliche Beftandtheile des Königreichs bleiben als ein unzertrennliches Ganzes 
und zur Theilnahme an einer und derl'elben Verfaflung vereinigt 

„Mit gleicher Wirkung wird derofelben jede künftige Erwerbung einverleibt werden, 
welche von dem Staatsoberhaupt als folchem, fei es durch einen völkerrechtlichen oder 
andern Titel, gemacht werden follte." 
(Verhandlungen in der Verfamralung der Landftändc XXX. Abth. 2. Stock S. 63). 

Und endlich find in die zwifchen König und Volk fchliefllich vereinbarte Ver- 

faffung vom 25. September 1819, die Grundfeite unferes heutigen Staatslebens, 

folgende Sätze aufgenommen, die ficb, nur in etwas anderer Form, bereits in dem 

königl. Entwürfe vom 3. März 1817 gefunden hatten, (abgedruckt bei Reyfcher III 

345, 378, 379, 380): 

§. 1. Sämmtliche Beftandtheile des Königreichs ßnd und bleiben zu Einem unzer- 
trennlichen Ganzen und zur Theilnahme an einer und derfelben VerfalTung vereinigt 

§. 2. Würde in der Folgezeit das Königreicli einen neuen Landeszuwachs durch 
Kauf, Taufch oder auf andere Weife erhalten , fo wird derfelbe in die Gemeinfchaft der 
VerfalTung des Staates aufgenommen. 

Als Landeszuwachs ift alles anzufehen, was der König nicht blos für Seine Perfon, 
fondern durch Anwendung der Staatskräfte oder mit der ausdrücklichen Beftimmung, daß 
es einen Beftandtheil des Königreichs ausmachen foll, erwirbt.** 

Aber nicht blos die Untrennbarkeit des gegenwärtigen und des zukünftigen 
Umfanges des Staatsgebietes ift hier ausgefprochen , fondern auch von dem Staats- 
gebiet das Staatsgut und von diefem wieder das Hausgut der Königl. Familie klar 
unterfchieden und auch den beiden letzteren ihr ungeminderter Beftand in den 
§§. 102, 107, 108 verfaffungsmäflig gewährleiftet. 

lieber die Abfindung der Nachgeborenen enthält die Verfaffungsurkunde 
keine Beftimmungen. Dagegen fchreibt das ebenfalls mit den Landftänden verab- 
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fchiedete Hausgefetz vom 8. Juni 1828 in Artikel 23. vor (Reyfcher HI. S, 602. 
Schulze HausgeC III. S. 515): 

„Apanagen, Sustentationsgelder , Mitgaben nnd Wittum können nie in liegenden 
Gründen ertheilt werden, fondern werden immer nur von der StaatskaiTe — in Geld ans- 
bezahlt." 

Die feitdem ergangenen Landesgefetze; insbefondere die VerfalTangsgeretze 
haben den hier behandelten Gegenftand nicht berührt. Dagegen folgt aus Art. 1. 
der Reichsverfaffung vom 16. April 1871, daß es nunmehr zu einer Abtrennung 
einzelner Theile des Staatsgebietes, foweit fie mit einer Loslöfung aus dem Reichs- 
verbände verbunden wäre, jedenfalls der Zuftimmung des Reiches bedürfte (vergl. 
Laband Staatsrecht des Deutfchen Reichs Band I. S. 186 f.). 

Ueberblicken wir am Ziele unferer Wanderung durch die Jahrhunderte noch 
einmal die Hauptpunkte in der Entwicldungsgefchichte des Untheilbarkeitsgedankens 
in Wnrttemberg, fo finden wir zu der Zeit; da der Stern der Hohenftaufen bereits 
erbleichte, die wnrttembergifchen Grafen im Befitze eines nur kleinen Gebietes^ das 
aber in diefer Geftalt wohl nie den Amtsbezirk eines Gaugrafen gebildet Doch 
rafcb wiffen fie auf Grund der verfchiedenften Titel ihren Befitz zu mehren. Ob- 
wohl nun diefer fo kein organifches Ganzes bildete, obwohl hier Land und Leute 
als Eigenthnm, als Ökonomiich nutzbare Privatgüter betrachtet werden, fo wird doch 
diefer Befitz im bewußten Interefle des Haufes von Anfang an zufammengehalten. 
Ja bereits fünf Jahre nach dem Erlaü der goldenen Bulle wird den von einer 
Seite auftretenden Theilungsgelüften gegenfiber der Untheilbarkeitsgrundfatz haus- 
gefetzlich feftgeftellt. Die nächften Jahrzehnte geben zu Theilungen keinen Anlaß, 
das Untheilbarkeitsgefetz wird darüber vergelTen, und fo fuhrt die anderwärts all- 
gemein gewordene Theilungsunfitte im Jahre 1441 auch im Württemberger Haufe 
zu einer Landestheilung. Doch fchon 32 Jahre fpäter wird zu Urach durch einen 
neuen Vertrag abermaliger Theilung vorgebeugt, ja neun Jahre darauf im Münfinger 
Vertrage die Wiedervereinigung und Unzertrennlichkeit des bereits Getheilten aus- 
gefprochen, auch die Erbfolgeordnung demgemäß geregelt Die Entwicklung der 
folgenden Jahre, welche nicht ohne einiges Schwanken den Untheilbarkeitsgrundfatz 
fchließlich für alle Fälle doch aufrecht erhält und daneben an Stelle der Gemein- 
fchaftsregierung die Einheit der Regierungsgewalt vollkommen durchführt, wird durch 
den Herzogsbrief abgefchloflen. Aller Land- und Grundbefitz der beiden Grafen 
Eberhard, gleichviel, was fonft deflen rechtliche Natur, ift damit dauernd für nntheil- 
bar erklärt; Graf Heinrichs elf äßifche Herrfchaften find das einzige württembergifche 
Befitzthum, das von der Union ausgefchlolTen ift. Nun geht aber in Folge der Er- 
eignilTe in der erften Hälfte des fechzehnten Jahrhunderts die Kontinuität der Ent- 
wicklung verloren, und theils in Folge mangelnder Kenntnis der alten Hausgefetze, 
theils aus politifchen, theils aus perlonlichen Rückfichten macht fich, zugleich unter 
dem Druck der immer noch mächtigen privatrechtlichen Anfchauungsweife, in Herzog 
Chriftofs und Ludwigs Teftamenten eine rückläufige Bewegung geltend. Jhre prak- 
tifche Wirkung üben diefe indeß erft in den fürftbrüderlichen Vergleichen des fieb- 
zehnten Jahrhunderts. Doch macht fich, theilweife fchon vor, ganz entfchieden aber 
nach dem dreißigjährigen Kriege, eine bedeutende Klärung in den Anfchauungen 
bemerkbar und findet bald auch gefetzlichen Ausdruck: einmal beginnt man den 
Befitz des Regeuten nach feiner rechtlichen Natur zu fcheiden in Land und Leute, 
worüber Hoheitsrechte, und in das Kammergut, worüber Vermögensrechte auszuüben 
waren, dann aber wird zugleich bezüglich beider und zwar nicht blos für den alten 



Beftand von 1495, fondero für ihreo jetzigen, ja theilweife Telbfl für den kiinfliget 
Zuwachs die dauernde Untheilbarkeit ausgefprochen. Dies das Verdienft Eber- 
hards III. Unter ihm hatte (ich auch, aachdem das Kammergut allmäfalich dei 
Karakter des Staatsgutes erhalten, wieder ein befonderes Hausgat der f&rftlictti 
' Familie durch Gründung des Kammerfchreibereigates zu bilden angefangen. Nach- 
dem hierauf Eberhard Ludwig die nnter leiner Regierung durch Eücklall Mömpel 
gardfi gemachte bedeutende Vermehrung des Kammergiites ebenfalls mit dem Theilnnss- 
and VeräulJerungeverbote belegt hatte, erklärte Karl Alesanders Teftament allgemtii 
und überhaupt Jeden inzwifcbcn erfolgten oder künftig erft eintretenden Zawacls 
zu einer der drei oben genannten MalTen für nicht wieder trennbar, und eDtJM 
fiebert der Vergleich von 1780 die Befolgung diefer Vorfchriften durch verfchicdew 
Maßregeln, insbefondere dorcfa Erbebung derfelbeu zum Staatsgrundgefctze. Daroii 
ift die Entwicklung rolirtändig zum Abfchluß gediehen; wohl neue Gefetze fmd feit- 
dem aufgehellt worden, aber keine neuen Grundfätze. 

So ift das Bild, das Heb uns dargeboten, im Vergleich zu dem Gang, dei 
die Entwicklung der anderen deutfcben Staaten gegangen, im ganzen genommen ni 
höchft erfrenlichcB. Wirklich getbeilt war das recbtsrbeinifche Hauptland uberbuipi 
nur einundvierzig Jahre. Und fragen wir, wie es gekommen, daß Württemberg 
einem im Grunde wenig bedeutenden Befitztbum einee edlen fchwäbifchen Gefchlerlm 
zu einem der größten Staaten des deutfcben Reiches emporgewachfen, daß dieNatb- 
kommen der alten Grafen, alle ihre Nachbarn überflügelnd, die Herzogs-, die Kdi- 
fnrften- und Eönigswürde gewonnen, fo lautet die Antwort: Nicht durch Waffeoglöii 
— denn die bedeutendfle Eroberung der Grafen- nnd Herzogszeit im Feldzuge von iSW 
hatte doch nur wenige Städte und Dörfer und die Vogtei über ein paar ElöFIcr 
eingetragen, — auch nicht durch Heiraten — der einzige erheiratete Lauderwab 
von Bedeutnng war Mörapelgard, — fondern neben einer glücklichen Verfallmif. 
welche weifen Regenten einen Rückhalt gewährte , hin and wieder auftretende 
Extravaganzen aber meift erfolgreich zu zügeln wußte, vor allem durch die Wei^ 
heit und echt ftaatsmännifche Politik erleuchteter Regenten. Und wie Heb jene duii 
zeigte, daß diefe Fürften, ein dazu nur fcheinbares Familienintereffe den höfaeni 
Rückfichten des Staatswohles opfernd, das Wohlergeben ihres Landes und ihifi 
Hanfes begründeten durch Einfuhrung der neu erkannten Wahrheit and Erhebn; 
derfelben zum Gefetz in einer Zeit, da andere deatfche Fürftenhäafer , in kleiolicki 
verkehrten Anfchauungen befangen, durch Landestheilungen Haus und Land ins Elo^ 
brachten, fo hat auch die wurttembergifche Landfcbaft nicht gezaudert, nachEräAu 
ihre Aufgabe zu erfüllen, die darin beftand, das Gewonnene zu fiebern, den beßefc- 
enden Rechtszuftand zu bewahren nnd gegen die, wenn auch aus wohlmeineods 
Abficbt gemachten, Angriffe zu behaupten. 

Darum wird auch von jeher die Weisheit diefer Regeuten Württeniber|i 
voran der drei Träger des glückverheißenden Namens Eberhard, des Grafen Ebo- 
bard des Greiners , Eberhards im Bart und Herzog Eberhards III., mit Recht \ti 
gepriefen. Ueber das Benehmen der Landfchaft aber hat einer ans diefen Regentn 
Herzog Eberhard UI., felber das ehrendfte Urtbeil gefproehen, als er bei Er5BiiD>>! 
des Landtages am 1. Mai 1651 an die verfammeltc Landfchaft die anerkennemla 
Worte richtete: 

Hand minor eft virtus, quam quaerere, parta tueri. 
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